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Editorial

In regelmafligen Abstanden werden seit dem Jahr 2002 in den
Arabischen Entwicklungsberichten des United Nations Deve-
lopment Programme (UNDP) die okonomischen, politischen,
sozialen und gesellschaftlichen Moglichkeiten der Menschen in
den arabischen Staaten untersucht. Als zentrale Entwicklungs-
blockaden gelten rentenokonomische Strukturen und autorita-
re Herrschaftsformen, welche sich in der ungleichen Verteilung
von wirtschaftlichen und sozialen Chancen, fehlender politi-
scher Teilhabe und mangelhaften zivilgesellschaftlichen Aus-
drucksmoglichkeiten widerspiegeln.

Diese Missstande intensivieren gesellschaftliche Konflikte
und machen die Menschen anfalliger fur radikale Ideen: Der tie-
fe Graben zwischen den gesellschaftlichen Realitaten einerseits
und den Bedurfnissen der Burgerinnen und Burger anderer-
seits fuhrt zu groflem Frust und Resignation gerade bei jungen
Araberinnen und Arabern und lasst die Aussichten fur einen
gewaltfreien Wandel zu demokratischeren und sozial durch-
lassigeren Gesellschaften sinken. Zu den wichtigsten Hand-
lungsfeldern gehoren der Aufbau einer Wissensgesellschaft, die
Emanzipation und Ermachtigung von Frauen sowie der Ausbau
politischer und okonomischer Teilhabemoglichkeiten und indi-
vidueller Freiheiten.

Doch trotz verstarkter internationaler Aufmerksamkeit lasst
sich lediglich eine geringe Reformbereitschaft der arabischen
Regime erkennen. Die westlichen Demokratien halten sich mit
nachdrucklichen Reformforderungen zuruck: Einer langfris-
tig praferierten demokratischen Transformation der arabischen
Staaten stehen kurzfristige Stabilitatsinteressen entgegen. Da-
her gilt es, nicht nur diesen Zielkonflikt in der Politik westlicher
Industrielander gegenuber der Region aufzulosen, sondern auch
fortschrittliche Krafte innerhalb der arabischen Gesellschaften
starker in den Blick zu nehmen.

Astye Oztirk



Sonja Hegasy
Die Sakularisierung
des arabischen Den-
kens: Zur Trennung
von Vernunft und
Religion

m Mai 2010 verstarb einer der bedeutends-
ten arabischen Vernunft- und Gesell-
schaftstheoretiker. Mohammed Abed al-Jabri
zahlt zu den wichtigs-
Sonja Hegasy ten Philosophen der
Dr. phil, geb. 1967; Vize-Direlk-  Region. Ein Jahr zu-
torin, Zentrum Moderner Orient, vor hatte er sein Werk
Kirchweg 33, 14129 Berlin.  mit knapp 30 Mono-
sonja.hegasy@rz.hu-berlin.de  graphien im Gesprach
mit der Autorin fur
beendet erklart. Seit seiner Dissertation im
Jahr 1971 uber den Historiker und Vorlaufer
der modernen Soziologie Ibn Khaldun (1332-
1406) hat al-Jabri ein umfangreiches Werk
vorgelegt, das heute zu den Klassikern des
arabischen Denkens gehort.l' Trotzdem sind
seine Arbeiten im Westen so gut wie unbe-

kannt.

Al-Jabri, der sowohl publizistisch als auch
politisch aktiv war, gehorte zu den Verfech-
tern eines linken Gesellschaftsmodells in der
arabischen Welt. Er begann seine publizisti-
schen Tatigkeiten ab Ende der 1950er Jahre bei
der Zeitung al-tahrir (Die Befreiung) der sozi-
alistischen Partei Union Nationale des Forces
Populaires (UNFP). Ab Mitte der 1970er Jahre
widmete sich al-Jabri verstarkt seinem philo-
sophischen Werk. Hier arbeitete er hauptsach-
lich zum arabischen Projekt der Aufklirung,
zur gesellschaftspolitischen Rolle der Intel-
lektuellen, zum Verhaltnis von arabo-isla-
mischem Kulturerbe und Moderne sowie zu
Fragen von Demokratisierung und Menschen-
rechten. Bis zu seinem Tod war al-Jabri Chef-
redakteur der philosophischen Monatszeit-

schrift fikr wa naqd (Idee und Kritik).

Fuar sein Wirken erhielt er im Jahr 2008
in Berlin den ,Ibn Rushd Preis fir Freies
Denken®. Sein Verdienst um die Populari-

s1erung philosophischer Erkenntnisse liegt
in seinen Beitrigen zur individuellen Ver-
nunftanstrengung und damit zur Eman-
zipation von uberkommenen Autoritaten.
Al-Jabri betont die Heterogenitat der arabi-
schen Geschichte, um seine Forderung nach
Pluralisierung und Demokratisierung zu
untermauern.

Al-Jabri will ein autochthones Modell ver-
nunftgeleiteter Modernisierung anbieten.
Kernelemente dieser Modernisierung sind fur
ihn Rationalitat und Demokratie. Dabei ist
sich al-Jabri der Uberfrachtung des Begriffs
»Modernisierung bewusst: ,Die Moder-
ne, so wie sie sich in unserer gegenwartigen
Situation definiert, ist zugleich die Renais-
sance, die Aufklarung und die Uberschrei-
tung dieser beiden Etappen.“P In der ,Kri-
tik der arabischen Vernunft“ (im Folgenden
KdaV, erschienen zwischen 1984 und 2001F)
entwickelt al-Jabri drei Kernthesen:

e Er arbeitet den ideologischen Anteil von
Rechtsfindung, Geschichtsschreibung und
Philosophie im Zeitalter der Kanonisie-
rung heraus.

e Er spricht von drei Wissensordnungen,
welche die Erkenntnis im islamisch geprag-
ten Kulturraum vorstrukturieren.

e Er entwickelt seine These von der Wieder-
geburt des aristotelischen Denkens in An-
dalusien und Nordafrika durch den anda-
lusisch-marokkanischen Philosophen und
Juristen Averroes (arabisch: Ibn Rushd,
1126-1198).

I' Ein ausfuhrlicher Lebenslauf mit vollstandi-
ger Publikationsliste findet sich unter: www.ibn-
rushd.org/pages/int/Awards/2008/documents/cv-
ge.html (9.4.2010).

PP Mohammed Abed al-Jabri, Kritik der arabischen
Vernunft. Die Einfuhrung, Berlin 2009, S. 58.

P Nagd al-<aql al-‘arabi, Bd. I: Takwin al-caql al-
‘arabi (Die Genese der arabischen Vernunft), Bei-
rut-Casablanca 1982. Bd. II: Binyat al-‘aql al-carabi:

divasa tabliliyya naqdiyya li-nuzum al-ma‘arifa fi

al-thaqafa al-‘arabiyya (Die Struktur der arabischen
Vernunft: eine analytische und kritische Studie der
kognitiven Ordnungen in der arabischen Kultur),
Beirut-Casablanca 1986. Bd. III: Al-agl al-siyasi al-
arabi: mubaddidatub wa tajalliyathu (Die arabische
politische Vernunft. Determinanten und Erschei-
nungen), Beirut-Casablanca 1989. Bd. IV: Al-<aql al-
achlaqi al-‘arabi: dirasa tabliliyya naqdiyya li-nuz-
um al-giyam ftal-thaqafa al-<arabiyya (Die arabische
praktische Vernunft), Beirut-Casablanca 2001.
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Eine englische Ubersetzung der KdaV er-
scheint voraussichtlich im Sommer 2010 —und
damit 26 Jahre nach dem Erscheinen des Ori-
ginals des ersten Bandes. Dies deutet darauf
hin, wie unzulanglich der ,,Dialog mit der is-
lamischen Welt“ noch ist— zumindest wenn er
die ernsthafte Rezeption von und Auseinan-
dersetzung mit ihren zentralen Denkern und
Denkmustern einschlieft. Denn ,,die Diskus-
sion Uber das richtige Verstandnis des turath
(muslimisches Kulturerbe, S.H.) nimmt im
modernen arabischen Diskurs solch breiten
Raum ein, dass es verwundert, wie wenig in
westlichen Sprachen gezielt zu diesem Thema
geschrieben wurde“.l*

Struktur der arabischen Wissenschaft

4

In der Einleitung zum ersten Band (1984)
ordnet al-Jabri die KdaV in eine Reihe von
Veroffentlichungen ein, die wihrend der ver-
gangenen hundert Jahre zur Renaissance der
arabischen Kultur erschienen sind. Er behan-
delt die epistemologische Struktur der arabi-
schen Wissenschaft, das heiflt die Frage, wie
es zur Produktion von Wissen kommt. Dazu
greift al-Jabri auf Michel Foucaults épisteme-
Konzept (Konfiguration oder Ordnungs-
prinzip) zuruck: In jedem Kulturzustand gibt
es nach Foucault eine verborgene Modalitat
der Ordnung, die das Fundament bildet, auf
dem sich jegliche Interpretation strukturiert.
Diese Ordnung tritt jedes Mal als eine ,,Mog-
lichkeitsbedingung® fur eine stark hierarchi-
sierte Form der Erkenntnis auf. Es existiert
also ein ,geheimes Netz*, nach dem sich alle
Dinge in gewisser Weise betrachten lassen.
In jedem Ding ist das Ordnungsprinzip sei-
ner Bedingungen eingeschrieben, so dass das
Denken des einen immer zum Denken des
anderen fuhrt.

Al-Jabri ubertragt die These vom inharen-
ten Ordnungsprinzip auf den arabisch-isla-
mischen Kulturraum, wo Grammatik, Recht,
Theologie, Mystik, Rhetorik und Philoso-
phie keine eigenstindigen Wissenschaften
und insbesondere Theologie und Philosophie
nie unabhingig von der Politik waren. Diese
Felder weisen aus seiner Sicht die gleichen

I* Thomas Hildebrandt, Neo-Mu‘tazilismus? Inten-
tion und Kontext im modernen arabischen Umgang
mit dem rationalistischen Erbe des Islams, Leiden
2007, S. 105.
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Strukturen der Wissensproduktion auf. Nach
al-Jabri konnte sich das Denken in Analogien
so fest im arabisch-islamischen Kulturraum
verankern, dass diese Methode auf alle Berei-
che der Wissenschaft ubertragen wurde. Die-
ses Denken musse durchbrochen werden.

Fur al-Jabris These eines blockierten Mo-
dernisierungsprozesses in der arabischen
Welt ist der Aufstieg der abbasidischen Dy-
nastie (749-1258) und das sogenannte Zeit-
alter der Niederschrift (asr al-tadwin) zen-
tral. In dieser Zeit wurde die Sunna (Vorbild
des Propheten) in den Hadithsammlungen
(Uberlieferungen uber den Propheten Mo-
hammed) kodifiziert, und es entstanden die
vier wichtigsten Rechtsschulen des Islams,P
welche die Kanonisierung der Offenbarung
vorantrieben. Die Quellen des Rechts sind
der Koran, das Vorbild und die Auflerun-
gen des Propheten, der Analogieschluss (gi-
yas), der Konsens der Gelehrten (ijma‘a) so-
wie die freie Rechtsfindung eines Gelehrten
(4tihad). Diese Moglichkeit der Entschei-
dungsfindung durch Einzelne wurde jedoch
mit der Kanonisierung zunehmend begrenzt,
bis sie im 9. Jahrhundert ausgeschlossen wur-
de. Heute beziehen sich Reformdenker insbe-
sondere auf diese Quelle der Rechtsfindung,
um moderne Auslegungen der Uberlieferung
zu rechtfertigen.

Sakularisierung des Denkens

Zwei Hauptgedanken der politischen Ideen-
geschichte wirken nach al-Jabri bis heute fort
und seien der Grund fur die anhaltende Sta-
gnation in der arabischen Welt: (i) Nachah-
mung statt kritischem Denken habe sich als
zentrale Form der Erkenntnis ebenso durch-
gesetzt wie (ii) Beratung des Herrschers,
nicht aber seine Kontrolle. Al-Jabri zeigt, wie
seit dem 8. Jahrhundert die Auslegung der
Offenbarung und die daraus entstandenen
Wissenschaften den Nutzen der jeweiligen
Herrscher berucksichtigten, das heiflt wie Ju-
risprudenz, Geschichtsschreibung (die eng
mit der Biographie des Propheten und seiner

I Die vier grofiten sunnitischen Rechtsschulen ent-
wickelten sich zwischen der Mitte des 8. und dem
11. Jahrhundert und wurden nach ihren Lehrern be-
nannt: Hanafiten (Abu Hanifa, 699-767), Malikiten
(Malik ibn Anas, ca. 715-796), Schafiiten (al-Schafii,
767-820) und Hanbaliten (Ahmad ibn Hanbal, 780-
855).



Nachfolger verknupft ist) wie auch die phi-
losophisch-theologischen Debatten zu dieser
Zeit politisiert wurden.

Mit ,,Sikularisierung des Denkens® ist da-
her im Ubertragenen Sinne die Trennung der
Politik von den Bereichen Theologie, Philo-
sophie, Recht und Geschichte gemeint. Al-
Jabri arbeitet in der ,Kritik der arabischen
Vernunft“ den ideologischen Gehalt dieser
Bereiche heraus, um die Entstehung eines un-
abhingigen funften Felds zu unterstutzen,
namlich des politischen Felds. So sollen die
vorhandenen ,intellektuellen Ordnungen®
dem Zweck der Legitimation politischer Be-
wegungen entzogen werden. ,Wie lasst sich
ein objektives Verstandnis von unserer Tra-
dition entwickeln?“, so lautet nach al-Jabri
die ,wesentliche methodologische Frage, die
sich dem zeitgenossischen arabischen Den-
ken stellt, wenn es um den Versuch geht, eine
adaquate wissenschaftliche Methode in der
Auseinandersetzung mit dem eigenen Ver-
haltnis zur Tradition zu entwickeln®.I®

Fur die islamische Geistesgeschichte iden-
tifiziert al-Jabri drei Erkenntnisordnungen:
erstens die Wissenschaft der religiosen Ausle-
gung, in der Unbekanntes stets dem im offen-
barten Text schon Bekannten untergeordnet
wird. Zweitens nennt er die naturwissen-
schaftliche Beweisfuhrung, die eine Ablei-
tung aus den empirischen Daten ist. Und
drittens fuhrt er die mystische (und damit fur
al-Jabri dezidiert irrationale) Inspiration und
Versenkung an. Nachahmung sei in allen drei
Bereichen das zentrale Prinzip und habe zu
der bekannten Stagnation gefuhrt.

Das europaische Denken der Moderne sei
dagegen nicht stehen geblieben, denn hier
wurde seit dem 17. Jahrhundert das Experi-
ment als objektive Erkenntnisform hinzuge-
fugt: ,Warum blieb die experimentelle Rati-
onalitit ohne Auswirkung auf die Weltsicht
der Arabo-Muslime, obwohl diese Europa in
mehreren Bereichen dieser Rationalitat vor-
ausgingen und es inspirierten? Der Averro-
ismus und seine Theorie der Trennung zwi-
schen Religion und Philosophie ermoglichten
dem philosophischen Denken im Westen, sei-
ne Autonomie gegenuber dem Dogma der
Kirche zu gewinnen. Auf der anderen Seite
brachte die arabisch-islamische Kultur Ge-

I° M.A. al-Jabri (Anm. 2), S. 86.

lehrte der exakten Wissenschaften hervor
(den Optiker Ibn al-Haytham, genannt Alha-
zen, den Astronomen al-Batruji, genannt Al
Petragius), deren wegbereitende Arbeiten an-
schlieflend fur die Akteure der wissenschaft-
lichen Revolution im Okzident (Galilei, Ko-
pernikus) in mafigeblicher Weise inspirierend
waren. Der Grund dafur, dass die Wissen-
schaft nicht die treibende Kraft im Denken
innerhalb der arabisch-islamischen Kultur
sein konnte, liegt nach al-Jabri darin, dass be-
reits ein anderer Faktor, namlich das Politi-
sche, diese Funktion besetzte.“V

Auslegung der islamischen Quellen
und Rolle der Vernunft

Man darf nicht annehmen, dass al-Jabri ei-
ner von nur wenigen war, die sich einem sol-
chen erkenntniskritischen Unternehmen ver-
schrieben haben. Er fuhrte ein Projekt der
modernen islamischen Philosophie fort, das
thren Ausgang im friuhen 19. Jahrhundert ge-
nommen hatte. Anfang der 1950er Jahre gab
es in Agypten eine Schule der literarischen
Interpretation des Korans, zu der zunichst
sogar der spatere islamistische Vordenker
Sayyid al-Qutb zahlte. Al-Jabris ,Kritik der
arabischen Vernunft“ ist auch eine Antwort
auf Sadik Jalal al-Azms im Jahr 1969 erschie-
nene ,Kritik des religiosen Denkens® sowie
Mohammed Arkouns ,Pour une critique de
la raison islamique“ (erschienen im Jahr 1984
in Paris)l; ihre Arbeiten thematisieren die
Frage nach einer zeitgemiflen Auslegung der
klassischen Quellen, nach Ansitzen einer au-
tochthonen Modernisierung sowie nach einer
Trennung zwischen Zeichen und Denken.

Aus Sicht der verschiedenen Disziplinen
(Theologie, Literatur- und Geschichtswis-
senschaft, Semiotik) weisen diese Autoren
seit den 1970er Jahren, insbesondere unter
Ruckgriff auf Vertreter der franzosischen
Postmoderne, die historische und subjektive
Bedingtheit der Offenbarung aus und ver-
urteilen eine vorgeblich wortliche Ubertra-
gung auf heute. Diese Intellektuellen eint als
Projekt der Aufklarung die Suche nach ei-
ner Auslegung der islamischen Quellen un-
ter Ruckgriff auf die menschliche Vernunft.

I Ahmed Mahfoud/Marc Geoffrey bei ebd., S. 481.
I* Fur diesen Hinweis danke ich Dr. Lutz Rogler,
Universitat Leipzig.
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So schreibt der agyptische Literaturwissen-
schaftler Nasr Hamid Abu Zaid: ,Der Ko-
ran ist eine religiose Autoritat, aber nicht der
Bezugsrahmen etwa fur die Erkenntnisse der
Geschichte oder der Physik. Doch verstarkt
sich heute die Tendenz, zu meinen, der Koran
enthalte bereits alle Wahrheiten, die die Ver-
nunft je erkannt hat oder erkennen wird. Das
ist gefahrlich (...), denn es fuhrt zu zweierlei:
zum einen wird die Bedeutung der mensch-
lichen Vernunft herabgesetzt und damit die
Ruckstandigkeit zementiert, und zum an-
deren verwandelt sich der Koran aus einem
Offenbarungstext in einen politischen, wirt-
schaftlichen oder juristischen Traktat. Da-
durch aber verliert der Koran etwas Wesent-
liches, namlich seine spezifisch religiose,
spirituelle und in einem allgemeinen Sinne
ethische Dimension.“P

Al-Jabri wendet sich gegen eine Traditi-
on, die nur auswendig gelernt werden muss,
um sie zu beherrschen. Er geht davon aus,
dass der Koran und der Kanon des arabi-
schen Kulturerbes nicht mehr ,,neu® gelesen
werden konnen: ,,(D)er zeitgenossische ara-
bische Leser (ist, S.H.) durch seine Traditi-
on eingeschrankt und durch seine Gegen-
wart erdruckt, was zunachst bedeutet, dass
ihn die Tradition absorbiert, ihn der Unab-
hangigkeit und Freiheit beraubt. Seit seinem
Eintritt in die Welt wird ihm unablassig
die Tradition eingeimpft, in Form eines be-
stimmten Vokabulars und bestimmter Auf-
fassungen, einer Sprache und eines Denkens;
in Form von Fabeln, Legenden und imagi-
naren Vorstellungen, von einer bestimmten
Art des Verhiltnisses zu den Dingen und ei-
ner Art des Denkens; in Form von Wissen
und Wahrheiten. Er empfangt all dies ohne
jegliche kritische Auseinandersetzung und
ohne den geringsten kritischen Geist. Ver-
mittelt Uber diese eingeimpften Elemente
erfasst er die Dinge, auf ihnen grundet er
seine Meinungen und Betrachtungen. Die
Ausubung des Denkens ist unter diesen Be-
dingungen wohl eher ein Erinnerungsspiel.
Vertieft sich der arabische Leser in die tra-
ditionellen Texte, so ist seine Lekture er-

innernd, keineswegs aber erforschend und
nachdenkend.“I'°

I’ Nasr Hamid Abu Zaid, Ein Leben mit dem Islam,
Freiburg 1999, S. 491.
I'° M. A. al-Jabri (Anm. 2), S. 861.
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Beherrschung der Tradition oder sinnvolle
Anwendung in der Gegenwart bedeutet nach
al-Jabri die verschiedenen Blickwinkel zu
kennen und daraus die Relativitat und Histo-
rizitat von Geschichte zu erkennen. Aber erst
wenn Modernisierung nicht mehr als Angriff
auf die eigene Identitat gesehen wird, kann sie
sich langfristig etablieren. Aus diesem Grund
kann ein solcher Prozess auch nicht vom Wes-
ten angestoflen oder sogar protegiert werden:
Der arabischen Kultur und ihrer Geschichte
gegenuber fremd, kann die europaische Mo-
derne keinen Dialog etablieren, der eine Be-
wegung innerhalb dieser Kultur auszulosen
vermag.“I"!

Al-Jabri kritisiert auch drei zeitgenossi-
sche arabische Lesarten der muslimischen
Geschichte: die marxistische, die liberale und
die islamistische. Alle drei seien ahistorisch
und fundamentalistisch. Sie wiesen die glei-
che epistemologische Struktur auf, ,da sie
alle auf einer gleichen Art des Schlussfolgerns
basieren“.I” Die islamistische Lesart konst-
ruiere eine ,Vergangenheit, wie sie hatte sein
sollen“,I® die liberale Ubernehme ein europii-
sches Referenzsystem, ohne es weiter zu ent-
wickeln, und die dialektische Methode ordne
das arabo-islamische kulturelle Erbe einer-
seits der Widerspiegelung des Klassenkamp-
fes unter, ,,andererseits (soll es, S.H.) ein Feld
der Konfrontation zwischen Materialismus
und Idealismus (sein, S. H.)“.I'

Al-Jabri dekonstruiert das Denken einer
gradlinigen, angeblich objektiven und uber-
machtigen Geschichte, das dem Individu-
um eine einzige Identitat vorschreibe. ,Die
arabische Welt leidet heute an der Hegemo-
nie einer anderen Art von Irrationalitat, die
sich komplett vom europaischen Irrationalis-
mus (wie new age oder spiritualistische Bewe-
gungen, S.H.) unterscheidet, der ein Ergebnis
des europaischen Rationalismus ist. Es han-
delt sich um eine mittelalterliche Irrationa-
litit mit all ihren Konsequenzen, insbeson-
dere dem Fortbestehen eines Verhiltnisses
zwischen Regierenden und Regierten, in dem
letztere, auf den Status einer Herde reduziert,
im intellektuellen und sozialen Leben unter
dem Stab des Hirten vorangetrieben werden.

I Ebd., S.57.
I Ebd., S. 74.
I® Ebd,, S. 67.
I Ebd., S. 71f.



Gegenuber dieser ruckwartsgewandten Irra-
tionalitat stellt sich allein der Rationalismus
als eine wirksame Waffe dar.“I'®

Was ist ,arabische“ Vernunft?

Es geht al-Jabri nicht um eine herablassen-
de Postulierung einer anders gearteten Men-
talitat. Und er wendet sich auch gegen die
propagandistische Vorstellung, individuel-
le Vernunftanstrengung, Widerspruch und
Kritik seien ,Werte des Westens®. Al-Jabris
Werk dreht sich um die individuelle und ra-
tionale Interpretation arabischer, sakraler
Texte. Er befreit diese Texte von tradierten
Interpretationsmustern des 8. Jahrhunderts
und gesteht der rationalen Urteilskraft ei-
nes jeden Einzelnen die Fahigkeit zum Ver-
standnis zu. In der ,Kritik der arabischen
Vernunft® analysiert er strukturelle Gren-
zen der wissenschaftlichen Denkweise, wel-
che fur ihn Ursache des Misslingens des Mo-
dernisierungsprozesses im 20. Jahrhundert
sind.

Es gibt eine Reihe von muslimischen In-
tellektuellen, die heute an die Stromung
der Mutaziliten (eine rationalistische Schu-
le des Islam, die vor allem im 8. und 9. Jahr-
hundert einflussreich war) anknupfen wol-
len. Dies mag zum groflen Teil Projektion
sein, denn die Quellen zu ihrem Gedanken-
gut sind noch wenig erschlossen, aber es gibt
inzwischen viele Intellektuelle, die sich dem
Reformansatz der sogenannten Neo-Mutazi-
liten zuordnen lassen.I'¢

Die Mutaziliten werden als Kronzeugen
einer rationalistischen Denkrichtung ange-
fuhrt, weil sie schon im 2. Jahrhundert isla-
mischer Zeitrechnung der Vorbestimmung
des Menschen und der Ewigkeit des Korans
widersprachen. Daraus folgt die Verant-
wortlichkeit des Menschen fur sein Handeln
und die vernunftgebundene Interpretation
des Korans in seinem historischen, kultu-
rellen und sprachlichen Kontext. ,,Ein ge-
rechter Gott konne die Taten des Menschen

I* Ebd., S. 62.

I Vgl. T. Hildebrandt (Anm. 4). Siche auch die
laufenden Forschungsprojekte von Prof. Sabi-
ne Schmidtke an der Freien Universitat Berlin
sMu’tazilism in Islam and Judaism“ und ,Redis-
covering Theological Rationalism in the Medieval
World of Islam*.

nicht erst vorbestimmen, um ihn dann fur
sie zur Rechenschaft zu ziehen“JlV so ihre
Argumentation.

Ahnlich wie die Frage, ob Brot und Wein
nur Zeichen fur Christi Leib und Blut sind,
ist auch die Kontroverse um die Realprasenz
des Korans ein Dreh- und Angelpunkt phi-
losophisch-theologischer Debatten. Nach der
islamischen Orthodoxie ist der Koran eben-
so ,Gottes Wort“, wie die gewandelte Hos-
tie in der katholischen Tradition wirklich
»Leib Christi“ ist. Nach dieser Lesart gibt es
kein metaphorisches Verstandnis der heiligen
Schrift; das Wort Gottes kann nur wortlich
verstanden werden (und darf daher nach fun-
damentalistischer Auffassung nicht in andere
Sprachen ubersetzt werden).

Dagegen setzten die Mutaziliten die Er-
schaffenheit des Korans und eroffneten so
die Moglichkeit einer Interpretation des
Textes als ,,Kind seiner Zeit“. In dieser Tra-
dition ziechen Intellektuelle wie Nasr Ha-
mid Abu Zaid den Schluss, dass ,,der Text
des Koran einen endlosen Decodierungs-
prozess“ gestattet.I' Abu Zaid versteht die
Offenbarung als Kommunikationskanal
zwischen Gott, seinem Gesandten (dem
Erzengel Gabriel) und dem Menschen (hier
dem Propheten Mohammed). Um zu die-
ser Zeit und an diesem Ort verstandlich zu
sein, bedient sich Gott logischerweise der
arabischen Sprache. Abu Zaids literaturwis-
senschaftliche Beschaftigung mit dem Ko-
ran brachte ihm 1995 eine Popularklage als
Apostat ein. Seitdem lebt er im Exil in den

Niederlanden.

Es zeugt vom liberalen intellektuellen Kli-
main Marokko, dass al-Jabri nie verfolgt wur-
de, wie al-Azm oder Nasr Hamid Abu Zaid.
Im Gegenteil, al-Jabri lehnte gleich zweimal
die Ehrung durch ein Stipendium der Marok-
kanischen Koniglichen Akademie ab.

Schwiachen seines Ansatzes

Kritik an al-Jabri kommt auf, wenn es um sei-
ne These der unterschiedlichen Entwicklung

IV T. Hildebrandt (Anm. 4), S. 138.

I" NasrHamid AbuZaid, Spricht Gottnur Arabisch?,
in: Die Zeit, (2003) 5, online: www.zeit.de/2003/05/
Abu_Zaid (8.4.2010).
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zwischen dem Osten und dem Westen der
islamischen Welt geht. Er vertritt zum Teil
eine chauvinistische, anti-persische Haltung,
wenn er dem Osten das Festhalten an mysti-
schen und irrationalen Erkenntnisordnungen
attestiert, wahrend er in Nordafrika und An-
dalusien mit den Philosophen al-Kindi und
Averroes die strenge Beweisfuhrung der aris-
totelischen Logik verwirklicht sah, die bis
heute nachwirke. So bleibt seine Ideologie-
kritik streckenweise selbst ideologisch, denn
auf der Suche nach rationalen Elementen des
arabo-islamischen Erbes verfolgt auch er eine
politische Strategie.I”

Seine Darstellung des Schiitentums eben-
so wie der islamischen Mystik ist eindimen-
sional. Die Mystik vertrat ebenfalls eine alle-
gorische Auslegung des Korans, wenn auch
intuitiver und nicht rationaler Art, und vie-
le Mystiker haben sich gegen das Dogma der
Vorherbestimmung des Menschen gewandt.
Und gerade in den schiitischen Rechtsschu-
len ist die individuelle Rechtsfindung durch
den Imam moglich geblieben.

Auch die Tatsache, dass al-Jabri selbst kein
Theologe war und damit wenig zur Moder-
nisierung des religiosen Denkens beitragen
konnte, ist kritisiert worden. Seine Anhanger
setzen dagegen, dass die Reform des religio-
sen Denkens nicht von Theologen erwartet
werden kann: ,,Reform is not to be expected
nor attempted within theology and from the
initiative if theologians, but rather from a new
knowledge of the past built on modern (and
rational) principles. The religious awareness
is maintained and transmitted in a complex of
historical representations. Therefore it is the
task of the modern intellectuals, who act on
these representations, to provide, build, and
disseminate new concepts which would make
possible a real reform.“°

Al-Jabri trat teilweise sehr radikal und pro-
vokativ auf, wenn es darum ging, westliches
Gedankengut gegen ein arabisches Kulturer-
be abzugrenzen. So gehorten Theoretiker wie

I¥ Vgl. Sonja Hegasy/Reginald Grunenberg, Ex ok-
zidente lux. Der arabische Aufklirer Mohammed
Abed al-Jabri, in: Kritik der arabischen Vernunft. Die
Einfuhrung, Berlin 2009, S. 17.

I AbdouFilali Ansary, Canmodernrationality shape
anew religiosity?, Ms., 0.]., online: www.aljabriabed.
net/t9_canmodernrationatity.pdf (8.4.2010).
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der palastinensische Literaturwissenschaft-
ler Edward Said fur ihn nicht zur arabischen
Geistesgeschichte. Die Frage nach der Zu-
gehorigkeit zu einer Gesellschaft und damit
nach der Herkunft von Kritik (intern oder
extern) ist fur das Verstandnis seiner Positi-
onen wichtig.

Ausblick

Seit dem 8. Jahrhundert dreht sich die isla-
mische Philosophie um die Moglichkeiten
der Auslegung des Korans.P' Die Rationa-
listen widersprechen dabei einer wortwortli-
chen Interpretation. Die Sakularisten wider-
setzen sich den Ubergriffen eines Klerus, der
seine Autoritit damit begrundet, der heili-
gen Schrift buchstabengetreu zu folgen. Die
Reformer wehren sich gegen ein Verstand-
nis von Gesellschaft, in dem historisch be-
dingte Normen als ,gottliches Gesetz* nicht
im Ubertragenen Sinne angewandt werden
konnen.

Und hier findet sich einer der Hauptwi-
derspruche in der muslimischen Welt: Allein
im Lager der ,Buchstabentreuen findet sich
eine Pluralitat der Meinungen wieder, die
man sich kaum grofler vorstellen kann. Ohne
Probleme lassen sich allein innerhalb dieses
Spektrums eine Rechtsmeinung und ihr Ge-
genteil finden.

Diese Vielstimmigkeit lasst den Glaubigen
allein; aber sie entliasst ithn auch. Im Grun-
de praktiziert er schon heute eine freie Mei-
nungsfindung, indem er oder sie sich die in-
dividuell passende Lehrmeinung sucht — sei
es bei einer Autoritat aus der Familie, beim
Imam des Dorfes, bei Fernsehpredigern, per
Telefonseelsorge, als Internetanfrage, beim
Grofimufti: Erlaubt ist, was gefallt. Dies ist
die Sollbruchstelle fur eine Religion, die dem
Glaubigen einen unvermittelten Zugang zu
Gott verspricht. Was bleibt ist das Recht auf
Selbstbestimmung.

' Vgl. Majid Fakhry, A History of Islamic Philoso-
phy, New York 1983.
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Markus Loewe Faktoren
D 1 e DiSkrepan > ZWi— der menschlichen Entwicklung
° ° Wirtschaftswachstum kann die Bekampfun
SChen ertSChaftIICher VontEinkotmmens;rmut begunstigen: SI; zei%

. gen Landervergleiche, dass die Zahl der Ein-
und menSChIICher kommensarmen tendenziell umso starker ab-
nimmt, je hoher das Wirtschaftswachstum
ausfallt. Jedoch besteht hierbei kein Automa-

EntWICklung 1n der tismus, denn es gibt auch zahlreiche Lander,
. in denen die Zahl der Armen auch bei hohe-
arabISChen QX/ elt rem Wachstum nur leicht ab- oder sogar zu-

nahm. Und umgekehrt gelang es Landern mit
stagnierender beziehungsweise rucklaufiger
n vielerlei Hinsicht zeichnet sich die ara- Wirtschaftsleistung, Uber mittlere Zeitraume
bische Welt durch ein hohes Mafl an He- hinweg Einkommensarmut zu reduzieren.
terogenitat aus. Dies gilt auch fur den Stand
der menschlichen Ent- Inwieweit wirtschaftlicher Fortschritt tat-
Markus Loewe wicklung, bei dem die sichlich Einkommensarmut zuriickgehen
Dr.rer. pol., geb. 1969; Senior  Bandbreite der arabi- lisst, hingt davon ab, wie die Politik eines
Researcherin der Abteilung Il schen Linder nahezu Landes ausgerichtet ist. Erst recht gibt es kei-
»Wettbewerbsfahigkelt  genauso groff ist wie nen eindeutigen Zusammenhang zwischen
und soziale Entwicklung® die Bandbreite aller ~Wirtschaftswachstum und anderen Aspek-
des Deutschen Instituts flir - Linder der Welt ins- ten von Entwicklung wie Gesundheit, Bil-
Entwicklungspolitik (DIE), Tul- gesamt. Dabei besteht  dung, politischer Freiheit oder Sicherheit.
penfeld 6,53113Bonn. eine deutliche Kor- Besonders deutlich machten dies die von neo-
markus.loewe@die-gdi.de  relation von zahlrei- klassischem Denken gepragten Stabilisie-
chen Indikatoren der rungs- und Strukturanpassungsprogramme
menschlichen Entwicklung mit dem Pro- vieler Entwicklungslander in den 1980er Jah-
Kopf-Einkommen (PKE) der einzelnen Lan-  ren: Den meisten gelang es, Haushaltsdefizi-
der. Besonders gut schneiden die sechs Golf-  te abzubauen und das Wirtschaftswachstum
staaten ab, deren PKE mit dem westlicher In-  anzukurbeln; viele bewirkten aber, dass sich
dustrielander vergleichbar ist. Im Mittelfeld Ernihrungs-, Bildungs- und Gesundheitsin-
rangieren die middle-income countries, und  dikatoren verschlechterten.
das Schlusslicht bilden durchweg die drei ara-
bischen low-income countries Jemen, Maure- Daher wurde vom Entwicklungsprogramm
tanien und Sudan. der Vereinten Nationen (United Nations De-
velopment Programme, UNDP) das Konzept
Doch trotz der verstairkten Aufmerksam- der menschlichen Entwicklung geschaffen,
keit, die der menschlichen Entwicklung spa-  das dazu beitragen soll, dass nicht nur wirt-
testens seit der Proklamation der Millen- schaftlicher Fortschritt gemessen und gefor-
niumserklarung im Jahr 2000 zuteil wird, hat  dert wird, sondern auch Fortschritt auf an-
sich die Bereitschaft der meisten arabischen deren Gebieten, der fur die Moglichkeit von
Regime zu einem starkeren Engagement in  Menschen, ein lebenswertes Leben zu fuh-
den sozialen Sektoren nicht deutlich gestarkt.  ren, mindestens so wichtig ist wie Wirt-
Noch immer hinken sie anderen Landern, die  schaftswachstum. Denn erstens sagt ein ho-
auf demselben Einkommensniveau liegen, hes Durchschnittseinkommen nichts daruber
hinsichtlich der sozialen, gesellschaftlichen aus, wie die Einkommen innerhalb der Ge-
und politischen Moglichkeiten ihrer Burge- sellschaft verteilt sind. Zweitens leiden auch
rinnen und Burger deutlich hinterher. Und Menschen mit ausreichendem Einkom-
genau diese Diskrepanz zwischen mensch- men oftmals unter unzureichender Gesund-
licher und wirtschaftlicher Entwicklung ist  heit und Bildung, weil in ihrem Lebensum-
es, die der islamistischen Opposition in allen  feld keine Gesundheitseinrichtung und keine
arabischen Landern Sympathie, Unterstut- qualitativ ausreichende Schule existiert. Drit-
zung und Zulauf eintragt. tens sind die Entfaltungsmoglichkeiten vieler
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Menschen starker durch politische Repres-
sion, Gefahrdung durch Krieg, Terror und
Kriminalitat oder einen Mangel an Integra-
tion und Akzeptanz durch die Gesellschaft
beschnitten als durch finanzielle Engpasse.

Zumeist werden funf Komponenten der
menschlichen Entwicklung voneinander un-
terschieden: (i) okonomische Moglichkeiten
(Steigerung von Einkommen und Vermogen
sowie Bekampfung von Einkommensarmut),
(11) soziale Moglichkeiten (Bildung, Gesund-
heit, Ernahrung, sexuelle Selbstbestimmung),
(i11) Moglichkeiten der sozialen Absicherung
gegen Risiken, (iv) gesellschaftliche Moglich-
keiten (Wurde, Akzeptanz, Integration in die
Gesellschaft) und (v) politische Moglichkeiten
(Menschenrechte, politische Freiheiten, Mit-
sprachemoglichkeiten, Rechtsstaatlichkeit).

Inwieweit sich die Politik aktiv fur eine Be-
schleunigung der menschlichen Entwicklung
einsetzt, hingt im Wesentlichen von drei De-
terminanten ab: der Problemlosungsdringlich-
keit (also der Ruckstandigkeit des betreffenden
Landesbei der menschlichen Entwicklung), der
Problemlosungsfahigkeit (also den finanziellen,
analytischen und administrativen Kapazitaten
staatlicher Stellen) sowie der Problemlosungs-
bereitschaft (von Staat und Gesellschaft).

Ein Dilemma besteht darin, dass die Pro-
blemlosungsdringlichkeit in der Regel umso
grofler ist, je kleiner die Problemlosungsfahig-
keit eines Landes ist — je armer es namlich ist.
Das andere Dilemma ist, dass die Problemlo-
sungsbereitschaft von Staat und Gesellschaft
nicht miteinander ubereinstimmen mussen.
Gerade in Landern mit hoher Problemlosungs-
dringlichkeit im Bereich der politischen Mog-
lichkeiten fehlt es der Gesellschaft an den Kon-
troll- und Mitsprachemechanismen, die notig
sind, um Einfluss auf die Problemlosungsbe-
reitschaft des Staates zu nehmen.

Inwieweit der Staat die menschliche Ent-
wicklung fordert und auf welche Kom-
ponenten er fokussiert, hingt in nichtde-
mokratischen Landern noch starker als in
demokratischen von den Partikularinter-
essen von politisch einflussreichen gesell-
schaftlichen Gruppen ab. Die Herrschenden
ergreifen vor allem Mafinahmen, die ihrem
Machterhalt zutraglich sind. Beruht ihre
Herrschaft, wie dies in sozialrevolutioniren
Regimen bisweilen der Fall ist, auf der Un-

terstutzung durch eine breite Masse benach-
teiligter Gruppen, so werden oft recht grofle
Fortschritte bei der menschlichen Entwick-
lung gemacht. Stutzen sich die Machthaber
hingegen auf eine kleine, oft elitare Teilgrup-
pe der Gesellschaft, ist das Engagement des
Staates fur die menschliche Entwicklung in
der Regel klein und selektiv. Dies spiegelt sich
auch in den Erfahrungen der arabischen Lan-
der wider.

Stand der menschlichen Entwicklung
in den arabischen Liandern

Trotz aller Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen Gesellschaften lassen sich einige
Tendenzaussagen Uber die arabischen Lander
insgesamt machen. So schneiden sie bei eini-
gen Indikatoren der menschlichen Entwick-
lung insgesamt und unabhiangig vom jeweili-
gen PKE schlecht ab. Dies gilt insbesondere
fur die Realisierung von politischen Freihei-
ten fur die Burgerinnen und Burger. Bei an-
deren Indikatoren hingegen besteht zwar eine
Korrelation mit dem PKE, die arabischen
Lander rangieren aber im internationalen Ver-
gleich durchweg niedriger als andere Lander
mit dem gleichen PKE — dies gilt vor allem fur
das Niveau ihrer Sozialausgaben, die Qualitat
ithrer Bildungssysteme, die Gleichstellung der
Geschlechter und das Ausmafl der Arbeits-
losigkeit. Man konnte sagen, dass sie bei der
menschlichen Entwicklung gegentber ihren
eigenen Fortschritten bei der wirtschaftlichen
Entwicklung deutlich hinterher hinken.

Okonomische Moglichkeiten

Vergleichsweise gut schneiden die arabischen
Lander hinsichtlich 6konomischen Aspekten
ab. So liegt der Anteil der Menschen, die nach
internationalen Kriterien als einkommens-
arm gelten (die also weniger als 1,25 US-Dol-
lar pro Tag zur Verfugung haben), im regio-
nalen Durchschnitt bei unter 3 % und damit
niedriger als in allen anderen Entwicklungs-
regionen der Welt. Allerdings steigt dieser
Anteil seit 1990 kontinuierlich, wahrend er in
fast allen anderen Regionen mehr oder weni-
ger fallt. Lediglich im Jemen, in Mauretanien
und im Sudan liegt er uber 10 %.I'

I' Vgl. UNDP, Human Development Report 2009,
New York 2009, S. 176 ff.

APuZ 24/2010

11



12

Auch die Einkommensungleichverteilung
ist etwas schwacher ausgepragt als in anderen
Teilen der Welt. Ein Indikator hierfur ist der
sogenannte Gini-Koeffizient, der von 32 % in
Agypten uber 37 % in Marokko bis 41 % in
Tunesien und 44 % im Libanon rangiert. In
Subsahara-Afrika liegt er im Mittel bei 46 bis
47 % und in Lateinamerika sogar bei 49 %.
Allerdings beruhen die Werte zu diesen bei-
den Weltregionen auf Einkommensdaten,
wahrend der Gini-Koeffizient in den arabi-
schen Landern auf der Basis von Konsumaus-
gaben berechnet wird, die tendenziell immer
etwas gleichmafliger verteilt sind als die Ein-
kommen. In Studasien liegt er im Mittel sogar
nur bei 32 bis 33 %.P

Dass die arabischen Lander hinsichtlich
Einkommensarmut und -verteilung relativ
gut dastehen, ist im Wesentlichen auf drei
Faktoren zuruckzufuhren: (i) hohe Einnah-
men aus Gastarbeiteruberweisungen gera-
de bei armeren Haushalten, (ii) hohes An-
gebot von Arbeitsplatzen auch fur geringer
Qualifizierte im offentlichen Sektor und (iii)
immense Ausgaben der Staatshaushalte fur
Lebensmittelsubventionen, die die Lebens-
haltungskosten fur armere Haushalte deut-
lich reduzieren.P

Der private Sektor hat hingegen kaum ei-
nen Beitrag geleistet. Dazu ist er in allen ara-
bischen Landern zu klein. Er hat erst in den
vergangenen Jahren eine signifikante Wachs-
tumsdynamik entwickelt. Dies ist auch der
Grund dafur, dass die arabischen Lander bei
der Arbeitsmarktstatistik erheblich schlechter
abschneiden als alle anderen Landergruppen.
Selbst nach den offiziellen Statistiken liegt die
Arbeitslosenquote im Mittel bei rund 15 %,
wiahrend inoffizielle Schitzungen sie in vielen
Landern sogar bei deutlich uber 20 % schen.I*

Hinzu kommt ein hohes Maf§ an Unterbe-
schaftigung. Hiervon sind vor allem gering
Qualifizierte betroffen, wahrend die Arbeits-

I> Vgl. Sami Bibi/Mustapha Nabli, Equity and In-
equality in the Arab Region, Kairo 2009, S. 37.

PP Vgl. John Page, Boom, bust and the poor: Poverty
dynamics in the Middle East and North Africa 1970-
1999, in: The Quarterly Review of Economics and Fi-
nance, 46 (2007), S. 832-851.

I Vgl. Markus Loewe, Soziale Sicherung in den ara-
bischen Lindern: Determinanten, Defizite und Stra-

tegien fur den informellen Sektor, Baden-Baden 2010,
Tabelle A 4.
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losen uberproportional gebildet sind. Dies
lasst sich damit erklaren, dass Arbeitnehmer
mit geringer Bildung in den arabischen Lan-
dern noch vergleichsweise realistische Vor-
stellungen von ihren Verdienstmoglichkeiten
haben, wahrend die gebildeteren im interna-
tionalen Vergleich hohe Lohne beziehen. Da-
durch gibt es ein Uberangebot an Beschaf-
tigten. Viele Universitatsabsolventen hoffen
darauf, irgendwann auch einen Arbeitsplatz
im Ausland oder in der offentlichen Verwal-
tung zu bekommen wie die Generationen vor
ihnen. In Anbetracht des Abbaus von Ar-
beitsplatzen im offentlichen Sektor und einer
rapide wachsenden Erwerbsbevolkerung ist
dies aber zunehmend unrealistisch.P®

Soziale Moglichkeiten

Schlecht schneiden die arabischen Lander
auch hinsichtlich Bildung und Gesundheit
ab. So konnen noch immer 30 % der Erwach-
senen nicht lesen, wihrend es beispielsweise
in Ost- und Sudostasien nur noch 9 % sind.
Lediglich Jordanien, Kuwait und die Pals-
tinensischen Gebiete weisen eine Analpha-
betenrate von weniger als 10 % auf, wahrend
diese in Marokko, Mauretanien und dem Je-
men sogar bei uber 40 % liegt. Im Schnitt lie-
gen die Analphabetenquoten der arabischen
Lander rund 12 Prozentpunkte uber den
Werten aller anderen Lander mit jeweils dem
gleichen PKE. Ahnliches gilt fur die Schulbe-
suchsquoten, die in den arabischen Liandern
im Schnitt bei 71 % und damit knapp 6 Pro-
zentpunkte unter dem Niveau liegen, mit
dem man in Anbetracht ihres mittleren Ein-
kommensniveaus gerechnet hatte.l®

Hinzu kommt, dass die Unterschiede im
Bildungsniveau in den arabischen Landern
immer grofler werden. Kinder reicher Eltern
besuchen zunehmend teure Privatschulen.
Der Mittelstand kann sich zumindest pri-
vaten Nachhilfeunterricht leisten. Und die
‘Armsten haben das Nachschen, da die Leh-
rer der offentlichen Schulen einen immer
schlechteren Unterricht abhalten — nicht zu-
letzt, um die Nachfrage nach privat angebo-

I Vgl. World Bank, Unlocking the employment po-
tential in the Middle East and North Africa: Towards
a new social contract, Washington, DC 2004.

I° Eigene Berechnung auf Basis von UNDP (Anm. 1),
S. 171-174.



tener Nachhilfe zu steigern. Zudem haben die
Regierungen ihre Bildungsausgaben in den
vergangenen zwanzig Jahren stark reduziert.
Das Mittel ihrer Ausgaben pro Grundschu-
ler lag im Jahr 2007 bei gut 1000 US-Dollar
in Kaufkraftparitaten und damit noch nicht
einmal halb so hoch wie in anderen Landern
mit einem vergleichbaren PKE.F

Noch schlechter ist es um die Qualitat der
in den arabischen Schulen vermittelten Bil-
dung bestellt. Hierauf deutet bereits das hohe
Verhiltnis von Schulern zu Lehrern in den
staatlichen Schulen hin. Auch die bislang er-
schienenen Arab Human Development Re-
ports (AHDR) verweisen darauf, fuhren hier-
fur allerdings nur anekdotische Evidenz an.I®
Mittlerweile beteiligen sich aber mehrere ara-
bische Lander regelmaflig an internationa-
len Bildungsvergleichstests wie PISA, IGLU
oder TIMMS, deren Ergebnisse die These der
Arab Human Development Reports stutzen.
Stets landen alle arabischen Liander bei den
unteren 40 bzw. sogar 20 % aller teilnehmen-
den Lander, und aufler dem Libanon konn-
te keines seine Ergebnisse im Mittel verbes-
sern (Agypten und Marokko schnitten 2007
sogar noch schlechter ab als in vorangegan-
genen Runden). Vor allem aber erreichten au-
er in Bahrain, Dubai und Jordanien jeweils
weniger als 10 % der Schulerinnen und Schu-
ler eine als ,,gut” beziehungsweise ,,sehr gut”
eingestufte Punktzahl, wihren dieser Anteil
beispielsweise in Kasachstan zuletzt bei 40 %
und in Taiwan bei 60 % lag.l’

Nicht ganz so schlecht schneiden die ara-
bischen Lander bei der Gesundheit ihrer
Einwohner ab. Die Lebenserwartung liegt
mittlerweile im Durchschnitt bei mehr als
70 Jahren und die Sauglingssterblichkeit bei
3,2%. Allerdings wird der Gesundheitszu-
stand ihrer Bewohner immer starker vom
Einkommen bestimmt. So lagen beispiels-
weise die Sauglingssterblichkeitsziffern in
Agypten, Marokko und dem Jemen im Jahr

I’ Eigene Berechnung auf Basis von ebd., S. 199-202.
I* Vgl. UNDP, Arab Human Development Report
2003, New York 2003.

I’ Vgl. OECD, PISA 2006: Kurzzusammenfassung,
Paris 2007, S. 21 und S. 24; Michael Martin et al.,
TIMSS 2007: International Science Report, Boston
2008, S. 34f. und S. 68f.; dies., TIMSS 2007: Interna-
tional Mathematics Report, Boston 2008, S. 34f. und
S. 70f.; Ina Mullis et al., PIRLS 2006: International
Report, Boston 2007, S. 37 und S. 69.

2005 im armsten Funftel der Bevolkerung je-
weils dreimal so hoch wie im reichsten Funf-
tel.l'® Dies liegt daran, dass die offentlichen
Gesundheitssysteme seit Mitte der 1980er
Jahre unterfinanziert sind. So wendet bei-
spielsweise Agypten rund 6 % seines Volks-
einkommens fur Gesundheit auf. Davon
entfallen aber weniger als 1,5 % auf das kos-
tenlose offentliche Gesundheitssystem, das
dem Staat bis Ende der 1970er Jahre noch 5 %
des Volkseinkommens wert gewesen war.
Und selbst von den staatlichen Gesundheits-
ausgaben kommen in Agypten nur 16 % den
armsten 20 % der Bevolkerung zugute, 24 %
hingegen den reichsten 20 %.I"

Untererndhrung ist weniger verbreitet als
in anderen Weltregionen. Nur 8 % aller Ein-
wohner in den arabischen Lindern nehmen
regelmaflig zu wenig Energie zu sich, uber-
wiegend handelt es sich um Frauen, Kin-
der, Einkommensarme und landlose Bauern.
Dennoch liegt der Anteil der untergewichti-
gen Kleinkinder bei 13 % und damit 5 Pro-
zentpunkte hoher, als es dem wirtschaft-
lichen Entwicklungsniveau der arabischen
Lander entsprechen wurde.

Moglichkeiten der sozialen Absicherung

Relativ hoch liegt der Anteil derjenigen, die
in der arabischen Welt eine einklagbare Ab-
sicherung gegen Krankheit, Alter und Er-
werbsunfahigkeit genieffen. Im Durchschnitt
sind gut 35% aller Erwerbstatigen lebens-
oder rentenversichert, wahrend 80 % aller
Einwohner krankenversichert sind oder Zu-
gang zu einem steuerfinanzierten offentli-
chen Gesundheitssystem haben. Nur in den
Industrielandern und in Lateinamerika lie-
gen die entsprechenden Mittelwerte hoher.I'?
Geringer ist hingegen die Reichweite der
Grundsicherungssysteme. Im Mittel bezie-
hen nur 3 % aller Haushalte bzw. 30 % der
bedurftigen Haushalte staatliche Transfers
zum Lebensunterhalt.I

I Vgl. S. Bibi/M. Nabli (Anm. 2), Tab. 11.

I Vgl. Markus Loewe, Systeme der sozialen Siche-
rung in Agypten: Entwicklungstendenzen, Erfah-
rungen anderer Geber und Ansatzpunkte fur die
deutsche Entwicklungszusammenarbeit, Berlin 2000,
S.95.

I Vgl. M. Loewe (Anm. 4), Tabelle A 15 und Tabelle
A 18.

I” Vgl. ebd., S. 143f. und S. 256.
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Gesellschaftliche Moglichkeiten
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In gesellschaftlicher Hinsicht fallt in den
arabischen Landern insbesondere auf, wie
stark die Errungenschaften von Frauen und
Mannern bei der menschlichen Entwick-
lung voneinander divergieren. So liegt der
Anteil der Madchen in den Grundschulen
noch immer nur bei 45 %, und zwei von
drei Analphabeten sind Frauen. Zwar haben
Frauen eine um 5 % hohere Lebenserwar-
tung als Manner, der Unterschied ist aber
in allen anderen Landern mit jeweils dem
gleichen Einkommensniveau noch deutlich
grofler.I

Noch gravierender ist die okonomische
und politische Benachteiligung der Frauen.
2007 lag die Erwerbsbeteiligung bei Frau-
en in den arabischen Landern im Mittel bei
34 %, in Sudasien hingegen bei 44 %, in Sub-
sahara-Afrika bei 73 % und in Ost- und
Sudostasien bei 79 %. Seit 1990 ist die Er-
werbsbeteiligung der arabischen Frauen so-
gar noch gesunken. Zudem lag der Durch-
schnittsverdienst von Frauen bei nur 29 %
des Verdienstes von Mannern, wahrend das
ungewichtete Mittel desselben Verhaltnis-
ses fur alle Lander der Welt 54 % ist.I'®> Und
beim Gender Empowerment Measure (einem
Index von UNDP, der die Beteiligung von
Frauen an der Politik und am Management
privater Unternehmen erfasst) erreichen die
arabischen Lander im Mittel 0,394 Punk-
te und damit 0,250 Punkte weniger, als man
in Anbetracht ihres Einkommensniveaus er-
warten konnte.I'*

Schliefllich sind Frauen in den arabischen
Landern gegentber Miannern auch in ih-
ren rechtlichen Moglichkeiten benachteiligt.
Zum einen werden sie in den meisten Lan-
dern ganz explizit durch gesetzliche Rege-
lungen diskriminiert. Zum anderen sind sie
bei der Rechtsanwendung auch informellen
Benachteiligungen ausgesetzt, da sie nur uber
begrenzte Moglichkeiten des Zugangs zu
Verwaltung und Justiz verfugen.l””

I Eigene Berechnungauf Basisvon UNDP (Anm. 1),
S. 181-184.

I Vgl. UNDP (Anm. 1), S. 256.

I Eigene Berechnung auf Basis von ebd., S. 186—
189.

1" Vgl. Markus Loewe, Middle East/North Africa
and the Millennium Development Goals, Bonn 2006,
S. 62-68.
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Politische Moglichkeiten

Um die politischen Mitgestaltungs- und Frei-
heitsrechte der Burger ist es in den arabischen
Landern ebenfalls deutlich schlechter bestellt
als im Rest der Welt (allenfalls in Zentralasi-
en ist die Lage moglicherweise dhnlich gra-
vierend). Beim Indikator der Weltbank fur
»Mitsprache der Burger und Rechenschafts-
pflicht der Regierenden® liegt das ungewich-
tete Mittel der arabischen Lander bei —1,12,
wahrend das Mittel fur die Lander Subsa-
hara-Afrikas nur bei —0,46 und fur Latein-
amerika bei +0,43 liegt. Ahnlich schlecht
rangieren die arabischen Staaten bei den In-
dikatoren, die das Ausmaf von ,,Korruption®
und ,Rechtsstaatlichkeit* erfassen.I'* Noch
schlimmer ist, dass es in den Jahren seit dem
Ende des Ost-West-Konflikts — anders als in
den meisten anderen Teilen der Welt — bis auf
wenige Ausnahmen keine Verbesserungen in
Richtung Demokratie, Menschenrechte und
Freiheiten der Burger gegeben hat, sondern
sich die Lage im Mittel sogar noch etwas ver-
schlechtert hat.I®

Ursachen der schlechten Bilanz

Um die Errungenschaften der arabischen
Lander bei der menschlichen Entwicklung
angemessen wurdigen zu konnen, darf man
nicht ubersehen, dass diese 1945 von einem
niedrigeren Niveau starteten als fast alle an-
deren Teile der Welt. In den folgenden Jahr-
zehnten machten sie teilweise sogar grofiere
Fortschritte als andere Landergruppen. Erst
in jungster Zeit hat sich die Entwicklung wie-
der verlangsamt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren die
Lebensbedingungen in der arabischen Welt
verheerend. Das PKE hatte wahrend der ge-
samten ersten Halfte des 20. Jahrhunderts
stagniert: Kein anderer Teil der Welt wies
schlechtere Gesundheitsindikatoren auf, ein
Grofiteil der Region war von Epidemien und
Unterernahrung betroffen, die Sauglings-
sterblichkeit lag bei 186 pro 1000 Neugebore-
nen. 99 % aller Agypter waren Analphabeten.

I Eigene Berechnung auf Basis von Daniel Kauf-
mann/Aart Kraay/Massimo Mastruzzi, Governance
Matters VIII, Washington, DC 2004, S. 80-97.

I Vgl. den Beitrag von O. Schlumberger/N. Krei-
meyr in dieser Ausgabe.



Noch 1969 hatten Erwachsene im Mittel nur
0,9 Jahre lang die Schule besucht, wahrend
es in Subsahara-Afrika 1,7 und in Ostasien
4,3 Jahre waren.P® Als etwa in Sudkorea in
den friuhen 1960er Jahren der wirtschaftliche
Aufschwung einsetzte, waren bereits 70 % der
Bevolkerung alphabetisiert; diese Schwelle er-
reichte Bahrain erst 1985, Syrien um 1998 und
Tunesien um 2000, wahrend Agypten, Ma-
rokko, Jemen, Sudan und Mauretanien sie bis
heute noch nicht uberschritten haben.l”!

Nach der Unabhingigkeit kamen in vielen
arabischen Landern revolutionire Regime an
die Macht, die ihre autoritare Herrschaft mit
auf Sozialreformen ausgerichteten Program-
men rechtfertigten. Die untere Mittelschicht
war ihre soziale Basis und erwartete nach der
Machtubernahme Taten. Abgesehen von einer
hohen Problemlosungsdringlichkeit war somit
eine weitere Bedingung fur staatliches Handeln
zugunsten der menschlichen Entwicklung —
eine hohe Problemlosungsbereitschaft in Ge-
sellschaft und Politik — gegeben. Tatsachlich
begannen sich die meisten Regime mit grofler
Uberzeugung in der Bildungs-, Gesundheits-,
Frauenforderungs- und Sozialpolitik zu enga-
gieren. Fur allzu grofle Erfolge mangelte es in
dieser ersten Phase der Entwicklung allerdings
noch an einem dritten Faktor: der 6konomi-
schen Problemlosungsfahigkeit.

Diese kam mit dem Olpreisboom der 1970er
Jahre, von dem alle arabischen Lander profi-
tierten, da Gastarbeiteriberweisungen und
Budgettransfers von den Erdollandern in die
gesamte Region flossen. Der Geldsegen be-
grundete einen Sozialvertrag, in dem die au-
toritairen Regime ihren Burgern politische
Mitsprachemoglichkeiten mit grofizuigigen So-
zialleistungen abkauften: der Schaffung einer
riesigen Zahl von Arbeitsplatzen fur Akademi-
ker in der Staatsverwaltung, hohen Bildungs-
und Gesundheitsausgaben, Sozialwohnungen,
sozialen Sicherungssystemen und Lebensmit-
tel- und Energiesubventionen.

Die Erfolge lieflen sich sehen: Die meisten
arabischen Lander holten betrachtlich bei der

I Vgl. World Bank (Anm. 5), S. 26, S. 46 und S. 66.
I Vgl. Moez Doraid, Human development and po-
verty in the Arab states, in: Heba Handoussa/Zafi-
ris Tzannatos (eds.), Employment Creation and So-
cial Protection in the Middle East and North Africa,
Kairo 2002, S. 5.

menschlichen Entwicklung auf. Thre Wachs-
tumsraten lagen zwei Jahrzehnte lang bei fast
4% und waren zeitweise die hochsten welt-
weit. Die durchschnittliche Lebenserwar-
tung stieg zwischen 1960 und 1999 von 45 auf
64 Jahre, die Lange des durchschnittlichen
Schulbesuchs von 0,9 auf 5,3 Jahre und die
Alphabetisierungsrate von 31 auf 69 %. Be-
sonders stark stieg die Schulbeteiligung von
Midchen: Bei jenen im Grund- und Sekun-
darschulalter schnellte sie zwischen 1970 und
1997 von 32 auf 74 % hoch. Tunesien, Jorda-
nien und Syrien waren weltweit sogar unter
den Spitzenreitern bei der Verbesserung der
Indikatoren der menschlichen Entwicklung.
So sank beispielsweise die Sauglingssterblich-
keit in Tunesien zwischen 1970 und 1997 von
20,1 auf 3,7 %. Und selbst der Gini-Koeffizi-
ent konnte in den meisten Landern gesenkt
werden (so in Agypten von 43 auf 33 %).I?2

Die Probleme begannen mit dem Verfall
des Erdolpreises in den 198Qer Jahren, der
die Problemlosungsfahigkeit der arabischen
Staaten wieder erheblich einschrankte. Fast
alle mussten in den sozialen Sektoren erheb-
liche Einsparungen vornehmen. Die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung verlang-
samte sich, und die Arbeitslosigkeit stieg an.

Dennoch verbesserten sich die Bildungs-
und Gesundheitsindikatoren der arabischen
Lander auch nach 1985 — wenngleich langsa-
mer. Und selbst Einkommensarmut und -un-
gleichheit konnten in einigen Landern weiter
reduziert werden. Im regionalen Mittel sank
der Anteil derjenigen, die von weniger als
einem US-Dollar in Kaufkraftparitaten le-
ben, von 1985 bis 1995 von 4 auf 2 %, und der
Ginikoeffizient sank beispielsweise in Mau-
retanien, Tunesien und Jemen. Die arabischen
Regime hatten Sorge, ihrer Herrschaftslegiti-
mation allzu sehr zu schaden, wenn sie sich
gar nicht mehr fur die menschliche Entwick-
lung in ihren Landern einsetzten.

Erst ab Mitte der 1990er Jahre kam der po-
sitive Trend ganz zum Erliegen. Obwohl die
okonomischen Wachstumsraten seit 2002 wie-
der hoher liegen, steigen Einkommensarmut
und -ungleichheit weiter an. Die Dynamik an-
derer Weltregionen in den Bereichen Bildung
und Gesundheit liegt mittlerweile weit Uber

I2 Vgl. ebd., S. 4f; S. Bibi/M. Nabli (Anm. 2), S. 10
und S. 39.
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derjenigen in den arabischen Landern. Und bei
der Gleichstellung der Frauen vergrofiert sich
der Ruckstand der arabischen Lander ebenfalls
weiter. Um nur zwei Beispiele zu nennen: Stieg
die Lebenserwartung in den arabischen Lin-
dern vor 1985 im Mittel noch um 0,61 Lebens-
jahre pro Jahr und damit doppelt so stark wie
im Rest der Welt, lag der Anstieg von 2000 bis
2007 nur noch bei 0,23 Lebensjahren pro Jahr
und damit unter dem Anstieg im Rest der Welt.
Ebenso lag das Mittel des Anstiegs der Grund-
und Sekundarschulbeteiligungsraten in den
arabischen Landern vor 1985 bei 1,3 Prozent-
punkten jahrlich und damit mehr als doppelt
so hoch wie im Rest der Welt, von 2000 bis
2007 hingegen nur noch bei 0,6 Prozentpunk-
ten und damit signifikant niedriger als im Rest
der Welt (auch wenn man Unterschiede im Ein-
kommensniveau in Rechnung stellt).”®

Zwar hat sich die finanzielle Problemlo-
sungsfahigkeit einiger arabischer Lander wie-
der verbessert, seitdem die Olpreise ab 2002
wieder angestiegen sind und durch die globa-
le Wirtschafts- und Finanzkrise wohl auch
nur einen vorubergehenden Dampfer hinneh-
men mussten. Zugleich hat aber die Problem-
losungsbereitschaft vieler arabischer Regime
nachgelassen, da sich diese immer weniger
auf Ruckhalt in unterprivilegierten Schichten
der Bevolkerung stutzen. Ganz offen paktiert
selbst die agyptische Fuhrung mittlerweile
eher mit einer Gruppe von jungen, dynami-
schen Unternehmern, deren neoklassischem
Denken ein allzu grofies sozialpolitisches En-
gagement des Staates eher fremd ist.

Auch die groflere Aufmerksambkeit, die der
menschlichen Entwicklung in der internatio-
nalen Entwicklungsdebatte zuteil wird, fuhrte
bislang nicht zu einer hoheren Bereitschaft der
arabischen Regime, sich verstarkt in den so-
zialen Sektoren zu engagieren. Selbst Appel-
le der entwicklungspolitischen Geberstaaten
haben nichts bewirkt. Dies sollte allerdings
auch nicht verwundern, engagieren sich doch
viele Geber selbst — Deutschland eingeschlos-
sen —in den arabischen Landern starker in den
Wirtschafts- denn in den sozialen Sektoren.

I Eigene Berechnungen auf der Basis von UNDP,
Human Development Index trends and indicators,
Datentabellen online: http://hdr.undp.org/en/media/
HDI_trends_components_2009_rev.xls (31.3.2010).
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Nadine Kreitmeyr - Oliver Schlumberger

Autoritare

Herrschaft in der

arabischen Welt

Die berihmte ,dritte Welle“ weltwei-
ter Demokratisierungen erfasste den
Nahen und Mittleren Osten nicht, ganz im
Gegenteil: Innerhalb
der vergangenen vier-
zig Jahre ist dort kein
Fall politischen Sys-
temwechsels eingetre-
ten.' Die arabischen
Staaten weisen ein ho-
hes Maf} an Stabilitat
autoritarer Herrschaft
auf und stehen damit
in starkem Kontrast
zu allen anderen Welt-
regionen, die eine Viel-
zahl von Systemwech-
seln erfahren haben.P
Insbesondere in den 1990er Jahren hatten Re-
gionalexperten nur zu voreilig die Demokrati-
sierung der arabischen Welt prophezeit. Wirt-
schaftsreformen, der Ausbau formaler Insti-
tutionen, partieller Elitenwandel oder Fuh-
rungswechsel in einigen arabischen Staaten
wurden als Indizien gewertet. Was sich voll-
zog, waren jedoch nicht Demokratisierungs-,
sondern Anpassungsprozesse der autoritiren
Regime an veranderte Rahmenbedingungen.P

Nadine Kreitmeyr

Oliver Schlumberger

In der Wissenschaft wurden die Griunde
fur das ,Scheitern der Demokratie“ intensiv
diskutiert. Symptomatisch fur diese Debat-
ten ist, dass Demokratie meist als Referenz-
rahmen herangezogen und dadurch der Blick
auf die nichtdemokratischen Formen von
Herrschaft verschleiert wird. Eine noch im
Entstehen begriffene eigenstandige Autori-
tarismus-Forschung hingegen liefert erste fun-
dierte Erkenntnisse uber die Funktionslogiken,
Herrschaftsmechanismen und damit schlief3-
lich auch uber die Persistenz autoritarer Herr-
schaft. Dieser Beitrag diskutiert zunichst die
Ursachen autoritarer Persistenz sowie zweitens
die Frage, wie diese sich manifestieren.


http://hdr.undp.org/en/media/HDI_trends_components_2009_rev.xls
http://hdr.undp.org/en/media/HDI_trends_components_2009_rev.xls
mailto:mena@ifp.uni-tuebingen.de

Ursachen autoritarer Herrschaft
im Vorderen Orient

Popularwissenschaftliche Argumente be-
haupten haufigl ,,der” Islam oder ,die“ ori-
entalische Kultur sei verantwortlich fur die
auffallige Demokratie-Resistenz der arabi-
schen Welt.F Diese Argumente sind jedoch
in der wissenschaftlichen Diskussion weitge-
hend ad acta gelegt und spielen in Diskussi-
onen unter Regionalexperten keine Rolle, da
sie sowohl empirisch widerlegt als auch me-
thodisch hochst fragwurdig sind.I*

Vielmehr ist es eine Kombination aus vier
Ursachen, die fur die Dauerhaftigkeit verant-
wortlich ist, mit der autoritare Herrschaftsfor-
men sichin derarabischen Welt behaupten kon-
nen: (1) 0konomische Faktoren, (2) politische
Systemstrukturen, (3) Gesellschaftsstrukturen
sowie (4) internationale Einflussfaktoren.

Okonomische Faktoren

Die sogenannte Rentierstaatlichkeit der ara-
bischen Staaten ist ein Merkmal, uber das seit
Jahrzehnten Konsens herrscht. Nahezu zwei
Drittel aller weltweit nachgewiesenen Erdol-
und -gasreserven lagern im Vorderen Orient.
Die Exporterlose aus Ol und Gas stellen zum
grofiten Teil okonomische Renten dar, die
wiederum den Staaten direkt zur Verfugung
stehen und nicht in den Produktionsprozess
reinvestiert werden mussen, sondern nach po-
litischen Kriterien im Innern verteilt werden
konnen. Doch auch arabische Staaten mit we-
nigen oder keinen mineralischen Ressourcen

I' Sonderfille wie Libanon und Palastina bleiben hier
unberucksichtigt. Vgl. Oliver Schlumberger, Auto-
ritarismus in der arabischen Welt: Ursachen, Trends
und internationale Demokratieforderung, Baden-Ba-
den 2008, S. 88.

I? Vgl. Larry Diamond, Why are There no Arab De-
mocracies?, in: Journal of Democracy, 21 (2010) 1,
S.93-104.

P Vgl. Steven Heydemann, Upgrading Authoritaria-
nism in the Arab World, Analysis Paper, Nr. 13, Wa-
shington, DC 2007.

I* Dieser Abschnitt orientiert sich im Argumentati-
onsgang an O. Schlumberger (Anm. 1), S. 89-138.

I Vgl. u.a. Samuel Huntington, The Clash of Civili-
zations and the Remaking of World Order, New York
1996.

I° Vgl. Simon Bromley, Rethinking Middle East Poli-
tics, Austin 1994, S. 22 ff.; ausfuhrlicher: O. Schlum-
berger (Anm. 1).

erfreuen sich externer Kapitalzuflusse, die sie
zu ,Rentierstaaten zweiter Ordnung® oder
Semi-Rentiers® machen. Finanzielle und mi-
litarische Hilfen aus dem Ausland, Transit-
gebuhren fur Pipelines oder, im agyptischen
Fall, fur die Passage des Suez-Kanals, sowie
intraregionale Unterstutzungsleistungen von
den erdolreichen zu den erdolarmeren Staaten
stellen sogenannte Renten-Aquivalente dar.F

Dadurch sind die orientalischen Staaten —
anders als etwa viele Entwicklungslander
sudlich der Sahara — in der Lage, ihre Bevol-
kerungen gezielt zu alimentieren. Dies ge-
schieht auf zweierlei Arten: Einerseits wer-
den staatliche Dienstleistungen (Bildung,
Gesundheitswesen, etc.) subventioniert und
gratis zur Verfugung gestellt. Zweitens wer-
den fur den Machterhalt strategisch wichti-
ge Gruppen gezielt privilegiert und so loyal
gehalten (Militar, Geheimdienste, obere Ebe-
nen der Staatsburokratie, regimenahe Un-
ternehmer, etc.). Durch diese beiden Mecha-
nismen konnen sich die arabischen Regime
Legitimitat ,erkaufen“, was wesentlich zu
ihrer Stabilisierung beitragt. Es handelt sich
im Gegensatz zu ,,Produktionsstaaten® somit
um ,Allokationsstaaten®.l®

Politische Faktoren

Die Natur der politischen Regime in der ara-
bischen Welt sind stark neopatrimonial ge-
pragt. Dieser auf Max Webers Patrimonialis-
mus beruhende Begriff bedeutet, dass zwar
formelle politische Institutionen wie Parla-
mente, politische Parteien oder Verbande be-
stehen; daneben jedoch informelle Klientel-
beziehungen und Patronagenetzwerke das
gesamte politische System durchziehen. Sie
sind mindestens ebenso einflussreich wie for-
melle Institutionen. Zentrale Kategorien der
neopatrimonialen Herrschaft sind ,,Informa-
litat, Einflussnahme, Bargaining, Konkur-
renz, Gleichgewicht und Herausforderung
machtiger Rollentrager”.r

I Vgl. Hazem Beblawi/Giacomo Luciani (eds.), The
Rentier State, London 1987.

I* Giacomo Luciani, Allocation vs. Production States:
A Theoretical Framework, in: ebd.

I’ Peter Pawelka, Herrschaft und Entwicklung im Na-
hen Osten: Agypten, Heidelberg 1985, S. 27. Eine gute
jungere Uberblicksdarstellung uber das Konzept des
Neopatrimonialismus bieten Gero Erdmann/Ulf En-
gel, Neopatrimonialism Revisited: Beyond a Catch-
All Concept?, GIGA-Working Papers, 16 (2006).
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Solche Systeme sind gepragt von einer ho-
hen Konzentration politischer Macht in
zweierlei Hinsicht: erstens im Hinblick auf
das Verhaltnis zwischen Herrscher und Eli-
ten, zweitens mit Blick auf das Verhaltnis des
Regimes zur Gesellschaft. Idealtypisch steht
im Neopatrimonialismus eine personalisti-
sche Fuhrerfigur an der Spitze des politischen
Systems. Unterhalb dieser konkurrieren un-
terschiedliche Elitensegmente um Ressour-
cen, politischen Einfluss sowie um die Gunst
des Herrschers, demgegenuber sie loyal sind:
Er sorgt im Gegenzug durch direkte Zuwen-
dungen, Schenkungen, Amtervergabe, Berei-
cherungsmoglichkeiten, Kreditvergabe oder
auch durch die politische Absicherung von
Monopolpositionen in der Privatwirtschaft
fur ihre Privilegierung.

Gesellschaftliche Raume dagegen werden
strikt uberwacht, und die Kontakte zwischen
Burgern und Eliten durch vielschichtige Bu-
rokratien reguliert. Ziel ist es, ,,die Herausbil-
dung autonomer gesellschaftlicher Organisa-
tionen zu verhindern“.I'® Fur den einzelnen
Burger jedoch ist die personliche Anbindung
an Mitglieder der Eliten attraktiv, da solche
Verbindungen helfen konnen, legitime (oder
auch illegitime) Anspruche informell und an
der Burokratie vorbei durchzusetzen.

Es zeigt sich hier, dass das neopatrimoni-
ale System auf dauerhaft flielende Finanzen
angewiesen ist — und diese existieren eben in
der oben dargelegten Form von okonomi-
schen und politischen Renten. Chancen auf
eine Transformation des Systems aus sich
selbst heraus existieren in neopatrimonialen
Regimen kaum. Bratton und Vandewallel"
zeigen ausgehend von Beispielen in Afrika,
dass der Zusammenbruch solcher Regime in
erster Linie aufgrund eines finanziellen Kol-
lapses geschieht. In der arabischen Welt er-
scheinen solche Zusammenbruche aufgrund
hoher externer Einkommen bislang jedoch
als unwahrscheinlich.

Gesellschaftliche Faktoren

18

Patriarchale Sozialstrukturen spiegeln gewis-
sermaflen das bereits beschriebene politische

I Vgl. P. Pawelka (Anm. 9), S. 25.

I Vgl. Michael Bratton/Dirk Vandewalle, Demo-
cratic Experiments in Africa. Regime Transitions in
Comparative Politics, Cambridge 1997.
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System wider. Die Organisations- und In-
teraktionsprinzipien, die arabischen Gesell-
schaften ihre Pragung verleihen, stellen eine
weitere Ursache fur ausbleibende Demokra-
tisierungsprozesse dar. In arabischen Gesell-
schaften bilden (Grof}-)Familien die ,Gene
der Politik“I'”? und innerhalb ihrer ist das Fa-
milienoberhaupt bis heute die unangefochte-
ne Autoritit. Als Patriarch ,regiert” und ent-
scheidet das Oberhaupt letztinstanzlich ber
alle die Familie betreffenden Angelegen-
heiten.

Je starker die Auswirkungen der wirt-
schaftlichen, aber gerade sozialen und kul-
turellen Globalisierung auch im Vorderen
Orient Einzug halten, desto haufiger frei-
lich wird dieses Muster durchbrochen. Dies
andert jedoch nichts daran, dass patriarcha-
le Sozialstrukturen, vor allem bei der Masse
der weniger gebildeten und armeren Bevol-
kerungsschichten, nach wie vor eine star-
ke soziale Norm bilden, weshalb die arabi-
schen Gesellschaftsordnungen seit Langerem
als patriarchal oder ,neopatriarchalisch® be-
zeichnet werden.I?

Auch uber die Familienstrukturen hinaus
verlaufen soziale Beziehungen entlang hi-
erarchisch gepragter personalistischer Pa-
tronageverbindungen und klientelistischen
Netzwerken, was dazu fuhrt, dass die Gesell-
schaften weniger horizontal entlang sozialer
Klassen oder Schichten, sondern vielmehr
vertikal entlang individueller Klientelstruk-
turen organisiert sind. In Kombination mit
den oben erwahnten Kontrollkapazitaten der
arabischen Regime Uber ihre Gesellschaften
ist klar, dass diese Gesellschaftsstrukturen
dem Entstehen autonomer zivilgesellschaftli-
cher Krafte, wie sie haufig als Trager von De-
mokratisierung betrachtet werden, diametral
entgegenlaufen. Im Gegenteil: Die im poli-
tischen System vorherrschenden Autoritats-
muster werden auf gesellschaftlicher Ebene
vielmehr repliziert. Dies wiederum fuhrt zu
politischer Stabilisierung, wie Eckstein be-
reits fruh erkannte; sein sogenanntes ,,Kon-
gruenz-Theorem“ besagt: ,Eine Regierung
ist dann stabil, wenn ihre Autoritatsmuster

I'* James Bill/Robert Springborg, Politics of the
Middle East, New York 1994, Kapitel 3.

I Vgl. u.a. Hisham Sharabi, Neopatriarchy. A The-
ory of Distorted Change in Arab Society, Oxford
1988.



kongruieren mit den anderen Autoritatsmus-
tern innerhalb der Gesellschaft, von der sie
ein Teil ist.“I"*

Internationale Faktoren

Politische Stabilitat ist ein zentrales Interes-
se der internationalen Staatengemeinschaft
im Hinblick auf den Vorderen Orient — die
sowohl geopolitisch als auch unter okono-
mischem Blickwinkel fur die ,Erste Welt“
wohl bedeutsamste Weltregion uberhaupt.
Der Zugang zu wirtschaftlich nach wie vor
lebenswichtigen Rohstoffen soll nicht durch
politisches Chaos oder Revolutionen gefahr-
det werden. Daher wirkten insbesondere die
westlichen Industrienationen in ihren Au-
Renpolitiken bislang vornehmlich systemsta-
bilisierend, also dem autoritaren Status quo
der arabischen Welt zutraglich.

Allerdings gesellten sich zu diesem Haupt-
ziel westlicher Nahostpolitik uber die vergan-
genen beiden Jahrzehnte hinweg auch weite-
re politische Ziele wie etwa der Wunsch nach
verbesserter Regierungsfuhrung und Demo-
kratisierung, propagiert insbesondere von
der US-Administration unter dem damali-
gen Prasidenten George W. Bush in der Fol-
ge des Sturzes des irakischen Regimes unter
Saddam Hussein im Jahr 2003. Doch trotz al-
ler Demokratisierungsrhetorik blieben auch
die beiden Bush-Administrationen weit hin-
ter ihren selbstformulierten Anspruchen zu-
ruck. Demokratisierung qua Regimesturz
war eine Ausnahme, die dem Irak vorbehal-
ten war, und selbst dort lasst sich nur mit viel
Phantasie von einer Demokratie sprechen. Im
Rest der Region jedoch wirkte die Politik der
USA ebenso wie diejenige der EU weiterhin
stabilisierend.

Wihrend die Summen, die EU und USA in
der arabischen Welt in Demokratieforderung
investieren, sich Uber die vergangenen funf-
zehn Jahre vervielfacht haben und tausende
Projekte in den Feldern Good Governance

tionen: Wirtschaftspolitische und geostra-
tegische Erwagungen erfordern eine Stabili-
sierung der Region inklusive ihrer Regime.
Prozesse von Demokratisierung jedoch — das
liegt in der Natur der Sache und ist eine zwar
banale, doch sehr haufig vergessene Tatsa-
che — wurden zwangslaufig eine Absetzung
der herrschenden autoritaren Regime erfor-
dern. Demokratisierungsphasen sind, das
hat die sogenannte Transitionsforschung ge-
zeigt, per definitionem Phasen erhohter Un-
sicherheit und Instabilitat, weil in diesen
Phasen die politischen Akteure die bisheri-
gen politischen Spielregeln aufler Kraft set-
zen und neue untereinander aushandeln mus-
sen, um den Systemwechsel zur Demokratie
zu bewerkstelligen. Solange dieser Zielkon-
flikt von der westlichen Politik und ihren
Entscheidungstragern nicht offen themati-
siert wird, wird mit hoher Wahrscheinlich-
keit weiterhin der Wunsch nach kurzfristi-
ger Stabilitat den gleichzeitigen langfristigen
Wunsch nach demokratischen Verhaltnissen
dominieren.

In der Summe kann mit diesen vier Haupt-
ursachen die Persistenz autoritarer Herr-
schaft in der arabischen Welt weitgehend
erklart werden. Freilich sei damit nicht be-
hauptet, dass keine weiteren Ursachen exis-
tierten. Doch die hier diskutierten vier
Kernelemente aus rentierstaatlichen Wirt-
schaftsstrukturen, neopatrimonialen politi-
schen Regimen bei gleichzeitig patriarchalen
Gesellschaftsstrukturen sowie einem interna-
tionalen Umfeld, das ein vitales Interesse am
Erhalt des politischen Status quo besitzt, sind
in dieser Form und Auspragung womoglich
nur im Vorderen Orient anzutreffen. Sie stel-
len ein komplexes, eng miteinander verwobe-
nes Netz dar. Die hier vereinfacht skizzierten
Ursachen autoritarer Herrschaft sind zudem
in ihrer Gesamtheit deutlich mehr als nur die
Summe ihrer Einzelteile, denn sie wirken
wechselseitig verstarkend.

Informelle Beziehungen
im Dreieck zwischen

Staat, Wirtschaft und Gesellschaft

und Demokratie initiiert wurden, sind deren
Ergebnisse auf der systemischen, makropo-
litischen Ebene kaum bis gar nicht erkenn-
bar. Hintergrund ist hier ein Zielkonflikt in
den Auflenpolitiken westlicher Industriena-
Bei der Betrachtung der Ursachen fur die Per-
sistenz autoritarer Herrschaft in der arabi-
schen Welt ruckt insbesondere die fehlende
Trennung von offentlicher und privater Sphare

I Harry Eckstein, Regarding Politics. Essays on Po-
litical Theory, Stability and Change, Berkeley 1992,
S. 188.
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ins Blickfeld.I® So liegt eine Vernetzung bei-
spielsweise von ,Staat und Wirtschaft so-
wie von ,,Staat und Zivilgesellschaft“ vor, die
vor allem in wirtschaftlichen und politischen
Prozessen deutlich zutage tritt und die beste-
henden autoritaren Strukturen starkt.

Verflechtung von Staat und Wirtschaft

20

Staat und Privatunternehmer in den ara-
bischen Staaten sind insbesondere seit den
1990er Jahren eng miteinander vernetzt.I'
Unternehmer zahlen zu den fur den Machter-
halt strategisch wichtigen Gruppen, die vom
Staat gezielt privilegiert werden. Sie konnen
dadurch sowohl direkt als auch indirekt Ein-
fluss auf die Politikgestaltung des Regimes
nehmen, nicht zuletzt, indem sie politische
Amter und Fuhrungsfunktionen uberneh-
men, in Netzwerke eingebunden sind, oder
auf die Verwendung von Investitionskapital
einwirken. Als Gegenleistung dafur verhal-
ten sie sich loyal.

In Agypten etwa zahlt eine Uberschaubare
Gruppe von Unternehmern und Finanzma-
nagern zur wirtschaftlichen Kernelite. Viel-
fach handelt es sich dabei um Wirtschaftsim-
perien, in die zahlreiche Familienmitglieder
generationenubergreifend eingebunden sind
wie im Falle der Familien Sawiris, Mansour,
Ezz oder Maghraby; auch fallen politisch pri-
vilegierte Individuen wie die Finanzmana-
ger Aladdin Saba oder Yasser al-Mallawany
auf, die an der Spitze grofler Investmentban-
ken wie Beltone Financial und EFG-Hermes
stehen.l Sie alle verfugen uber hohe Vermo-

I Damit steht die arabische Welt wie auch andere
Entwicklungsregionen in deutlichem Gegensatz zu
westlichen Gesellschaften, in denen diese Trennung
ublich und durch Rechtsstaatlichkeit verankert ist.
I'* Vgl. Steven Heydemann, Networks of Privilege
in the Middle East: The Politics of Economic Reform
Revisited, New York 2004; Robert Springborg, The
Arab Bourgeoisie. A Revisionist Interpretation, in:
Arab Studies Quarterly, 15 (1993) 1, S. 13-39; John
Waterbury, Twilight of the State Bourgeoisie?, in: In-
ternational Journal of Middle East Studies, 23 (1991),
S.1-17.

1" Vgl. Cilja Harders, Politik von unten — Perspek-
tiven auf den autoritiren Staat Agypten, in: Martin
Beck u.a. (Hrsg.), Der Nahe Osten im Umbruch. Zwi-
schen Transformation und Autoritarismus, Wiesba-
den 2009, S. 299-323; Stephan Roll/Thomas Demmel-
huber, Herrschaftssicherung in Agypten. Zur Rolle
von Reformen und Wirtschaftsoligarchen, in: Stiftung
Wissenschaft und Politik, SWP-Studie, (2007) 20.
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genswerte, die sie informellen Verbindun-
gen zu politischen Entscheidungstragern und
Geschaftspartnern zu verdanken haben. Be-
vorzugung, der Erhalt von exklusiven Lizen-
zen beziechungsweise Monopolen oder die
Gewdhrung gunstiger Kredite bei offentli-
chen Banken sind nur einige der politisch ab-
gesicherten Moglichkeiten der Vermogens-
steigerung.

Eine wichtige Rolle zur Erlangung und
Starkung solcher Beziehungsmuster besteht
in der Vernetzung zwischen Personen und
Institutionen aus Wirtschaft und Politik. So
fungiert Ahmad Maghraby, welcher der in
der Tourismusbranche tatigen Unternehmer-
familie Maghraby entstammt, im dgyptischen
Kabinett zunachst 2004 als Tourismusminis-
ter und seit 2005 als Wohnungsbauminister.I's
Muhammad Lutfi Mansour, dessen Fami-
lie unter anderem in der Automobilbranche
uber eine Vertriebslizenz verfugt, war zwi-
schen 2005 und 2009 Transportminister. Bei-
de Minister sind sich dartuber hinaus familiar
wie unternehmerisch verbunden.I Yasser El-
Mallawany engagiert sich neben seiner Tatig-
keitals Vorstandsvorsitzender von EFG-Her-
mes als Mitglied im politischen Sekretariat
der Regierungspartei NDP (National Demo-
cratic Party).P° Aladdin Saba wiederum ge-
hort unter anderem dem Vorstand der agyp-
tischen Zentralbank sowie dem Aufsichtsrat
mehrerer Orascom-Unternehmen an, wel-
che sich ihrerseits im Besitz der Familie Sa-
wiris befinden. Zudem ist er Mitbegrunder
der EFG-Hermes, wo er eine fuhrende Po-
sition innehatte, bis er 2002 seine eigene In-
vestmentbank Beltone Financial grundete.”!
Beltone zahlt heute zu den grofiten Konkur-
renten der EFG-Hermes.

I® Vgl. Egypt’s Government Services Portal, on-
line: www.egypt.gov.eg/english/guide/directory.aspx
(17.4.2010); “The Great Facilitator”, in: Al-Ahram
Weekly, New Decade’s Special Edition, Issue No. 979,
31 December 2009-6 January 2010, online: http://
weekly.ahram.org.eg/2010/979/sc15.htm (19.4.2010).
I” Konkretes Beispiel fur gemeinsame Aktivitaten
ist das Unternehmen El Mansour & El Maghraby In-
vestment & Development. Vgl. S. Roll/T. Demmel-
huber (Anm. 17), S. 22.

I Vgl. Mahmoud Kassem, Pasha Heir’s Partner-
ship With Egyptian Socialist Powers Mideast, May 5,
2008, online: www.bloomberg.com/apps/news?pid
=20601109&refer=exclusive&sid=aSrbvRQiBekc
(18.4.2010).

' Vgl. www.beltonefinancial.com/mraladdinsabaa
(18.4.2010).
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Die Beispiele illustrieren — freilich nur an-
satzweise — die weitreichende Vernetzung
von Unternehmern und Finanzmanagern
nicht nur mit polisischen Eliten, sondern
auch untereinander, und zeugen davon, wie
stark die oben beschriebenen neopatrimoni-
alen Strukturen dominieren. Informelle In-
teraktionsmuster sind jedoch nicht nur unter
den Eliten vorherrschend, sondern durch-
ziehen vertikal alle Ebenen der Gesellschaft.
Zudem gilt all dies keineswegs nur fur Agyp-
ten. Loewe unteranderem etwa zeigen fur
Jordanien eindrucksvoll auf, dass informel-
le Bezichungen auch hier fur die Erlangung
von Arbeitsstellen in kleineren Unterneh-
men und im offentlichen Dienst oder die Be-
schleunigung von burokratischen Verfahren
bis hin zur Vergabe hoher Staatsimter ge-
nutzt werden.|?

Verflechtung von Staat und Zivilgesellschaft

Zivilgesellschaftliche Akteure, und hier beson-
ders Nichtregierungsorganisationen (NGOs),
Interessenvertretungen oder soziale Stiftun-
gen religioser Trager, rucken in der Debat-
te um die Persistenz autoritarer Herrschaft
immer wieder ins Blickfeld. Sie arbeiten zu-
meist in einem prekaren Feld der Staat-Ge-
sellschaft-Beziehungen, welches politisch
orientierte Arbeit eher behindert als befor-
dert. Kontrolle und Restriktionen durch die
Machthaber (bei Registrierung, Finanzie-
rung, Wahlen, internationaler Vernetzung,
Besetzung von Aufsichtsraten, Programma-
tik, etc.) gestatten nur wenige Freiraume.l’
Im Gegensatz zu Unternehmern und Finanz-
managern gehoren sie Uberwiegend zu der
Gruppe, die vom Regime keine Privilegie-
rung erfahrt.

Waihrend in den 1990er und friuhen 2000er
Jahren das Phanomen einer rasant wachsen-
den Zahl an Organisationen von der inter-
nationalen Gemeinschaft als vermeintlicher
Vorbote politischer Transformation begrufit
wurde, hat sich eine erhebliche Anzahl von

I2 Vgl. Markus Loewe u.a., The Impact of Favourit-
ism on the Business Climate. A Study on Wasta in
Jordan, Bonn 2007.

I Vgl. Vickie Langohr, Too Much Civil Society, Too
Little Politics: Egypt and Liberalizing Arab Regimes,
in: Comparative Politics, 36 (2004) 2, S. 182; Maha
Abdel Rahman, The Politics of ,UnCivil* Society in
Egypt, in: Review of African Political Economy, 29
(2002) 91, S. 30.

NGOs nach westlichem Modell eher als per-
sonalistische rent-secking-Institutionen he-
rausgestellt: Teilweise tragen sie ihren Prot-
agonisten hohe Einkommen aus westlichen
Fordergeldern ein. Das jordanische Regime
etwa machte sich dieses Phanomen schon
fruh zu Nutze und rief sogenannte royal
nongovernmental organizations (RONGOs)
ins Leben, die von Mitgliedern der Konigsfa-
milie geleitet werden. Zwei der bekanntesten
Organisationen dieser Art sind der Jordani-
an Hashemite Fund for Human Development
und die Noor al-Hussein Foundation.P*

Organisationsformen ahnlicher Art sind
GO-NGOs (government-organized NG Os)
und DO-NGOs (donor-organized NGOs),
wobei letztere eher die Interessen westlicher
Entwicklungshilfe widerspiegeln und meist
nur wenig Ruckhalt in der eigenen Gesell-
schaft genieflen. Auf diese Weise konnen
die Regime nicht nur internationale Forder-
gelder akquirieren, die von den Gebern ei-
gentlich fur nicht-staatliche Akteure be-
stimmt sind, sondern sie bewerkstelligen so
zudem eine Marginalisierung und/oder In-
filtrierung anderer Akteure dieser Sphiare
und vermogen dadurch, sie weitgehend zu
kontrollieren.I?®

Zivilgesellschaftliche Akteure konnen je-
doch vom Regime auch gefordert oder zu-
mindest toleriert werden. Dies geschieht
insbesondere dann, wenn diese bestimm-
te Dienste (wie Bildung, Gesundheit, Sozia-
les, etc.) — im Rahmen apolitischer Aktivita-
ten — bereitstellen und sich so fur das Regime
schwer entbehrlich machen, das heifit indem
sie einen Teil der Kosten fur soziookonomi-
sche Programme ubernehmen und im Gegen-
zug mehr Freiraume erhalten.l?®

NGOs, Gewerkschaften und Berufsver-
bande sind haufig auch Ausdruck klientelis-
tischer Netzwerke und vertikaler Interakti-
on, horizontale Vernetzung ist dagegen nur
gering ausgepragt. In Agypten und den Pa-

I* Vgl. Quintan Wiktorowicz, The Political Limits
to Nongovernmental Organizations in Jordan, in:
World Development, 30 (2002) 1, S. 851.

I* Vgl. Sheila Carapico, NGOs, INGOs, GO-NGOs
and DO-NGOs: Making Sense of Non-Governmen-
tal Organizations, in: Middle East Report, (2000)
214,S.13.

I* Vgl. M. A. Rahman (Anm. 23), S. 31{; Q. Wikto-
rowicz (Anm. 24), S. 84.
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lastinensischen Gebieten zum Beispiel sind
Gewerkschaftsfunktionire oder Direktoren
von NGOs haufig Mitglieder der Regie-
rungspartei und des Parlaments.l’” Mustafa
Barghuti etwa konnte mit Hilfe seiner Pa-
lestinian Medical Relief Society schliefllich
die politische Partei al-Mubadara gruinden
und 2007 zum Informationsminister auf-
steigen, nachdem er bereits bei den Parla-
mentswahlen 2005 als grofiter Konkurrent
gegen Prasident Mahmud Abbas angetreten

war.l?

Herausforderung
fur Demokratieforderer

22

Die im vorigen Abschnitt angedeutete Do-
minanzinformeller und vertikal ausgerichte-
ter Beziehungsgeflechte in Staat, Wirtschaft
und Gesellschaft sowie ihre wechselseiti-
ge Verstarkung stabilisiert den politischen
Status quo der Systeme im Vorderen Orient
von innen. Dabei wird ]edoch auch deutlich,
dass diese Systeme auf einer politokono-
mischen Besonderheit der Region basieren,
namlich hohen internationalen Kapitalzu-
flussen, die sich der Staat ganz oder teilwei-
se zur Verteilung im Innern anzueignen ver-
mag. Dank des indischen und chinesischen
Wirtschaftswunders werden die Weltmarkt-
preise fur Erdol und -gas auch kunftig hoch
bleiben, so dass dem arabischen Raum diese
okonomische Grundlage autoritirer Herr-
schaft in absehbarer Zukunft erhalten blei-
ben wird.

Hinzu kommt die geopolitische Prafe-
renz westlicher Staaten fur stabile autoritare
Herrschaftsstrukturen im Gegensatz zu po-
litischen Transformationen mit unsicherem
Ausgang. Wohlmeinende Demokratieforde-
rer werden daher im Vorderen Orient auch
in den nachsten Jahrzehnten wenn nicht auf
Granit beiflen, so doch deutlich hartere Niis-
se zu knacken haben als in den meisten ande-
ren Teilen der Welt.

I” Vgl. Gamal Abdelnasser: Egypt: Succession Poli-
tics, in: Volker Perthes (ed.), Arab Elites. Negotiating
the Politics of Change, London 2004, S. 117-140.

I® Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung, Palestinian Trade
Unions. An Overview, Ost-Jerusalem 2006.
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Amr Hamzawy

Partizipation von
[slamisten in der

arabischen Politik

In vielen Teilen der arabischen Welt begin-
nenIslamisten —Parteien und Bewegungen,
die religios begrundete Gesellschafts- und
Politikvorstellungen
propagieren — Teil-
habe am politischen
Prozess einzufordern.
Damit einher gehen
Sorgen herrschender
Eliten uber die Ziel-
setzung der Islamis-
ten und die Auswir-
kungen ihrer Teilhabe
auf die Politik des je-
weiligen arabischen Landes. Es wird die Fra-
ge aufgeworfen, ob und inwieweit Islamisten
regierungsfahig sind, sollten sie auf demokra-
tischem Wege an die Macht gelangen.

Amr Hamzawy

P.O. Box 11-1061,
Riad El Solh/Libanon.
ahamzawy@ceip.org

Da die islamistischen Bewegungen selbst
sich diesen Fragen auf sehr unterschiedliche
Artnahern, ist es notwendig, bei der Analyse
des Problems auf die Formulierung genera-
lisierender Aussagen zu verzichten, grunden
sich diese doch oft auf ideologische Vorurtei-
le oder die selektive Auswahl von Beispielen,
welche die Komplexitat der gegenwiartigen
Entwicklungen nicht zu erfassen vermogen.
So ist auch die vereinfachende Sicht islamis-
tischer Bewegungen als Gruppen ideologi-
scher Eiferer, bei denen ihre Rhetorik allein
zum Maf3stab ihrer Handlungen genommen
werden kann, allzu simpel. Anderseits ist es
aber auch nicht hilfreich, jene Kriterien ab-
zulehnen, die bislang bei der Bewertung po-
litischer Bewegungen in der arabischen Welt
(wie den liberalen, sozialistischen und pan-
arabischen Gruppierungen) eine Rolle spiel-
ten, nur weil das islamistische Engagement
noch zu neu ist, um es in bestehende Schema-
ta einzuordnen.

Das letzte Argument findet vor allem bei
jenen Islamisten Fursprecher, die der An-

Dr. phil., geb. 1967; Dozent

fiir Politikwissenschaft an der
Universitat Kairo, Forschungs-
direktor und Senior Associate
am Carnegie Middle East Center,
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sicht sind, dass es verfruht und wirklichkeits-
fremd sei, ihre Fahigkeit zur Bewaltigung of-
fentlicher Aufgaben in Zweifel zu ziehen,
insbesondere, wenn man die gegenwartigen
Machtverhiltnisse zwischen den Herrschere-
liten und den Islamisten in Betracht ziehe.l'

Formen islamistischer Partizipation

Zurzeit sind drei Typen islamistischer Teilha-
be am politischen Prozess erkennbar. Der ers-
te Typus lasst sich im Irak, im Libanon und in
Palastina beobachten: Wahrend hier die isla-
mistischen Parteien und Bewegungen in re-
lativer organisatorischer Freiheit im Rahmen
eines pluralistischen Parteiensystems operie-
ren konnen, bleibt das politische Umfeld in-
stabil und chaotisch — sei es aufgrund eines
Besatzungszustandes, der die Regierungsins-
titutionen und die offentliche Sicherheit kol-
labieren lasst, sei es aufgrund interner Zer-
wurfnisse. Dies fuhrt schliefflich nicht selten
auch zu monopolistischen Tendenzen, die
den Geist und die Substanz friedlicher Teil-
habe am politischen Prozess gefahrden. Ab-
gesehen von den Gegensatzen zwischen Sun-
niten und Schiiten sowie fur bzw. gegen den
Widerstand eingestellten Gruppen, sind die
islamistischen Bewegungen im Irak, im Liba-
non und in Palistina gepragt von einer hier-
archischen Fuhrungsstruktur. Sie besitzen
Mittel und Instrumente zur Gewaltausubung
und sind nicht abgeneigt, politische Konflik-
te durch die Androhung oder die Ausubung

von Gewalt zu losen.

Wir stehen hier einer grundsatzlichen Fra-
ge gegenuber: Wird die Einbeziehung von
solchen islamistischen Bewegungen in ein
pluralistisches politisches System die Chan-
cen zu einer Weiterentwicklung dieser Plura-
litat hin zu einem echten Demokratisierungs-
prozess verringern oder ihn gar verhindern?
Diese Frage stellt sich angesichts des Um-
stands, dass diese Bewegungen noch kein
klares Bekenntnis zur gewaltfreien Teilhabe
abgelegt haben und eine solche moglicher-
weise lediglich als taktisches Mittel innerhalb

Ubersetzung aus dem Englischen von Dr. Daniel Kiecol,
Koln.

I' Vgl. ,Hiwar ma‘ al-ustadh ,abd al-ilah bin ki-
ran ,adu al-barlaman al-maghribi“ (Im Gesprach mit
,Abd al-Ilah bin Kiran, Mitglied des marokkanischen
Parlaments), in: Ikhwan Online, www.ikhwanonline.
com/Article.asp?ArtID=2030&SecID=0 (14.5.2010).

einer grofleren Strategie angesehen werden
muss. Oder wird die politische Integration
die Islamisten in bruchigen failed states nach
und nach dazu bringen, ihre Bewegungen zu
demilitarisieren und sich Mitteln und Wegen
zuzuwenden, die einer gewaltfreien Teilhabe
den Vorrang geben?

Sieht man sich den Irak, den Libanon oder
Palastina an, wirkt die letztgenannte Mog-
lichkeit unwahrscheinlicher. Auch dann,
wenn man in Betracht zieht, dass die Bewe-
gungen sich von innen heraus wandeln konn-
ten — sei es etwa durch einen Machtkampf
zwischen den Hardlinern und moderaten
Kraften oder auch den Druck ihrer jeweili-
gen Gesellschaften, die sich von ihren bishe-
rigen Quellen der Massenmobilisierung ab-
wenden: einer populistischen ideologischen
Rhetorik, der religiosen Fundierung und
dem Anspruch, den Widerstand gegen einen
auslandischen Besatzer oder gemeinsamen
Feind anzufuhren. Hypothetisch besteht der
einzige Ausweg aus diesem Dilemma im Zu-
sammenfuhren eines gemeinsamen Willens,
den Staat als ziviles Gemeinwesen wieder-
zubeleben. Hierzu mussten die Neutralitat
gegenuber den verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen gestarkt und Strukturen und
Mechanismen eingefuhrt werden, die verhin-
dern, dass religiose wie nicht-religiose Krafte
in offentlichen Angelegenheiten Meinungs-
monopole bilden und ausschlieffend wirken
konnen.P

Im scharfen Kontrast hierzu steht der zwei-
te Typus islamistischen Engagements im of-
fentlichen Leben, sieht er doch die gewaltfreie
Teilhabe als einzige strategische Option an.
Hier wird keine Alternative zu den bestehen-
den Sphiaren und Mechanismen politischer
Pluralitat angestrebt. Durch die Formulie-
rung eines soliden Konsenses uber den zu-
kunftigen Demokratisierungsprozess mit den
herrschenden Eliten wie auch liberalen und
linken Gruppen kann das pluralistische Sys-
tem schrittweise stabiler werden. Das Kam-
pagnenmotto ,Partizipation, nicht Herr-
schaft veranschaulicht die Haltung dieser

I? Vgl. Amr Hamzawy/Nathan J. Brown, Islamist
Parties: A Boon or a Bane for Democracy?, in: Jour-
nal of Democracy, 19 (2008) 3, S. 49-54; Amr Ham-
zawy/Marina Ottaway, When Islamist Go Into Po-
litics, in: The Fletcher Forum of World Affairs, 33
(2009) 2, S. 3746,
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Islamisten, deren Vertreter wir insbesondere
in Marokko, Algerien, Kuwait und Bahrain
finden. Sie haben sich meist in politische Par-
teistrukturen eingeordnet (wie die marokka-
nische Partei fiur Gerechtigkeit und Entwick-
lung/Parti de la Justice et du Développement
und die algerische Bewegung der Gesellschaft
fur Frieden/Mouvement de la société pour la
paix) oder in parteiahnliche Strukturen (wie
die Islamische Verfassungsbewegung/Islamic
Constitutional Movement in Kuwait und die
schiitische Islamische Einigkeitsgesellschaft/
Islamic Concord Society in Bahrain).

Einigen dieser Bewegungen — insbesondere
der Partei fur Gerechtigkeit und Entwicklung
und der Islamischen Verfassungsbewegung —
ist es gelungen, eine funktionale Trennung
zwischen islamistischen religiosen Aktivita-
ten und der politischen Arbeit durchzufuh-
ren. So haben sie sich in politische Organi-
sationen gewandelt, deren Arbeit zwar von
einem islamistischen Kodex gepragt ist, die
jedoch von professionellen Politikern ange-
fuhrt wird, die Aktivitaten und Rhetorik ei-
ner missionarischen Bewegung vermeiden.
Dies trifft nicht auf die bahrainische Islamic
Concord Society zu, deren Mischung aus Re-
ligion und Politik wohl eine naturliche Fol-
ge der Uberlappung zwischen Parteifithrung
und schiitischer Hierarchie in Bahrain ist.

Trotz der qualitativen Unterschiede zwi-
schen diesen Bewegungen teilen die Islamis-
ten, die der Partizipation den Vorrang ein-
raumen, einige fundamentale Wesenszuge:
Sie erkennen die Legitimation des National-
staates an, dem sie angehoren, respektieren
seine Regierungseinrichtungen, das Prinzip
der Gleichheit zwischen allen Burgern und
das pluralistische, kompetitive Wesen politi-
schen Lebens. Diese Haltung, die Islamisten
des zweiten Typus sowohl der Form als auch
dem Geiste nach anerkannt haben, fuhrte zu
einer Abmilderung ihrer Rhetorik, ob sich
diese nun gegen die herrschende Elite oder
gegen liberale und linke Oppositionsgruppen
richtet. Aulerdem deutet sich eine Abkehr an
von ideologischen Hetzreden hin zur Formu-
lierung pragmatischer Grundsatzprogramme
und zu Versuchen, die Politik zu beeinflus-
sen, sei es als Juniorpartner in der Regierung
oder als Oppositionspartei.

Die Erfahrung mit den Islamisten in Ma-
rokko, Algerien, Kuwait und Bahrain spricht
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fur einen direkten Zusammenhang zwischen
der Stabilitat des politischen Systems und der
Bereitschaft der Islamisten, die Regeln des
politischen Systems zu respektieren. Den-
noch mussen diese Islamisten noch in einer
Reihe von offenen Fragen ihre Glaubwurdig-
keit unter Beweis stellen: Auf der einen Seite
mussen sie sich klarer zu den Mechanismen
eines pluralistischen politischen Systems be-
kennen, auch dann, wenn diese Mechanismen
eine Politik nach sich ziehen sollten, die nicht
ihren religiosen Uberzeugungen entspricht.
Auf der anderen Seite mussen sie thre Wahler-
schaft weiterhin von der Effektivitit gewalt-
freier Teilhabe uberzeugen, vor allem vor dem
Hintergrund extremistischer religioser Kraf-
te, die auf ein Misslingen der politischen In-
tegration der Islamisten setzen. Zudem stellt
sich die Frage, ob die autoritaren Herrscher-
eliten ihre Skepsis gegentuber den Islamisten
ablegen und sich daran gewohnen, einen brei-
ten politischen Konsens herzustellen.P

Der dritte Typus schliefilich lasst sich in
‘Agypten, dem Sudan, Jordanien und im Je-
men beobachten. Den dortigen islamistischen
Bewegungen ist es gelungen, trotz der instabi-
len politischen Rahmenbedingungen und der
fragilen Beziehungen zu den jeweiligen herr-
schenden Eliten zu uberleben. Auch wenn der
Muslimbruderschaft (MB) in Agypten und
Jordanien Raum zur Teilhabe an pluralisti-
schen Mechanismen eingeraumt wurde (bei
Parlamentswahlen, in Berufsverbanden und
anderen Bereichen der Zivilgesellschaft), so
steht sie nach wie vor unter der stindigen Be-
obachtung der Sicherheitskrafte. Andererseits
verdeutlichen sich an den Beispielen der isla-
mistischen Bewegung im Sudan oder der Je-
menitischen Union fir Reform die Gefahren,
die hinter einer nichtdemokratischen Verstan-
digung zwischen Islamisten und herrschen-
den Eliten lauern, sowie die Auswirkungen
solcher paramilitarisch-technokratischer Al-
lianzen auf das politische Leben und auf die
innere Dynamik der Islamisten selbst.

Vielleicht konnen diese Gruppen als ,,Parti-
zipation Plus Islamisten” bezeichnet werden:
Mogen sie auch eine Strategie der friedlichen

Teilhabe entwickelt haben, so bleibt es doch

P Vgl. Amr Hamzawy, Party for Justice and Deve-
lopment in Morocco: Participation and Its Discon-
tents, Carnegie Endowment for International Peace,
(2008) 93.



immer noch eine Strategie. Aufgrund ihrer
standig wechselnden Rolle und Position in-
nerhalb des politischen Lebens (so agieren sie
in manchen Fallen als Partner autoritarer Re-
gime, in anderen als deren Gegner) schweben
sienoch oftin den abstrakten Hohen von Ideo-
logien und der ,groflen Politik (wie die Fra-
ge nach der Rolle der Religion, das Verhaltnis
von Individuum zu Kollektiv und Visionen
einer muslimischen Nation), wahrend sie es
versaumt haben, eine Kultur der Wertschat-
zung einvernehmlicher und pluralistischer
Entscheidungsfindung zur Beeinflussung von
politischen Entscheidungen zu entwickeln.
Die vielleicht einzige Moglichkeit, diese halb-
herzigen Teilhaber am politischen Prozess zu
einem eindeutigen Bekenntnis zu bewegen,
liegt darin, ihnen schrittweise mehr Raum zu
geben, um einen dauerhafteren Beitrag zum
offentlichen Leben zu leisten.

Dies sind die Rahmenbedingungen, inner-
halb derer Islamisten seit mehreren Jahren
operieren. Nun sollen am Beispiel der MB in
‘Agyptenfolgende Fragen beantwortet werden:
Unter welchen institutionellen und politischen
Rahmenbedingungen formte sich die islamis-
tische Teilhabe aus? Welche Fragen wurden
von den Islamisten in den Vordergrund ge-
stellt, insbesondere in den gesetzgeberischen
Institutionen? Welche Auswirkungen hat ihre
Teilhabe sowohl auf die eigene Bewegung als
auch auf die weitere politische Umgebung?

Die agyptische Muslimbruderschaft

IndenJahrzehntenseitihrer Grundunginden
1920er Jahren bis zur agyptischen Revoluti-
on 1952 hatte die MB eine ambivalente Hal-
tung zur politischen Partizipation. Wahrend
sie bis in die 1970er Jahre der offiziellen Poli-
tik weitgehend fernbleiben musste, engagier-
te sie sich seit dieser Zeit zunehmend. Eini-
ge threr Vertreter schafften sogar den Sprung
ins agyptische Parlament. Heute fokussiert
sich die kritische Diskussion innerhalb der
Bewegung auf die Frage, ob und wenn ja, in-
wieweit die politische Partizipation heraus-
gestellt werden soll. Forderungen nach einem
kompletten Ruckzug aus der Politik sind nur
von den Randern der Bewegung zu verneh-
men. So gibt es mittlerweile zwar einen brei-
ten Konsens dartber, dass die MB sich auch
weiterhin zumindest teilweise in der Politik
engagieren soll; doch unter den Fuhrungska-

dern der Bewegung wird noch immer heftig
daruber gestritten, wie weit diese Partizipati-
on gehen darf, welche Formen sie annehmen
sollte und wie sich das politische Engagement
mit den langfristigen gesellschaftlichen Re-
formzielen der MB verbinden lasst.

Die Debatte uber die politische Partizipati-
on wurde durch die schwierigen Beziehungen
der MB zu anderen politischen Akteuren wie
dem Regime, den Oppositionsparteien und
den Protestbewegungen erschwert. Aus Sorge
vor Repressalien seitens des Regimes, achtete
die MB sorgsam darauf, den Machtanspruch
des Regimes nicht offen in Frage zu stellen
oder sich selbst als Alternative zu prasentie-
ren. Am deutlichsten wurde diese Haltung
mit der Entscheidung, bei der Parlamentswahl
im Jahr 2005 nur in einem Drittel aller Wahl-
bezirke Kandidaten aufzustellen. Dies wurde
als Signal dafur interpretiert, die Zweidrittel-
mehrheit der Regierungspartei NDP (Natio-
nal Democratic Party) in der Volksversamm-
lung nicht gefihrden zu wollen.I*

Die Beziehungen zwischen der MB und an-
deren Oppositionsparteien waren zwar we-
niger feindselig, doch gepragt durch eine lan-
ge Tradition gegenseitigen Misstrauens. Dies
setzte auch den Versuchen einer Harmonisie-
rung politischer Positionen und Koordinie-
rung gemeinsamer Aktionen enge Grenzen.
Liberale und linke Parteien, aber auch Pro-
testbewegungen hegten Misstrauen gegen-
uber der unklaren Haltung der MB mit Blick
auf die Gleichberechtigung von Muslimen und
Nichtmuslimen sowie der Gleichstellung der
Geschlechter. Mogliche Partner sorgten sich
zudem Uber die negativen Auswirkungen der
Schariabestimmungen zur Meinungsfreiheit
und nicht zuletzt auch uber die Widerspru-
che zwischen dem islamischen Bezugsrahmen
der MB und den konstitutionellen sikularen
Grundpfeilern der agyptischen Politik.P

I* Vgl. ,Intikhabat (2005) al-ikhwan yaktasihun wa-
l-watani mahzur jamahiriyan“ (Die Wahlen im Jahr
2005: Starke Stimmengewinne der Muslimbruder-
schaft und grofle Verluste der NDP), in: Nowab
Ikhwan vom 20.1.2007.

I Vgl. Noha Antar, The Muslim Brotherhood’s Suc-
cessinthe Legislative Electionsin Egypt 2005, Bericht
der EuroMeSCo, Oktober 2006, S. 14; ,,Al-barnamaj
al-intikhabi li-l-ikhwan al-muslimin 2005 (Das
Programm der Muslimbruderschaft fur die Wahlen
2005), in: Ikhwan Online, www.ikhwanonline.com/
Article.asp?ArtID=15548&SecID=0 (14.5.2010).

APuZ 24/2010

25


http://www.ikhwanonline.com/Article.asp?ArtID=15548&SecID=0
http://www.ikhwanonline.com/Article.asp?ArtID=15548&SecID=0

Doch auch die MB hatte ihrerseits Grund,
anderen Oppositionsakteuren misstrauisch
gegenuber zu stehen. Einige legale Parteien —
wie die National Progressive Unionist Party
(meist nur Tagammu genannt) — machten kei-
nen Hehl aus ihrer ablehnenden Haltung ge-
genuber der Teilhabe von Islamisten am poli-
tischen Leben und verbundeten sich mit dem
Regime, um den politischen Spielraum der
MB zu begrenzen. Einige Male unterstutz-
te die Fuhrung der Tagammu sogar repressi-
ve Mafinahmen der Regierung gegenuber der
MB und rechtfertigte sie mit dem Argument,
dass sie sich gegen eine undemokratische Or-
ganisation richteten.I®

Wenn auch die Versuche zur Bildung politi-
scher Allianzen begrenzt blieben, zeigten sie
doch reale Wirkungen auf die Positionen der
MB. Seit 2002 resultierte die Suche nach Ge-
meinsamkeiten mit anderen Oppositionspar-
teien in einer stirkeren Betonung von sozia-
len, 0konomischen und politischen Reformen
in ithrem Grundsatzprogramm. In verschie-
denen offentlichen und programmatischen
Erklarungen (beispielsweise mit Blick auf die
Reforminitiative von 2004 und im Wahlpro-
gramm 2005) fanden sich Gemeinsamkeiten
mit den entsprechenden Programmen linker
und liberaler Parteien. So wurden darin Ver-
fassungsinderungen, demokratische Refor-
men, eine Rechenschaftspflicht der Regie-
rung und der Schutz personlicher Freiheiten
gefordert.

Legislative Prioritaten und Aktivitaten

26

Die jungsten parlamentarischen Aktivitaten
der MB mussen vor dem Hintergrund ihrer
grofleren Prasenz in der Volksversammlung
gesehen werden: Verfugte sie in der Legis-
laturperiode von 1995 bis 2000 uber ledig-
lich einen von 444 Sitzen im Parlament und
17 in derjenigen von 2000 bis 2005, so stel-
len die Muslimbruder in der Volksversamm-
lung 2005-2010 88 Abgeordnete und bilden
nach der NDP die grofite Fraktion. Auch das
Grundsatzprogramm der Bewegung hat sich
in den drei vergangenen Jahrzehnten in we-
sentlichen Punkten verandert. Forderungen
nach Einfuhrung der Scharia und der Forde-

I° Vgl. Hisham Salam, Opposition Alliances and De-
mocratization in Egypt, United States Institute of
Peace, (2008) 6.
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rung religioser Werte, die sie bis in die 1990er
Jahre vertraten, wurden zuruckgestellt.

Dagegen traten Anliegen wie die Forderung
nach Reformen im Sozial- und Rechtswesen
sowie einer sozialen Wirtschaftsordnung in
den Vordergrund. Auch Menschenrechtsver-
letzungen wurden stirker thematisiert. Ob-
wohl religiose Anliegen und die Scharia nach
wie vor eine zentrale Rolle bei ihren parla-
mentarischen Aktivitaten spielen, sind sie im
Grundsatzprogramm nach und nach in den
Hintergrund geruckt. Andere Elemente wur-
den nicht verandert, wie die Forderung nach
einer Rechenschaftspflicht der Regierung
und Antikorruptionsmafinahmen. Unveran-
dert blieb auch ihre vage Haltung gegentuiber
der Gleichstellung von Frauen und nichtmus-
limischen Minderheiten.

Obgleichihrer stirkeren parlamentarischen
Prasenz und dem pragmatischer ausgerichte-
ten Fokus, gilt es, den parlamentarischen Ein-
fluss und die Gestaltungsmoglichkeiten der
MB nicht zu uberschatzen. Trotz der lang-
jahrigen Prasenz in der Volksversammlung,
die ihr einen umfassenden Uberblick uber
die Parlamentsarbeit verschaffte, und die
Moglichkeit, dadurch die Regierung offent-
lich herauszufordern, ist ihr Einfluss auf den
legislativen Prozess minimal geblieben. Dass
es der Bewegung nicht gelungen ist, wichti-
ge Anliegen im Parlament durchzubringen,
liegt letztendlich an der weitgehenden Kon-
trolle des Gesetzgebungsprozesses durch die
regierende NDP, die in allen Volksversamm-
lungen seit 1976 Uber eine komfortable Mehr-
heit verfugt. Selbst im Parlament 2005-2010,
in dem die Fraktion der MB fast ein Funf-
tel der Sitze besetzt, halt die NDP mehr als
drei Viertel der Sitze und bleibt damit unan-
gefochten, wenn es um die Bildung des Ka-
binetts oder um die Verabschiedung von Ge-
setzen geht.

Verfassungsanderungen

Inhaltlich stutzte sich die Parlamentsarbeit
der MB in den vergangenen Jahren vor allem
auf folgende Eckpfeiler: konstitutionelle und
verfassungsrechtliche ‘Anderungen, politi-
sche Reformen, soziale, wirtschaftliche und
religiose Gesetzgebung sowie Frauenrech-
te. Doch lag hierin der Fokus der MB vor al-
lem auf den Verfassungsanderungen. Im All-



gemeinen hat der parlamentarische Block
der MB eigene Vorschlage zur Anderung der
agyptischen Verfassung erarbeitet.

Die Frage moglicher Verfassungsinderun-
gen nahm in den politischen Debatten und
in den Wahlprogrammen der meisten politi-
schen Akteure seit 2002 einen breiten Raum
ein. Zur grofiten Auseinandersetzung kam
es im Jahr 2007, als Prasident Husni Muba-
rak zur Anderung von insgesamt 34 Verfas-
sungsartikeln aufrief. Darin enthalten waren
das Verbot zur Grundung religioser Partei-
en sowie Anderungen der Gesetze zur Pra-
sidenten- und Parlamentswahl. Von den 34
eingebrachten und auch verabschiedeten Ver-
fassungsinderungen waren es vor allem die
folgenden, auf die sich die MB in ihrer Kritik
konzentrierte, da sie in ihren Augen zur Ein-
schrankung der politischen Freiheit fuhrten:

e Verfassungsanderungen, die religios fun-
dierte Parteien und Aktivitaten verbieten
und die Teilhabe der MB am politischen
Prozess nicht nur deutlich einschranken,
sondern auch ihre Entwicklung hin zu ei-
ner legalen Partei verhindern. Die Bru-
derschaft sieht das Verbot zudem als nicht
konform mit Artikel 2 der agyptischen
Verfassung an, der den Islam als Staatsreli-
gion und die Scharia als wichtigste Quelle
der Gesetzgebung festschreibt;

¢ Anderungen, welche die Prasidentenwahl
betreffen, sahen vor, dass unabhangige
Kandidaten die Unterstitzung von min-
destens 250 gewahlten Mitgliedern der von
der NDP dominierten Volksversammlung,
der Shura und von Gemeinderiten vorwei-
sen mussen;

e cine Verfassungsanderung, die die Basis fur
ein Verhiltniswahlrecht legen sollte und
damit andeutet, dass Agypter fortan weni-
ger fur einzelne Kandidaten stimmen soll-
ten, sondern eher fur die Listen der Par-
teien. In den Augen der MB konnte diese
Anderung zu einem moglichen Ausschluss
von den Wahlen fuhren, da es ihr formal
untersagt war, eine politische Partei zu

bilden;

e cin Zusatz zu Artikel 88, der die juristi-
sche Aufsicht uber die Wahlen reduzierte,
indem diese speziellen, aus Richtern und
ehemaligen Regierungsbeamten gebildeten
Aufsichtsgremien ubertragen werden soll-

te. Darin sah die Bruderschaft eine erhohte
Gefahr von Wahlmanipulationen;

® Anderungen des Artikels 179, die das In-
krafttreten eines Terrorismus-Gesetzes
vorsahen. Die MB schloss sich mit anderen
Kritikern aus der Opposition zusammen,
die mahnten, dass es dieser Zusatz dem Re-
gime erlauben wirde, das durch den Aus-
nahmezustand ohnehin eingeschrankte po-
litische Leben weiteren Einschrankungen
zu unterwerfen. Die Anderungen erwei-
terten die Kompetenzen des Innenminis-
teriums dahingehend, dass es Burgerrech-
te einschranken, Presserechte beschneiden
und Journalisten mit Haft bedrohen konn-
te; auch wurde den Regierungsbehorden
die Moglichkeit gegeben, die Aktivititen
der politischen Parteien zu beobachten und
zu kontrollieren;

* dagegen waren keine Anderungen des Ar-
tikels 77 vorgesehen, was bedeutete, dass
die Amtszeit des Prasidenten weiterhin un-
befristet bleibt.

Dilemmata der Teilhabe

Wahrend die MB intensiv daran arbeitete,
ihre Agenda hinsichtlich der geplanten Ver-
fassungsanderungen zu verfolgen, wurde
die Betonung der Religion, der Moral und
der Familie beibehalten. Die Muslimbruder
versuchten, ihre religiose Agenda so darzu-
stellen, dass sie nicht nur im Einklang mit
threm umfassenden Reformprogramm er-
schien, sondern geradezu als dessen hochs-
te Vollendung. Einige der aufgeworfenen re-
ligiosen Fragen wie das Recht verschleierter
Frauen auf Anstellung bei regierungseige-
nen Fernsehsendern wurden in den Zusam-
menhang mit Meinungs- und Glaubensfrei-
heit gestellt. Bei anderen Fragen wie Folter
und Presserechte nutzte die Bruderschaft
ihre religiosen und moralischen Grundsatze
zur Verteidigung politischer Freiheiten und
Menschenrechte.

Obwohl die Parlamentsfraktion der MB
sich in der Legislaturperiode 2005-2010 mit
diesen religiosen und moralischen Themen
auseinandersetzte, standen im Fokus ihrer
Aktivititen doch eher Fragen der sozialen,
okonomischen und politischen Gesetzge-
bung. Die relative Marginalisierung der reli-
giosen und moralischen Grundsatze der MB
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Kamal El Guennouni
Gesellschaftliche
Ditferenzierungspro-
zesse und Wandel des
Frauen- und Familien-
rechts in Marokko

im Parlament stellte sie vor eine entscheiden-
de Herausforderung: In welcher Weise kann
sie bei der Parlamentsarbeit soziale, ©kono-
mische und politische Reformen anstreben,
ohne gegenuber ihrer Wahlerschaft ihre ,,is-
lamische Glaubwurdigkeit“ zu gefihrden?

Da es der Bruderschaft noch immer ver-
wehrt blieb, eine legale politische Partei zu
bilden, bestand eine Strategie zum Umgang
mit diesem Dilemma darin, die politischen
Aktivititen in eine separate institutionelle
Struktur auszugliedern. Und tatsachlich ist
in den vergangenen Jahren eine funktionale
Trennung zu beobachten zwischen dem par-

lamentarischen Block, der sich den Reform-
bestrebungen widmet, und der Fuhrung der
Bewegung, welcher die Herausstellung mo-
ralischer und religioser Anliegen in offiziel-
len Verlautbarungen, in den Medien und an-
deren Aktivitaten obliegt.

as Konzept der gesellschaftlichen Dif-
ferenzierung ist ein klassischer Ansatz
der westlichen Soziologie, aber auch anderer
Nachbarwissenschaf-
ten wie der Kultur-
anthropologie. Es eb-
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net einen Konigsweg
fur die sozialwissen-
schaftliche Erklarung

Eine zweite und gleichermaflen ernste
Herausforderung resultiert aus den gerin-
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gen Erfolgen, die die Teilhabe der Bruder-
schaft innerhalb des Parlaments bisher mit
sich brachte. In den Augen vieler der MB na-
hestehender Wahler und Aktivisten hat sich
die Hinwendung der MB zur Durchsetzung
fur sie wichtiger Reformen nicht ausgezahlt;
die Zuruckdrangung religioser und morali-
scher Fragen sehen sie als nutzlos und kon-
traproduktiv an. Deshalb meinen sie, dass
die Arbeit der Bruderschaft im Parlament
die politischen Freiheiten in Agypten nicht
habe vergroflern konnen. Immer mehr sah
sich die Fuhrung der Bruderschaft deshalb
in letzter Zeit auch gezwungen, auf solcher-
lei Klagen zur negativen Erfolgsbilanz zu
reagieren.

Ein Ergebnis dieser wachsenden Spannun-
gen waren Veranderungen im Machtgefuge
der Muslimbruderschaft auf Kosten jener, die
weiterhin an der parlamentarischen Teilhabe
festhalten wollen, und zugunsten denen, die
eine starkere Hinwendung zur sozialen und
religiosen Rolle anmahnen.
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ob Emile Durkheim,

Norbert Elias oder Niklas Luhmann — haben
ungeachtet ihrer paradigmatisch unterschied-
lichen Ansatze mit analytischen Kategorien
des Differenzierungskonzepts operiert, wenn
sie Theorien uber die Struktur und die Ent-
wicklung moderner Gesellschaften auszuar-
beiten suchten. Im Kern bezeichnet das Kon-
zept eine Steigerung der sozialen Arbeitstei-
lung, die das Aufbrechen traditioneller Struk-
turen innerhalb einer Gesellschaft fordert.I!
Gesellschaftliche Differenzierung ist ein ge-
schichtlicher Prozess, in dem sich bestimm-
te Funktionsbereiche (wie Politik, Recht, Bil-
dung) und soziale Rollen Uber einen langeren
Zeitraum nach funktionalen Gesichtpunkten
in der Weise ausdifferenzieren, dass sie sich
zunehmend auf bestimmte Interessen spezi-
alisieren und ein Mindestmafl an Autonomie
erhalten.

Trotz der Multidimensionalitat und viel-
versprechenden Moglichkeiten des Diffe-
renzierungskonzepts  gesellschaftsstruktu-
relle Entwicklungen zu analysieren, hat sich
die Differenzierungstheorie kaum evolutio-
naren Prozessen in Regionen der arabischen
Welt gestellt. Weder die systemimmanen-
ten Eigenschaften sich entwickelnder arabi-
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scher Gesellschaften noch die Ursachen, die
den Ubergang von einem Gesellschaftstyp
zum anderen bewirken, sind systematisch
ins Blickfeld des soziologischen Differenzie-
rungskonzepts geraten. Es ist jedoch unver-
kennbar, dass langfristige Transformationen
nicht nur in westlichen, sondern auch in ara-
bischen Gesellschaften stattfinden.

Dieser Beitrag will einen Schritt in diese
Richtung machen. Er beschiftigt sich mit
gesellschaftlichen Differenzierungsvorgan-
gen in Marokko und ihre Auswirkungen am
Beispiel des Familienrechts. Denn gerade
das marokkanische Familienrecht kann auf-
grund seiner erfolgreich verlaufenden struk-
turellen Entkopplung von religiosen Inhalten
als ein Musterbeispiel fur einen Differen-
zierungsverlauf in arabischen Gesellschaf-
ten angesehen werden. Zur systematischen
Erschlieffung dessen wird die geschichtliche
Entwicklung des Familienrechts in drei Pha-
sen zerlegt:

¢ Familienrecht im Wirkungskreis des islami-
schen Rechts im vorkolonialen Marokko

e Zum Verhiltnis von Familienrecht und Pro-
tektorat (1912-1956)

e Geburt des modernen Familienrechts in
Marokko ab 1956

Familienrecht im
vorkolonialen Marokko

Die sozialwissenschaftliche Forschungslage
zum Familienrecht in der vorkolonialen Pha-
se in Marokko erweist sich als liuckenhaft.
Laut dem marokkanischen Philosophen Mo-
hammed Abed al-Jabri sei die marokkanische
Geschichte des 19. und der ersten Halfte des
20. Jahrhunderts noch nicht kritisch erforscht
worden.P Thematisiert sei entweder eine na-
tional eingefarbte Geschichte, die die Gegen-
satze und Kampfe im Land ausblende, oder
eine nichtnationale Geschichte, die von fran-
zosischen Historikern unter Einfluss der ko-
lonialen Verwaltung dokumentiert sei. Die

I' Vgl. Emile Durkheim, Uber die Teilung der sozia-
len Arbeit, Frankfurt/M. 1977.

I Vgl. Mohammed Abed al-Jabri, Marokko von heu-
te. Das Eigene und die Moderne, Casablanca 1988,
S. 35 (in Arabisch).

unzureichende Forschungslage beruhrtinsbe-
sondere die Geschlechterthematik und kann
ebenso auf die kaum institutionalisierte Ge-
schlechterforschung an den marokkanischen
Universitaten zuruckgefuhrt werden — was
wiederum als ein gesellschaftsstruktureller
Ausdruck der Tabuisierung geschlechtlicher
Beziechungen betrachtet werden kann. Intim-
beziehungen waren immer Gegenstand mora-
lischer Bedenken in der arabischen Welt und
gelten bis heute weitgehend als tabuisierter
Bereich. Erortert wurden von einigen Ethno-
logen und Soziologen einzig Aspekte, die das
Familienrecht und die Ehepraxis betreffen.

Die Eheschliefung und Familienbildung
im vorkolonialen Marokko dienten nicht nur
der Institutionalisierung, sondern erfull-
ten zudem die Funktion der sozialen Stabili-
tat und schutzten vor der sogenannten Fitna,
dem sozialen Chaos. Diese Vorstellung be-
ruhte auf der Sorge vor den scheinbar unkon-
trollierten Kraften der weiblichen Sexualitat,
die als eine Gefahr fur die islamische Ge-
meinschaft (Umma) erachtet wurden, falls sie
nicht in einem ehelichen Rahmen , kontrol-
liert wurden.P Insofern war die Ehe nicht
gegenuber Instanzen der offentlichen Ge-
walten, sondern gegenuber der islamischen
Gemeinschaft zu legitimieren. Die Familie
zeichnete sich durch eine patriarchale und
agnatische Struktur aus, in der die Polygamie
sowohl in allen sozialen Schichten als auch
Regionen weit verbreitet war. In juristischer
Hinsicht existierte keine allgemeingultige
Rechtsreferenz fur das Familienrecht und die
Ehepraxis. Eine Reihe religioser und unge-
schriebener Gewohnheitsrechte organisierte
die eheliche Institution. Dieser Rechtsplura-
lismus herrschte vor allem bei den Berber-
Stammen.lI Die rechtsplurale Struktur war
unmittelbar mit der politischen und sozialen
Ordnung dieser Stamme verbunden. Die zen-
trale Regierungsgewalt versuchte landesweit
islamische Rechtsnormen einzufuhren, taste-
te aber gleichzeitig die traditionellen Rechts-
strukturen der Stimme nicht an. So schaffte
das Zentrum (Regierungsgewalt) eine Ko-
existenz zwischen dem universalistischen,

P Vgl. Fatima Mernissi, Geschlecht. Ideologie. Islam,
Minchen 1989, S. 35.

I* Vgl. Christian Muller, Sitte, Brauch und Gewohn-
heitsrecht im malikitischen Fikh, in: Michael Kem-
per/Maurus Reinkowski (Hrsg.), Rechtspluralismus
in der islamischen Welt. Gewohnheitsrecht zwischen
Staat und Gesellschaft, Berlin 2005.
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islamischen Recht und dem partikularen
Gewohnheitsrecht der Peripherie (den ver-
schiedenen Regionen). Systematisch lieflen
sich zwei Rechtsformen unterscheiden: eine
in den Stadten, im Zentrum des Landes und
eine zweite in den landlichen Regionen in den
Stammen, der Peripherie des Landes.

Rechtsordnung in den Stadten: Das Zent-
rum Marokkos lasst sich als traditionell und
statisch beschreiben. Die Regierung des Sul-
tans zeichnete sich durch relative Homogeni-
tat aus; sie bestand lediglich aus einem Mi-
nister, Palastmeister, Schriftfuhrer, Boten
und um die Stadte herum stationierte Solda-
ten.’ Das Treffen rechtsverbindlicher Ent-
scheidungen basierte ausschliefflich auf dem
islamischen Recht, der Scharia, auf deren
Grundlage Verstofle gegen das Recht festge-
stellt und Unrecht beseitigt werden konnten.
Das Familienrecht wurde unmittelbar aus
den Hauptquellen der Scharia, dem Koran
und der Sunna, entnommen und galt in die-
sem Sinne als heilig. Die Scharia regelte nicht
nur die Eheschliefung und Scheidung, sie
durchdrang auch alle Bereiche des ehelichen
Zusammenlebens und des Erbrechts.

Eine umfassende Beschreibung aller Zu-
standigkeitsbereiche der Scharia wurde den
Rahmen sprengen. Allerdings kann man zu-
sammenfassend feststellen, dass alle rechtsre-
levanten Handlungen in den Wirkungskreis
der Scharia fielen. Gepragt wurde sie im We-
sentlichen von der malikitischen Rechtsschu-
le, deren Inkorporierung in Marokko in das
8. Jahrhundert zuruckreicht. Seitdem tauch-
ten die heiligen Texte des Koran und der Sun-
na als Rechtsquellen auf und wurden von
den islamischen Rechtsgelehrten gelehrt und
praktiziert. Diese Gelehrten wiederum nah-
men innerhalb der Justizeinrichtungen eine
besondere Stellung ein und waren in Mosche-
en und Lehreinrichtungen (an deren Spitze
die Universitat Al-Qarawiyyin in der Stadt
Fez) reprasentiert. Die heiligen Texte stell-
ten in den damaligen Lehreinrichtungen die
wichtigsten Lehr- und Lerninhalte dar. Da-
gegen nahmen andere Wissenschaften wie
Philosophie oder Logik eine untergeordne-
te Stellung ein.l® Zugang zu diesen vormo-

P Vgl. Robert Montagne, La vie sociale et politique
des Berberes, in: Regards sur le Maroc. Actualité de
Robert Montagne, Paris 1986, S. 77.
I° Vgl. M. A. al-Jabri (Anm. 2), S. 19.
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dernen Lehreinrichtungen hatten lediglich
Mainner aus der einflussreichen arabischen

Oberschicht.

Rechtsordnung in den Berber-Stammen:
Die Stamme lassen sich Uber die gemeinsame
Genealogieals ein System der Verwandtschaft
beschreiben. Sie bildeten keinen einheitlichen
Organismus, sondern bestanden aus vielen
strukturell einander ahnlichen Segmenten.
Jeder Stamm verfugte Uber ein bestimmtes
Territorium als Basis seiner politischen und
okonomischen Macht und Ausdruck sei-
ner Einheit. Zudem waren sie abhingig von
der Viehzucht und Landwirtschaft und wa-
ren durch eine schwache Arbeitsteilung unter
dem Primat von Alter und Geschlecht diffe-
renziert. Die segmentare Differenzierung
der sozialen Ordnung in den Stimmen be-
stimmte auch das Familienrecht: So war die
Eheschliefung und Familienbildung ,,Privat-
sache” eines jeden Stammes.

Das Familienstammesrecht bestand aus re-
gionalen Brauchen und Gewohnheiten und
war neben der Scharia ein wichtiger Teil der
geltenden Rechtsordnung. Der Stammesrat
brachte das Recht zur Geltung und konnte alle
ihm vorgelegten rechtsrelevanten Fille auto-
nom entscheiden. Dabei besafy das mannliche
Geschlecht eine uneingeschrankte Autoritat.
Beispielsweise waren Frauen vom Stammes-
rat ausgeschlossen und durften ihr Erbe nicht
selbst verwalten. In den Atlasgebieten durften
die Frauen nach dem Tod des Ehemannes so-
gar nicht einmal erben.l’ Derlei Praktiken ha-
ben eine vorislamische Tradition und konnten
in vielen Fallen ohne Rucksicht auf das islami-
sche Recht durchgesetzt werden.l® Denn oko-
nomisch wie auch politisch waren die Stimme
autonom und entzogen sich der Herrschaft
der zentralen Regierungsgewalt. Erstim Laufe
der Kolonialzeit dehnte sich die Zentralgewalt
allmahlich auf samtliche Regionen Marok-
kos aus. Im Jahre 1934 gelang es der Kolonial-
macht, unter Einsatz militarischer Mittel die
Stammesstrukturen weitgehend zu zerstoren
und die Stamme unter staatliche Herrschaft
zu bringen. Alle Stamme verloren ihre Auto-
nomie, und Marokko wurde zum ersten Mal
in seiner Geschichte zentralisiert.

I Vgl. ebd., S. 94.

I Vgl. Ahmed Al Khamlichi, Drei Faktoren bestim-
men die Entwicklung des Familienrechts, Al Jadida
1988, S. 256 (in Arabisch).



Zum Verhaltnis
von Familienrecht und Protektorat

Eine Strukturveranderung in der marokkani-
schen Sozialordnung kann man erst wahrend
der Kolonialzeit beobachten. Eine allmahli-
che Modernisierung und Industrialisierung
des Landes kam in Gang.P’ Die koloniale Ver-
wertungslogik erforderte nicht nur Investi-
tionen in die Infrastruktur; auch die islami-
sche Rechtsordnung des Landes geriet ins
Wanken. So betonte auch Ludwig Feuerbach:
»Wohin Napoleons Gesetzbuch kommt, da
entsteht eine neue Zeit, eine neue Welt, ein
neuer Staat.“I'° Diese generalisierende Aussa-
ge erweist sich in diesem Kontext in fast al-
len gesellschaftlichen Bereichen als haltbar —
aufler dem Bereich des Familienrechts. Viele
marokkanische Historiker weisen Uberein-
stimmend darauf hin, dass das Familienrecht
im Gegensatz zu allen anderen staatlichen
Institutionen und Stammesstrukturen keine
Veranderungen oder Anpassungen wahrend
des Protektorats erfahren hat.I' Dadurch bil-
deten sich zwei unterschiedliche Rechtsord-
nungen heraus: eine sakular-westliche und
eine islamische, deren Wirkungsmacht sich
allerdings nur noch auf das Familienrecht be-
schrankte. Diese gesellschaftliche Entwick-
lung trat ubrigens nicht nur in Marokko auf,
sondern ist auch in anderen islamischen Ge-
sellschaften zu beobachten, in denen die Mo-
dernisierung von auflen oktroyiert oder her-
angetragen wurde.l'?

Seit 1913 kann man feststellen, dass sich auf
der Grundlage des franzosischen Rechts ein
vom islamischen Recht getrenntes Straf- und
Zivilrecht entwickelte. Es entstanden gericht-
liche Verfahrensformen mit entsprechenden
Gerichtsbarkeiten. Neue und auf bestimmte
Rechtsbereiche spezialisierte Gerichte wur-

I’ Vgl. Abdelkebir Khatibi, Etat et classes sociales, in:
ders. (ed.), Etudes sociologiques sur le Maroc, Rabat
1971, S. 9.

I® Zit. nach: Paul Johann Anselm Feuerbach, Themis
oder Beitrage zur Gesetzgebung, Landshut 1812.

I Vgl. Azdine Khatabi, Die Entwicklung der ma-
rokkanischen Gesellschaft zwischen Kontinuitat und
Wandel. Die familiaren Beziehungen als Beispiel, in:
Ahmed Scharak/Idriss Katir (Hrsg.), Soziologie bei
Abdeljalil Halim, Fez 2001, S. 130 (in Arabisch).

I Vgl. Francis Robinson, Sakularisierung im Islam,
in: Wolfgang Schluchter (Hrsg.), Max Webers Sicht
des Islams. Interpretation und Kritik, Frankfurt/M.
1987.

den errichtet und durch die franzosische Ge-
richtsverfassung geregelt. Aulerdem wurden
neue Gesetze erlassen, die bis heute Anwen-
dung finden, wie etwa das Vertrags- und Be-
urkundungsgesetz.I® Die islamischen Ge-
richte konnten nur noch Rechtsfragen uber
Heirat, Scheidung und Erbschaften behan-
deln. In landlichen Gebieten verlief der Pro-
zess ahnlich, denn auch die Stamme verfug-
ten Uber eigenstandige Rechtsinstitutionen
und Gesetze. Dabei stutzte sich die kolonia-
le Verwaltung auf zwei Instrumente: die Bil-
dung moderner Strukturen wie die Erset-
zung des Stammesrates durch franzosische
Gerichtshofe und die Beibehaltung des Fami-
lienrechts, da dieses ihre Interessen nicht un-
mittelbar berthrte.

Dieser Dualismus lasst sich auch im Be-
reich der Bildung beobachten. Die koloniale
Verwaltung modernisierte zwar die islami-
sche Universitit Al-Qarawiyyin, veranderte
sie jedoch strukturell nicht: Wie Jahrhunder-
te zuvor bildeten dieselben Lehr- und For-
schungsmethoden und dieselben Curricula
die Grundlagen der Universitat. Parallel dazu
wurden neue, moderne Bildungseinrichtun-
gen gegrundet, die sich nach der Unabhin-
gigkeit Marokkos rasch im ganzen Land ver-
breiteten und nach europiisch-sakularem
Vorbild organisiert waren. Beispielsweise gab
es bis zum Jahre 1936 nur einen marokkani-
schen Absolventen der Rechtswissenschaften
im ganzen Land. Im Gegensatz dazu waren
im Jahre 1959 1725 Studierende an der Juris-
tischen Fakultat in Rabat eingeschrieben.I
Der Zugang zu den von der kolonialen Ver-
waltung etablierten modernen Strukturen
stand ausschliefllich Mitgliedern der arabi-
schen Oberschicht in den Stadten offen. So
dienten diese modernen Einrichtungen in
erster Linie zur Rekrutierung autochthoner
Eliten.

Diese Entwicklungen im Rechts- und Bil-
dungsbereich sind pragnante Beispiele da-
fur, wie in Marokko die Grundlagen fur die
Entwicklung und Ausgestaltung von moder-
nen Funktionsbereichen wie Wissenschaften,

I® Vgl. Mohamed Jalal, Dreiflig Jahre Arbeit mit
dem Familienrecht, in: Al Mayadin, (1988) 4, S. 23 (in
Arabisch).

I Vgl. Mohammed Abed al-Jabri, Das Problem des
Bildungssystems in Marokko, Casablanca 1973, S. 38
(in Arabisch).
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Recht oder Bildung geschaffen wurden. Die
Sozialordnung, die sich aufgrund dieser Ver-
anderungen herauskristallisierte, hat zu einer
Neuorganisation der geschlechtlichen Ar-
beitsteilung gefuhrt. Dementsprechend spe-
zialisierte sich das Familienleben, wahrend
das Ehe- und Familienrecht im Zustandig-
keitsbereich der Religion blieb. Dadurch ent-
stand ein Spannungsverhaltnis zwischen dem
Anspruch auf Modernitat und der Schwierig-
keit, diesen Anspruch ohne islamischen Iden-
titatsverlust zu verwirklichen. Beispielsweise
sah das marokkanische Familienrecht eine
klare geschlechtliche Arbeitsteilung nach
klassisch-islamischem Ideal vor, in dem der
Ehemann fur den offentlichen und die Ehe-
frau fur den hauslichen, privaten Bereich zu-
standig waren. Aber durch die zunehmende
Beteiligung der Frau am Arbeitsmarkt nahm
ihre soziale Rolle im offentlichen Raum
enorm zu, wahrend ihre rechtliche Stellung
unverandert blieb. Die postkoloniale Ge-
schichte ist von diesem Dualismus und der
Suche nach einem Ausweg daraus gepragt.
Dies spiegelt sich nicht zuletzt in den zahl-
reichen Initiativen des marokkanischen Staa-
tes wider, das Familienrecht zeitgemafl zu
gestalten.

Geburt des modernen Familienrechts

32

Betrachtet man die Entwicklung des Famili-
enrechts seit der Unabhangigkeit am 6. Sep-
tember 1956, so drangt sich der Eindruck auf,
dass die Mechanismen und Einflussfaktoren
dieses Prozesses nicht systemimmanent wa-
ren. Sie lassen sich vielmehr auf auflere Ein-
flusse zuruckfuhren. Wie in der Kolonialzeit
erfolgten gesellschaftliche Differenzierungs-
vorgange auch in der postkolonialen Phase
nach demselben Schema: induziert von au-
flen durch die Monarchie und durch globale

Strukturmuster westlicher Pragung.I'®

So war unmittelbar nach der Unabhan-
gigkeit ein konigliches Dekret erlassen wor-
den, um das Familienrecht in Gesetzesform

I* Sicherlich muss angefuhrt werden, dass sich auch
innerhalb der Gesellschaft Frauen- und Menschen-
rechtsgruppen gebildet hatten, die eine Modernisie-
rung des Familienrechts forderten. Allerdings fanden
ihre Forderungen keine Berucksichtung bei den po-
litischen Entscheidungen, da weder die politischen
Strukturen durchlassig noch die Entscheidungstra-
ger aufnahmewillig waren.
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zu kodifizieren, woraufhin zum ersten Mal
sechs Gesetzbucher entstanden, die das Fa-
milienrecht im gesamten Land vereinheit-
lichten. Die Inhalte der Gesetze beruhten
jedoch weiterhin auf den religiosen Quellen
der Scharia. Diese ubertrugen Mannern und
Frauen unterschiedliche Rechte und Pflich-
ten. Sie waren nicht gleichberechtigt. So durf-
te der Ehemann beispielsweise ohne jegliche
Angabe von Grunden und ohne ein gericht-
liches Verfahren seine Frau verstoflen, wah-
rend die Ehefrau die Scheidung nur aus gere-
gelten Grunden beantragen durfte. Im Laufe
der Zeit kam es zu erheblichen Bedenken ge-
gen eine solch patriarchalische Auslegung
der Scharia. Viele Diskurse beschreiben das
kodifizierte Familienrecht daher als eine un-
veranderte Wiederholung in einer sich wan-
delnden Gesellschaft.I'® Tatsachlich lauft die
Sozialstruktur seit der Kolonialzeit auf im-
mer umfassendere Differenzierungsvorgan-
ge zu, die zu einer zunehmenden Spezialisie-
rung im Arbeitsmarkt und zur Inklusion der
Frauen im Bildungssystem fuhrten. Im Er-
gebnis wurde ein erheblicher Teil der Frau-
en aus ihren traditionellen Geschlechterrol-
len herausgelost.

Dieser Prozess beschleunigte sich mit der
Integration des Landes in globale Struktu-
ren. Die globalen Einflusse beruhrten nicht
nur den offentlichen Bereich, sie durchdran-
gen auch die Privatsphire und das Familien-
leben. Seit der Mitgliedschaft Marokkos in
den Vereinten Nationen im November 1956
ist eine wachsende Einbindung des Landes
in das internationale Rechtssystem zu beob-
achten. Dieses internationale, sakularisierte
Rechtssystem bietet einen Referenzrahmen,
auf den sich Menschenrechts- und Frauen-
organisationen in Marokko berufen konnen.
Vor diesem Hintergrund hatten sie im Fruh-
jahr 1992 eine Aktion gestartet mit dem Ziel,
eine Million Unterschriften fur die Gleich-
berechtigung zu sammeln.l” Ein Jahr spater
wurde im Auftrag von Konig Hassan II., der
von 1961 bis 1999 regierte, das Familienrecht
reformiert, was jedoch zu keiner nennens-
werten rechtlichen Neuerung fuhrte. Denn
fur das Treffen rechtsverbindlicher Entschei-

I'* Vgl. A. Khatibi (Anm. 9).
I Vgl. Silvia Tellenbach, Anderung im marokkani-
schen Familienrecht. Zur Stellung der Frau in Ma-

rokko, in: Zeitschrift fur das gesamte Familienrecht,
41 (1994), S. 843.



dungen im privaten Bereich waren weiterhin

die Regelungen der Scharia maflgeblich.

Erst mit der Liberalisierungswelle und der
neuen Geschlechterpolitik Konig Moham-
med VL, der seit 1999 das Land regiert, wur-
den die Forderungen der marokkanischen
Frauenbewegung aufgenommen. Im Jahre
2001 setzte er eine Beratungskommission aus
Juristen und religiosen Rechtgelehrten ein,
welche ihm einen ersten Reformvorschlag
vorlegte. Die Anderungen zielten darauf, die
sakularen universellen Normen unter Ach-
tung der religiosen Besonderheiten des Lan-
des in das nationale Familienrecht zu inte-
grieren. Am 10. Oktober 2003 schliefllich gab
der Konig das neue Familienrecht bekannt.
Vor allem die Frau verbesserte ihren formalen
Rechtsstatus und findet mehr Anerkennung,
wie die folgenden Sachverhalte aus der neuen
Familiengesetzgebung zeigen:

e Anders als im klassisch-islamischen Fami-
lienrecht wurde die gangige Praxis der Ver-
stoflung abgeschafft. Das Scheidungsrecht
gewinnt nun sakulare, zivilrechtliche Kon-
turen, da die Scheidung in staatlichen Fa-
miliengerichten geregelt wird (Art. 78).

e Die hierarchische Familienstruktur ist
durch eine gleichberechtigte Verantwor-
tung der Ehepartner im Haushalt und in
der Familie ersetzt (Art. 51).

e Die Frau braucht keinen Vormund mehr

bei der Eheschliefung (Art. 25).

e Das Mindestheiratsalter fur die Frau ist
wie beim Mann auf 18 Jahre heraufgesetzt;
Ausnahmen sind nur mit richterlicher Ge-
nehmigung moglich (Art. 20).

¢ Zudem ist die Polygamie sehr stark einge-
schrankt und nur in 2ufersten Ausnahme-
fallen moglich (Art. 40).

Unmittelbar nach der Bekanntmachung des
neuen Familienrechts wurden im marokkani-
schen Rechtssystem sikulare Familiengerichte
eingerichtet. Um eine entsprechende Rechts-
praxis der neuen Familiengesetzgebung zu ge-
wahrleisten, erhalten die Richter zusatzliche
Weiterbildungsmafinahmen. Zudem wird der
Versuch unternommen, den Zugang zur Jus-
tiz zu starken. Dadurch konnte der struktu-
relle Dualismus im Rechtssystem Marokkos,
der das Land seit der Kolonialzeit pragte, zum
groflen Teil uberwunden werden.

Schlussbetrachtung

Die Evolution des Familienrechts in Marokko
eignet sich besonders gut, die Besonderheiten
der Differenzierungsvorgange in der marok-
kanischen Gesellschaft aufzuzeigen. Aus den
Ergebnissen lassen sich folgende Schlussfol-
gerungen ziehen:

* Die gesellschaftliche Entwicklung in Ma-
rokko deutet darauf hin, dass die Bildung
moderner, sikularer Strukturen im of-
fentlichen Bereich formal zumindest re-
lativ schnell verlaufen ist. Die koloniale
Verwaltung hat die in Europa ausgebil-
deten Strukturen sukzessive auf Marok-
ko ubertragen. Durch die Integration des
Landes in globale Strukturmuster wurde
die zunehmende funktionale Differenzie-
rung beschleunigt; anders als in Europa,
wo die Ausdifferenzierung der Funkti-
onsbereiche von innen heraus erfolgte und
dafur Jahrhunderte in Anspruch nahm.I"*

* Im Gegensatz zur gesellschaftlichen Ent-
wicklung in Europa verliefen Differen-
zierungsvorgange in Marokko nicht mit
systemeigenen Mitteln, sondern wurden
von aufSen herbeigefuhrt — wie man deut-
lich an der Zentralisierung Marokkos und
am Transfer moderner Funktionsbereiche
seit der Kolonialzeit sehen kann. Diese
Entwicklung wurde in der postkolonia-
len Phase durch die Monarchie und durch
die Inklusion Marokkos in globale Struk-
turen fortgesetzt und ist bis heute noch
nicht abgeschlossen.

Abschlieflend ist festzuhalten, dass die Evo-
lution des Familienrechts in Marokko als Be-
leg dafur gesehen werden kann, dass sich die
Regelungen der Scharia und universelle Men-
schenrechte keineswegs widersprechen mus-
sen, sondern miteinander vereinbar sind. In-
sofern lasst sich die soziale und rechtliche
Diskriminierung der Frau vielmehr mit den
patriarchalischen Gesellschaftsstrukturen er-
klaren, die bestimmte Auslegungen der heili-
gen Texte artikulieren.

I Vgl. Niklas Luhmann, Die Gesellschaft der Ge-
sellschaft, Band II, Frankfurt/M. 1997, S. 707 1.
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Andrea Fischer-Tahir
Partikularismus
statt Pluralismus:

I[dentitatspolitik und

Presse im Irak

m 7. Marz 2010 waren die Irakerinnen

und Iraker aufgerufen, ein neues Parla-
ment zu wahlen. Einen klaren Sieg gab es fur
keine der angetrete-
nen Listen. Aus Ent-
tauschung behaupte-
te dann auch fast jede
der ins Parlament ge-
wiahlten Parteien, be-
trogen worden zu sein
und erhob gegen die
anderen Vorwurfe der
Behinderung wihrend
des Wahlgangs und
der Unregelmafligkei-
ten bei der Stimmenauszahlung. Verschiede-
ne Spitzenpolitiker beschworen das Wieder-
aufleben der Gewalt zwischen Schiiten und
Sunniten sowie Arabern und Kurden, falls
nicht — zu ihren Gunsten — Nachauszihlun-
gen vorgenommen und die Regeln der Re-
gierungsbildung verhandelt werden wurden.
Was symbolisch fur eine Neuordnung im
Irak stehen sollte, bestatigte die ethno-kon-
fessionelle Spaltung der Politik. Dabei setzt
die Politik die Medien ein — nicht nur, um
dem Volk tagespolitische Entscheidungen zu
erklaren, sondern auch, um die Bildung kol-
lektiver Identitaten zu unterstutzen.

Andrea Fischer-Tahir

Politische Neuordnung
und Schwierigkeiten mit der Vielfalt

34

Als die ,Koalition der Willigen“ im Marz
2003 gegen den Irak in den Krieg zog, tat sie
das bekanntermaflen mit der Begrundung,
das Land besitze Massenvernichtungswaffen
und sei in die Anschlage vom 11. September
2001 verwickelt gewesen. Mit der symboli-
schen Handlung des Niederreiflens einer rie-
sigen Statue von Saddam Hussein am 9. April
2003 in Bagdad wurden die Irakerinnen und
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Iraker fur befreit erklart — befreit von einem
Regime, das zwischen den Jahren 1968 und
2003 innere Gegner durch Angst und Terror
unterdruckt oder (wie in Kurdistan in den
Jahren 1983 und 1988) in genozidalen Verfol-
gungsmafinahmen vernichtet hatte, und das
blutige Kriege mit dem Iran (1980-1988) und
gegen Kuwait (1990) gefuhrt hatte. Nun ver-
sprachen die neuen Befreier den Irakerinnen
und Irakern viele Dinge: die Reintegration in
die internationale Gemeinschaft nach 13 Jah-
ren des Leidens und der Isolation durch das
Embargo, den ehemals Unterdruckten Hil-
fe bei der Aufklarung der Verbrechen des
Baath-Regimes, Demokratie und Pluralismus
sowie Meinungs- und Pressefreiheit.

Aber das Sterben im Irak ging weiter. So
spricht der Iraq Body Count von circa 25000
zivilen Opfern in den Jahren 2003 bis 2005
und von 51500 in den Jahren 2006 und 2007.
Im Jahre 2008 sank diese Zahl auf etwa 9200
und 2009 nochmals auf 4650.I' Der dramati-
sche Anstieg der Opferzahlen 2006 und 2007
war eine Folge der politischen Neuordnung
desIrak. Vor April 2003 hatte eine Elite aus der
Bevolkerungsgruppe der sunnitischen Araber
(die etwa 20 Prozent der irakischen Bevolke-
rung ausmachen) regiert. Diese hatte versucht,
den schiitischen Arabern (etwa 55 Prozent),
den mehrheitlich sunnitischen Kurden (etwa
20 Prozent) sowie den kleineren Minderheiten
wie Turkmenen, Christen, Yeziden, Mandier
und andere (zusammen etwa 5 Prozent) ihre
Vorstellung von einem Irak als Teil der grofien
sunnitisch-arabischen Gemeinschaft aufzuok-
troyieren. Gleichzeitig lief} der Staat, vermit-
telt durch Wohlfahrtspolitik, die Bevolkerung

an der Erdolrente partizipieren.

Teilweise gab sich das Baath-Regime sa-
kular, aber insbesondere nach dem Kuwait-
Krieg 1990 wurde aus innen- und auflenpo-
litischen Grunden der Islam als Element der
irakischen Identitit aufgewertet. Der Sturz
des Baath-Regimes im Jahr 2003 bot Akteu-
ren aus bislang marginalisierten Gruppen
die Gelegenheit der Ubernahme von Regie-
rungsgeschaften, legitimiert durch die Wah-
len im Januar 2005, das Verfassungsrefe-
rendum im Oktober 2005 und die Wahlen
im Dezember desselben Jahres. Siegerin der
Wahlen war eine Koalition aus (mehrheitlich

I' Vgl. die Jahresberichte auf der Webseite des Irag Body
Count, online: www.iragbodycount.org (13.4.2010).
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arabischen) schiitischen Parteien mit religi-
os-konservativen Einstellungen. Gemeinsam
mit den seit 1991 in Kurdistan herrschenden
Parteien sowie einigen sunnitisch-arabischen
,Alibi-Politikern“ wurde eine Konsens-Re-
gierung gebildet und fuhrende Positionen
nach ethnisch-konfessioneller Herkunft quo-
tiert: Ministerprasident wurde ein Schiit, sei-
ne Stellvertreter ein Kurde und ein Sunnit,
Staatsprasident wurde ein Kurde, seine Stell-
vertreter ein Schiit und Sunnit.

Das Amt des Ministerprasidenten erhielt
Nuri al-Maliki von der schiitischen Islami-
schen Daawa Partei. Hoschyar Zebari, ein
Spitzenpolitiker der Demokratischen Par-
tei Kurdistans (DPK), wurde Auflenminister
und Jalal Talabani, der Chef der Patriotischen
Union Kurdistans (PUK), wurde Staatsprasi-
dent. Dies symbolisierte auch den Bruch mit
der arabisch-sunnitischen Dominanz auf der
Ebene hochster politischer Vertretung und
Entscheidung.

Auf der Verfassungsebene erfolgte der
Bruch unter anderem mit Begriffen wie ,,fo-
derales System“ (Priaambel und Artikel 1),
ypluralistisches System“ (Praambel) und der
Beschreibung des Irak als ein Staat mit ,,zahl-
reichen Nationalitaten, Religionen und Kon-
fessionen® (Artikel 3). Allerdings ist der Ver-
fassungstext als ein Kompromiss zwischen
den an seiner Entstehung beteiligten parti-
kularistischen Akteuren zu verstehen und
enthalt viele Artikel, die Raum fur Interpre-
tation eroffnen. So garantiert Artikel 38 Mei-
nungs- und Pressefreiheit, aber nur sofern der
Gebrauch dieser Rechte ,,nicht die offentliche
Ordnung und Moral verletzt“.I?

Der uberwiegende Teil der Sunniten hat-
te die Wahlen und das Referendum boykot-
tiert. Thnen war klar gewesen, dass nur die
zahlenmaflig uberlegenen Schiiten und Kur-
den gewinnen konnten. Denn aufgrund der
Schwiche sunnitischer Akteure in den Uber-
gangsregierungen und anderen Gremien wa-
ren sie von der Festlegung der Spielregeln so
gut wie ausgeschlossen gewesen. Auflerdem
hatten sie durch den Umsturz und die Besat-
zungspolitik an Privilegien verloren und wa-

I? Zu Unklarheiten hinsichtlich des Rechts auf freie
Meinungsaulerung und Pressefreiheit vgl. Article 19
— Global Campaign for Free Expression, Free Speech
in Iraq: Recent Developments, London 2007.

ren am meisten von den Entlassungen und
Degradierungen im Rahmen der Entbaathifi-
zierung in Militar, Polizei und zivilen staatli-
chen Einrichtungen betroffen.

Schliefllich war der Boykott aber auch Aus-
druck extremer Unsicherheit von Menschen,
deren Identitat plotzlich abgewertet wurde.
Sie sollten akzeptieren, zu einer Minderheit
zu gehoren und bisher als negativ geltende
Differenzen im ethnisch und religios vielfal-
tigen Irak als positiv anerkennen.

Infolge der Wahlen nahm die Gewalt vor
allem zwischen Schiiten und Sunniten zu,
und der von al-Qaida nahestehenden sunni-
tischen Extremisten im Februar 2006 verub-
te Anschlag auf eines der schiitischen Hei-
ligtumer, die al-Askari Moschee in Samarra,
markierte den Beginn schrankenloser, kon-
fessionell begrundeter Gewalt im Irak. Diese
konnte erst eingedammt werden, als die Be-
satzungsmacht und die Regierung Nuri al-
Malikis sunnitischen Stammesfuhrern fi-
nanzielle Angebote machte und sie in die
Sicherheitsstrategien integrierte.

Nuri al-Maliki profitierte zunachst von
dem Ruckgang der Gewalt: Aus den Pro-
vinzratswahlen Anfang 2009 ging seine Alli-
anz fur den Rechtsstaat, die sich von ehema-
ligen Alliierten wie den Anhangern Muqtada
al-Sadrs und dem Hohen Islamischen Rat im
Irak getrennt und stattdessen mit weniger re-
ligios-radikalen Kraften verbundet hatte, als
Gewinnerin hervor. Als esjedoch bei den Par-
lamentswahlen im Marz 2010 keinen sunniti-
schen Boykott gab und regionale Akteure auf
landesweite Reprasentanz setzten, verlor al-
Maliki knapp gegen das vom arabisch-schii-
tischen Siakularisten Iyad al-Allawi gefuhrte
Bundnis al-Iragiyya, in dem Vertreter diver-
ser Konfessionen und politischer Einstellun-
gen antraten. Trotz rhetorischer Bekennt-
nisse zu ,Pluralismus® (ta‘addudiyya) und
,Konsens“ (tawafugiyya) offenbaren auch
politische Vertreter ehemals marginalisierter
Gruppen Schwierigkeiten mit der ethnischen
und religiosen Pluralitat im Irak — und zwar
immer dann, wenn es um materiellen Res-
sourcen, Revenuen und Macht geht.

Symbolisch stehen dafur die Provinz und
die gleichnamige Stadt Kirkuk. In Kirkuk
lebte nach den Volkszihlungen von 1957 und
1977 neben einer arabischen, turkmenischen
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und christlichen Minderheit eine Mehrheit
von Kurden.P Da hier jedoch das zweitgrof3-
te Erdolfeld des Irak liegt, betrieb das Baath-
Regime ab Mitte der 1970er Jahre eine mas-
sive Vertreibungs- und Umsiedlungspolitik
gegenuber den Kurden und forcierte die
Ansiedlung von Arabern. Laut aktuell gel-
tender Verfassung des Irak sollte die Ara-
bisierung durch Wiederansiedlung der ver-
triebenen Kurden ruckgangig gemacht und
durch Volkszahlung und Referendum der Be-
wohner geklart werden, ob die Provinz for-
mal an die eigenstandige Region Kurdistan
angegliedert wird. Faktisch ist sie es bereits.

Allerdings blieben Volkszahlung und Re-
ferendum bislang aus, und die Streitigkeiten
gehen weiter. Vermittlungen externer Akteu-
re wie der United Nations Assistance Mission
for Irag (UNAMI) scheiterten an der wenig
kompromissbereiten Haltung der kurdischen
Regionalregierung in Erbil einerseits und
Nuri al-Maliki in Bagdad sowie einer Reihe
arabischer und turkmenischer Interessens-
gruppen andererseits.I*

Geht es um das Verhaltnis von Regierung zu
Provinzen und Regionen und die Zukunft ei-
nes Iraks im Geiste des Foderalismus, um den
Abzug der Besatzungskrafte, das Verhaltnis
von Staat und Religion, oder die Beziehungen
zwischen Staat und Gesellschaft, so verlau-
fen Konfliktlinien lingst nicht einfach zwi-
schen ,den“ Sunniten, Schiiten und Kurden.
Vielmehr gibt es eine Reihe von Akteuren, die
miteinander um politische Macht, die Durch-
setzung von Ordnungsvorstellungen oder die
Einnahmen aus Olgeschaften und auslandi-
schen Investitionen ringen. Dazu gehoren
Parteien nationalistischer, sakularer, liberaler,
kommunistischer, religioser oder ethnisch-
basierter Couleur, ferner religiose Akteure
mit politischem Gewicht wie Groflajatollah
Ali al-Sistani und die schiitischen Autorita-
ten (marja‘yya), auflerdem tribale Fuhrer und
schliefflich Interessenvertreter stadtischer Eli-

PP Vgl. Nuri Talabani, Die Region Kirkuk und Versu-
che der Veranderung seiner nationalen Realitit, 0. O.
1999, S. 81 (arabisch).

I* Vgl.International Crisis Group, Iraqand the Kurds:
Trouble along the Trigger Line, Middle East Report
Nr. 88 vom 8.7.2009, online: www.crisisgroup.org/~/
media/Files/Middle%20East%20North%20Africa/
Iraq%20Syria%20Lebanon/Iraq/88_iraq_and_
the_kurds___trouble_along_the_trigger_line.ashx
(13.4.2010).
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ten, die sich auf vormoderne wie moderne
Formen sozialer Beziehungen stutzen.

Partikularismus ist das herrschende Prin-
zip politischen Handelns, und die Akteure
bedienen sich klassischer und neuer Medien,
um ihre Politik zu bewerben und zu legiti-
mieren. Die Identitatsangebote zielen darauf,
den durch die Unsicherheit Gelenkten mehr
Sinn und ,Halt“ zu verleihen.

Medienland Irak

Nach dem Jahr 2003 erlebte der Irak auch
eine enorme Transformation der Medienland-
schaft. Hatte es zuvor nur regimekonforme
und Medien der Baath-Partei gegeben, schos-
sen nun insbesondere Zeitungen wie Pilze aus
dem Boden. Anders als in Kurdistan, wo seit
1991 die Parteien die Medien fest im Griff hal-
ten, trat in den anderen Teilen des Irak auch
eine Reihe von Akteuren ohne Parteibindung
in Erscheinung. Gab es in den ersten Monaten
nach dem formalen Ende des Krieges nur funf
Tageszeitungen, wuchs die Zahl der Tages-
und Wochenblatter auf 180 im Jahre 2006.P

Jenes Jahr war zugleich aber auch, wie es
der Chefredakteur der unabhangigen iraki-
schen Nachrichtenagentur Aswat al-Iraq Zu-
hair al-Jezairy ausdruckt, eine ,, Tragodie fur
die gesamten Medien und die Journalisten im
Irak“I® Insgesamt 86 Reporter, Redakteure,
Kameraleute, Techniker und andere Mitar-
beiter starben durch gezielte Attentate, bei
Anschlagen und nach Entfuhrungen. Im fol-
genden Jahr starben weitere 79 Medienmitar-
beiter. Selbst Zeitungsverteiler auf den Basa-
ren gerieten in die Schusslinie. So erzahlt der
Chefredakteur der privaten Tageszeitung al-
Sabah al-Jadid Ismail Zayer: ,Bis Ende 2006
verloren wir durch die Gewalt der Schiiten
und Sunniten zwolf junge Verteiler in Bag-
dad. Am Ende wollte keiner mehr mit uns ar-
beiten.“F Der Zeitungsmarkt brach in einigen
Teilen des Landes vorubergehend ein, was

I Vgl. Zuhair al-Jezairy, The Iraqi Press: The Heritage
of the Past and the Challenges of the Future, Internatio-
nal Media Support, Oktober 2006, online: http://portal.
unesco.org/ci/en/files/23828/116870779611099_Iraqi_
report.pdf/1099%2BIraqi_report.pdf (13.4.2010).

I° Interview der Autorin mit Zuhair al-Jezairy in Su-
laimaniya/Irak am 7.10.2009.

I’ Interview der Autorin mit Ismail Zayer in Erbil/
Irak am 11.10.2009.
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vor allem die privaten Zeitungen und dieje-
nigen kleinerer Gruppen traf. Zeitungen ein-
flussreicher Parteien wurden ohnehin eher in
den eigenen Strukturen und den (umgestalte-
ten) Einrichtungen des Staates verteilt.

Die Grundung einer Zeitung erwies sich
als ein beliebtes Projekt nicht nur von etab-
lierten Parteien, sondern auch von politi-
schen Fuhrungskraften, die sich ein Privat-
blatt leisten und uber dieses eigene politische
Positionen verbreiten wollten, ohne von Be-
schlussen der Fuhrungsgremien abhangig zu
sein. Hinzu kamen neue Zeitungsgrundun-
gen durch eine Reihe von Kulturschaffenden
und Akademikern mit und ohne Exilhinter-
grund. Auch zivilgesellschaftliche Gruppen
organisierten private Spenden und Zuwen-
dungen von auslandischen Organisationen,
um durch Zeitungen ihre Ideen zu verbreiten
und ihre eigenen Aktivisten in der Medien-
arbeit zu trainieren. Neben Neugrundungen
kam es in der Vergangenheit aber auch zu vie-
len Schlieffungen aus politischen und finanzi-
ellen Grunden: durch die US-amerikanische
Besatzung, die irakische und kurdische Re-
gierung, ortliche Milizen oder einfach, weil
den Betreibern das Geld ausging.

Reichweite von Presse

Dabei bleibt die Reichweite von Presse grund-
satzlich aus mehreren Grunden beschrankt.
Erstens, so regional die politischen Akteure
verankert sind, so regional begrenzt ist die
Zirkulation ihrer Zeitungen. Dies gilt auch
fur Blatter der irakischen Regierung wie die
Tageszeitung al-Sabah. Diese vom Volumen
her umfangreichste und mit etwa 20000 Stuck
auflagenstarkste Zeitungl® wurde 2003 vom
Iraqi Media Network (IMN) gegrundet. Das
IMN wurde von der Koalitions-Ubergangs-
verwaltung als eine Art offentlich-rechtliche
Anstalt errichtet — ,auf den Trummern des
zerstorten Informationsministeriums®.l’

Hauptzirkulationsgebiet von al-Sabah wie
auch fur viele andere Zeitungen ist die Haupt-

IF Vgl. Interview mit Z. al-Jezairy (Anm. 6).

I’ Anja Wollenberger, Die Meinungsmacher und ihre
Widersacher. Entwicklung und Status der Medien-
produktion im Irak nach 2003, online: www.mict-
international.org/pdf/Wollenberg_Medienentwick-
lungIRQ.pdf (13.4.2010).

stadt Bagdad. In anderen, vor allem der kurdi-
schen Region, wird sie jedoch wenig gelesen.
So verkaufen lokale Handler im kurdischen
Sulaimaniya taglich weniger als zehn Stuck.
Das mangelnde Interesse liegt weniger an
der arabischen Sprache, die fur Kurden eine
Zweit- oder gar Fremdsprache ist. Vielmehr
wird sich der Zeitung verweigert, weil sie ein
Regierungsblatt ist. Die international vertrie-
bene arabische Tageszeitung al-Sharq al-Aw-
sat hingegen erfreut sich groflerer Beliebtheit.

Zweitens ist die Reichweite von Zeitungen
durch die Logik des Krieges eingeschrankt;
wo geschossen wird, kann sich Presse kaum
entwickeln. Drittens behindert lokal und re-
gional durchgesetzte hegemoniale Gewalt
einzelner politischer Akteursgruppen die
Pressefreiheit; anders lautende Meinungen
werden unterdruckt. Ein vierter Grund fur
die eingeschrankte Reichweite ist, dass sta-
tistisch gesehen 17,5 Prozent der irakischen
Miénner und Frauen uber 15 Jahre Analpha-
beten sind.I'® Zeitungen werden von der Mit-
telschicht fur die Mittelschicht gemacht. Al-
lerdings tragt die intensive Kommunikation
von Menschen auf dem Basar, am Arbeits-
platz, der Universitat sowie in Familie und
Nachbarschaft zur (interpretativen) Verbrei-
tung von gedruckten Nachrichten bei.

Geht es um aktuelle Informationen aus Po-
litik und Gesellschaft, ist neben den etwa 80
lokalen und Uberregionalen Radiostationenl"
das Fernsehen die Hauptquelle. Zusatzlich zu
den lokalen TV-Sendern betreiben Parteien,
mit Parteien verbundene oder unabhingige
Privatleute sowie der irakische Staat insge-
samt mehr als drei Dutzend Satelliten-Fern-
sehstationen.I” Die am meisten gesehenen
irakischen Sender in Bagdad scheinen die pri-
vaten Sender al-Sharqiyya und al-Sumaria,
der Regierungssender al-Iraqiyya sowie der
US-amerikanisch finanzierte Sender al- Hur-
ra zu sein.”® Ein Grund dafur mag die aus-
gewogene Verbindung von Information mit
Unterhaltung sein. Geht es um Nachrichten

I Vgl. United Nations World Food Programme et al.
(eds.), Comprehensive Food Security & Vulnerability
Analysis (CFSVA), Bagdad 2008, S. 30.

I Vgl. A. Wollenberger (Anm. 9).

I Vgl. Media in Cooperation and Transition, Me-
dia on the Move: A Reader on Iraqi Media and Media
Law, Friedrich Ebert Stiftung, Amman 2007.

I¥ Vgl. Anna Zayer, What do Iraqis watch on TV?
The Story of 600 Diary Keepers, in: ebd., S. 6 ff.
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ist fur viele Iraker auch al-Jazeera eine wich-

tige Quelle.

In Kurdistan dominieren die Satellitensen-
der der DPK und PUK, Kurdistan TV bezie-
hungsweise Kurd Sat. Beide begannen mit der
Ausstrahlung bereits Ende der 1990er Jahre.
Auflerdem sehen die Leute seit einigen Jahren
auch den Satellitensender KNN, der zum Me-
dienimperium ehemaliger PUK-Politiker und
ihrer neu gegrundeten Wahlplattform Goran
(Wechsel bzw. Veranderung) gehort. Zur Un-
terhaltung schalten Araber wie Kurden aller-
dings oft lieber auf internationale und arabi-
sche Musik- und Filmsender.

Wie auch anderenorts nahm in den vergan-
genen Jahren das Internet an Bedeutung zu.
Die Iraker holten schnell nach, was thnen — mit
Ausnahme Kurdistans — vor 2003 verwehrt
war. Wie viele von Irakern betriebene Web-
seiten und Blogs existieren, lasst sich schwer
erfassen. Das Internet als Informationsquel-
le und Kommunikationsort nutzt jedoch eher
den Lese- und Schreibkundigen und vor allem
den jungen Leuten. Durch die unzureichende
Stromversorgung und noch unterentwickel-
te Infrastruktur von Providern ist der Zugang
zum Netz im gesamten Land eingeschrankt.

Das Klima von Gewalt und Krieg mach-
te insbesondere die News-Ticker zu einem
wichtigen Teil von Strategien des Uberlebens.
Denn, so Zuhair al-Jezairy, ,der Nachrichten
entsprechend muss ich entscheiden, ob ich
meine Kinder zur Schule schicke oder nicht,
ob ich einkaufen gehe oder nicht, oder ob ich
von einer Minute zur nachsten in einen ande-
ren Raum meines Hauses gehen soll. Zeitun-
gen hingegen sind eine Art Geschichte“.I'

Identitatspolitische Strategien
in den Medien

38

Ethno-konfessionell basierte Parteien ma-
chen ethno-konfessionelle Medien und nut-
zen diese fur die Verbreitung von spezifischen
Ordnungsvorstellungen. Das hat Ibrahim al-
Marashi fur den Irak anhand des Satelliten-
fernsehens bereits festgestellt.

Sprachregelungen: Al-Marashi zeigt, wie
politische Einstellungen Sprachregelungen

I Vgl. Interview mit Z. al-Jezairy (Anm. 6).
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diktieren. So weist er darauf hin, dass im
Fernsehen von Akteuren, die den Krieg im
Jahr 2003 befurworteten beziehungswei-
se sich mit der Besatzung arrangierten, US-
Soldaten und ihre Verbuindeten neutral als
»Koalition“ oder ,multinationale Krafte“ be-
zeichnet werden, wahrend sie bei ihren Geg-
nern ,Besatzer” heiflen. Aufstandische gegen
die multinationalen Krafte erhalten das Label
»Terroristen®, sterben jedoch Angehorige der
neuen irakischen Sicherheitskrafte, sind sie
»~Martyrer“.I" Mit der Politik der Integration
der Stamme und ehemaliger Aufstandischer
ubernahmen Regierungs- und andere Medien
allerdings die Bezeichnung ,,Outlaws® statt
JTerroristen®.

Sprachregelungen kennen aber auch die-
jenigen Akteure, die den ethno-konfes-
sionell begrundeten Konflikten und dem
Nicht-Wissen der einen uber die anderen
entgegenwirken. So die Online-Nachrich-
tenagentur Aswat al-Iraq, die Seiten auf Ara-
bisch, Kurdisch und Englisch betreibt: Poli-
tiker und andere Prominente werden in ihrer
Funktion, jedoch ohne die fur die jeweilige
Bezugsgruppe wichtigen Ehrentitel wie ,,Ex-
zellenz“ genannt, ,Miartyrer” und ,Terro-
risten® gibt es nur in direkten Zitaten. Um
den im fragmentierten Irak lebenden Men-
schen das Land naherzubringen, erhilt der
Leser als Nachtrag zu lokalen Nachrichten
und Berichten geographische Informationen.
Zahlreiche Medien nutzen Aswat al-Iraq als
Quelle, aber die Mission der Verstandigung
kommt kaum an.

Symbole und Bilder: Irakische Medienpro-
duzenten tendieren dazu, Begriffe, Symbole
und Bilder einzusetzen, um an Gruppeniden-
titaten zu erinnern und diese zu bestatigen.
Das beginnt beim Namen und Logo und
setzt sich fort uber praferierte Archivfotos,
Perspektiveneinstellungen und das Datum.
Auf Zeitungen beispielsweise finden sich oft
mehrere Datumsangaben: arabischsprachig
nach Gregorianischem Kalender, kombiniert
mit einer entsprechenden englischsprachigen
Ubersetzung oder dem Datum nach dem is-
lamischen Kalender. Die DPK-Tageszeitung

I Vgl. Ibrahim al-Marashi, The Dynamics of Iraq’s
Media: Ethno-Sectarian Violence, Political Islam, Pu-
blic Advocacy and Globalization, Budapest 2007, on-
line: www.policy.hu/document/200808/al_marashi.
pdf&letoltes=1 (13.4.2010).
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Xebat prasentiert aufler dem ,westlichen®
und ,islamischen“ Datum noch ein drittes
nach dem kurdischen Kalender, das im Jahre
700 v.u.Z. beginnt.

Sprache: Auch wird auf die feine Sprache
von Wort und Bild geachtet. So ist es kein
Zufall, dass die DPK-Medien stets von ,,fode-
raler Regierung® sprechen, wahrend Parteien
arablscher Interessengruppen ,irakische Re-
gierung® und ,Zentralregierung® bevorzu-
gen. Vielmehr wird durch die Wortwahl die
Praferenz zu einer bestimmten Staatsform
unterstrichen. Wahrend Foderalismus fur die
meisten arabischen Akteure eher uninteres-
sant oder bedrohlich ist, sind die kurdischen
Parteien unter anderem aus Grunden erleb-
ter Verfolgung ganz besonders daran inter-
essiert, es nie wieder mit einem Zentralstaat
Irak zu tun zu haben.

Differenzierung: Nimmt man die Zeitun-
gen genauer in den Blick, treten drei identi-
tatspolitsche Strategien besonders hervor:
Erstens Uben sich die Medienmacher in et-
was, das in den Geistes- und Sozialwissen-
schaften Othering genannt wird; das heifdt
eine Differenzierung der vorgestellten eige-
nen Gruppe von einer anderen, um die eige-
ne Gruppe positiv abzusetzen. So geistern
beispielsweise in kurdischen Zeitungen Ste-
reotype vom ,,Araber” herum, und ein ,,gu-
ter Araber” ist eigentlich nur, wer die kur-
dische Sache unterstutzt. Obwohl es sich in
der arabischen Presse vielerorts durchgesetzt
hat, von ,Region Kurdistan“ statt ,,Norden
des Irak“ zu schreiben und damit eben auch
die arabischen Leser an die neue Realitat ge-
wohnt werden sollen, ist der ,beste Kurde®
immer noch derjenige, der fur die ,irakische
Nation® eintritt.

Mythologie: Zweitens erinnern insbeson-
dere Parteizeitungen immer wieder an die
Vergangenheit beziehungsweise an jene Er-
eignisse und Personen, die in der eigenen
Mythologie einen besonders hohen Stellen-
wert einnehmen. ,Geflossenes Blut“ ist da-
bei ein zentrales Motiv. Zum Beispiel ist in
der DPK-Zeitung Xebat jeden Tag auf einer
der Seiten fur ,Innenpolitische Nachrich-
ten“ (auf denen ausschlieffilich Nachrichten
aus Kurdistan verbreitet werden) der farb-
lich abgesetzte Mahnspruch zu lesen: ,Jetzt,
da du unter dem Schutz der Freiheit Kurdis-
tans arbeitest, sollst du an das Blut und die

Miuhen der Martyrer denken“. Diese Zei-
le stammt von Chefredakteur Nazhad Sur-
me, der Uberzeugt ist, dass trotz moderne-
rer Kommunikationsmittel das Medium
Zeitung nicht uberholt sei, denn ,Zeitungen

sind Dokumente®“.1'®

In der Regierungszeitung al-Sabah erfol-
gen Bezuge auf Geschichte etwas subtiler.
So hief§ es in einer Kolumne des Chefredak-
teurs am Tag nach der Wiedereroffnung des
Irakischen Nationalmuseums im Februar
2009: ,,Die Eroffnung ruhmte sich mit tau-
senden altertumlichen Ausstellungsstucken,
die die Zivilisationen Sumers, Akkads, Ba-
byloniens und Assyriens verkorpern und
Beweis sind fur den Sieg des zivilen Le-
bens und des Rechtsstaats.“1” Rechtsstaat
(dawlat al-qanin) war gleichzeitig auch der
Name der von Nuri al-Maliki gefuhrten
Allianz.

Legitimation durch Wissenschaft: Eine
weitere identitatspolitische Strategie besteht
schliefilich darin, mittels Wissenschaft neue
und alte Bedeutung zu legitimieren. So erkla-
ren oder bezeugen irakische Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler die kulturelle,
wirtschaftliche oder politische Uberlegen-
heit beispielsweise der Kurden gegentuber den
Arabern und umgekehrt, oder sie unterstut-
zen Argumentationen um historische An-
spruche auf Territorium und Guter. Aufler-
dem erfreuen sich Umfragen zu politischen
Themen, prasentiert in bunten Diagrammen,
immer groflerer Beliebtheit. Wissenschaft
kommt aber auch ins Spiel, wenn es um Iden-
titatsangebote geht, die nicht ganz oben auf
der Agenda ethno-konfessioneller und reli-
gioser Parteien stehen, wie zum Beispiel Un-
gerechtigkeiten auf der Basis von Geschlecht
und Klasse oder aber Konzepte von Burger-
und Zivilgesellschaft. Hier sind es vor allem
,westliche® Wissenschaftler und Philoso-
phen, derer sich in den Argumentationen be-
dient wird.

Zeitungen und Identitat

Dass es Dank des Fernsehens weniger Be-
darf gibt an gedruckten Pressemeldungen,

I'* So in einem Interview der Autorin mit Nazhad
Surme in Erbil/Irak am 12.10.2009.
IV Falah al-Mashaal in: al-Sabah vom 24.2.2009.

APuZ 24/2010

39



40

die Fragen beantworten wie ,wer traf wen®,
»was sagte wer” oder ,wo wurde geschossen®,
heifit nicht, dass sich das Zeitungsgeschift er-
ledigt hat. Im Gegenteil: So hat sich die im
Januar 2006 erstmals erschienene unabhangi-
ge kurdische Wochenzeitung Awéne auf Kor-
ruption und Misswirtschaft in der Region
Kurdistan spezialisiert. Der Chefredakteur
Shiwan Mihemmed, ein ehemaliger Kom-
munist, stand bislang mehrmals vor Gericht,
weil sich die herrschende Elite ungern kriti-
sieren lasst. In der Zeitung bilden auflerdem
Nachrichten uber ,,Ehrenmorde® und Selbst-
verbrennungen von Frauen quasi eine eigene

kleine Rubrik.

All das wirkt ebenfalls auf Vorstellungen
davon ein, wer wir sind, was wir sein wollen
und wie wir uns von anderen abgrenzen. Al-
lerdings heifit das nicht, dass Awéne weniger
kurdisch-nationalistisch ist als die DPK- und
PUK-Zeitungen. Nicht von ungefahr hat die
Zeitung eine standige Themenseite ,,Kirkuk .
Diese ist nicht nur Ausdruck von kurdischem
Patriotismus. Vielmehr herrscht in der Regi-
on Kurdistan das konsensuale Gesetz, dass,
wer gehort oder gewahlt werden will, in der
Kirkuk-Frage Engagement demonstrieren
muss. Ein Ausbruch aus alten Mustern ist
noch nicht in Sicht.

Tabelle: Religiose Gruppen im Irak
(Schatzungen aus dem Jahr 2010)

Marie-Christine Heinze

Wattenproliferation,
Kleinwattenkontrolle

und ,Watfenkultur®

1m Jemen

Der Begriff ,Waffenkultur® ist wissen-
schaftlich umstritten und sein analyti-
scher Nutzen in der Tat fraglich.I' Von Be-

furwortern der Klein-
waffenkontrolle wird
er oftmals in pejora-
tivem Sinne benutzt,
um Waffenbesitzern
ein archaisches, ruck-
warts gewandtes Welt-
bild und eine unzivili-

Marie-Christine Heinze
M.A./M.P.S.; Doktorandin an
der Bielefeld Graduate School
in History and Sociology,
Universitat Bielefeld, Postfach
100131, 33501 Bielefeld.
marie.heinze@uni-bielefeld.de

Muslime 97 %

Darunter: Schiiten 60 % bis 65 %

Sunniten 32 % bis 37 %

Christen oder andere 3%

Quelle: CTA World Factbook.

Tabelle: Ethnische Gruppen im Irak
(Schatzungen aus dem Jahr 2010)

Araber 75 % bis 80 %

Kurden 15 % bis 20 %

Turkmenen, Assyrer 5%

oder andere

Quelle: CTIA World Factbook.
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sierte Lebensweise zu

unterstellen. Da Waffen zur unmittelbaren
Gewalt befahigen, unterlaufen selbst die Be-
sitzer legaler Schusswaffen nach dieser Les-
art das Gewaltmonopol, das in einem ,zi-
vilisierten, modernen® Staat in dessen Han-
den liegen sollte. In den USA beispielsweise
speist sich das umstrittene Recht auf legalen
Waffenbesitz aus dem zweiten Zusatzartikel
zur Verfassung, dem Second Amendment aus
dem Jahr 1791, wonach eine ,wohl organisier-
te Miliz fur die Sicherheit eines freien Staa-
tes notwendig ist“ — und es zum Zeitpunkt
seiner Kodifikation wohl auch war. Das mit
der erfolgreichen Eroberung und ,Zivilisie-
rung“ des ,wilden Westens“ einhergehende
Bild des aufrechten, unabhangigen mannli-
chen (und weiflen) Burgers, der notfalls die
Verteidigung von Recht und Ordnung auch
in die eigene Hand nimmt, pragt bis heute das
Selbstbild vieler Gegner strengerer Kleinwaf-
fenkontrollen in den USA. Sie argumentieren,
dass die meisten Waffenbesitzer verantwor-
tungsvoll agierende, rechtschaffene Burger
sind und Waffen notwendig seien, um sich ge-
gen bewaffnete Kriminelle, notfalls aber auch
die amerikanische Nation gegen innere und
auflere Feinde zu verteidigen.

Die Art und Weise, wie in den USA Waf-
fenbesitz reguliert wird, ist demnach histo-
risch und gesellschaftlich bedingt. Die seit


mailto:marie.heinze@uni-bielefeld.de

Jahrzehnten andauernde, zum Teil voller
Hass und Verachtung gefuhrte Debatte zwi-
schen Befurwortern und Gegnern von Klein-
waffenkontrolle verweist auf tiefe Graben
in der amerikanischen Gesellschaft, in wel-
cher ,hochmutige Intellektuelle®, die ,ame-
rikanische Werte verraten®, einer ,hinter-
wildlerischen, unzivilisierten Waffenkultur®
gegenuberstehen. Was die moderne ameri-
kanische Nation ausmacht, was die funda-
mentalen Werte der amerikanischen Gesell-
schaft sein sollten, steht hier im Herzen der
Debatte. Debatten uber Kleinwaffenkontrol-
le und ,Waffenkultur® sind daher Debatten
uber die politische Verfasstheit einer Gesell-
schaft. Die Fragen, auf welche Art und Wei-
se in einer Gesellschaft die Anwendung von
Gewalt reguliert wird, wer jenseits des Staa-
tes das Recht auf legalen Waffenbesitz haben
sollte und warum, sind fest mit divergieren-
den Konzepten von kollektiver Identitat, Zi-
vilisation und Moderne und damit einherge-
henden Machtanspruchen verbunden.

Dies ist im Jemen nicht anders. Gemaf} ei-
ner im Jahr 2007 vom Schweizer Forschungs-
institut Small Arms Survey herausgegebe-
nen Rangliste zu zivilem Kleinwaffenbesitz
liegt der Jemen mit geschatzten 54,8 Waf-
fen pro 100 Einwohner auf Platz zwei, nur
ubertroffen von den USA mit etwa 88,8 Waf-
fen pro 100 Einwohner und gefolgt von der
Schweiz auf Platz drei (45,7/100) und Finn-
land auf Platz vier (45,3/100). Deutsch-
land liegt mit geschatzten 30,3 Waffen pro
100 Einwohner auf Platz 15. Auch im Jemen
kreist die Debatte zum Thema Waffenbesitz
um fundamentale Fragen wie gesellschaftli-
che Ordnung, Staatlichkeit, Zivilisation und
Moderne. Und auch hier wird der Begriff
SWaftenkultur® (thaqafat as-silah) in kultu-
rell essentialisierender Weise mit dem Ziel
eingesetzt, bestimmte soziale Gruppen in
Besitz von Waffen als homogen darzustellen,
ihre Lebensweise und soziopolitische Rol-
le im Gegensatz zu der eigenen als unzivili-
siert, ruckstandig und fortschrittshinderlich
zu diskreditieren. Die inhaltliche Ausgestal-
tung der Diskussion differiert in dem Mafle

I' Ich danke Bekim Agai, Gabriele vom Bruck, Jean-
Raphaél Giuliani und Jeanette Prochnow fur ihre
Kommentare zu fruheren Versionen dieses Beitrags.
> Vgl. Annexe 5 (civilian firearms, by ownership
rate), in: Small Arms Survey 2007, online: www.small-
armssurvey.org/files/sas/publications/yearb2007.html
(21.4.2010).

von der Debatte in den USA, wie dies die his-
torischen, politischen und gesellschaftlichen
Umstande tun.

Historischer Kontext

Die ersten modernen Waffen kamen mit den
Kolonialmachten in den Jemen.P Im Jahr
1839 besetzte Grofibritannien die strategisch
wichtige Hafenstadt Aden in der Nahe vom
Bab al-Mandab im Suden des Landes. Aus
der britischen Garnison in Aden gelangte
eine geringe Anzahl moderner Waffen entwe-
der auf illegalem Wege in jemenitische Hande
oder durch den Verkauf alterer Waffentypen
im Zuge der Modernisierung der Bestande.l*
Weit mehr Waffen brachte die zweite osma-
nische Besatzung (1872-1918/19) in den Nor-
den des Jemen. In den andauernden gewalt-
samen Auseinandersetzungen zwischen den
osmanischen Besatzern, dem dort herrschen-
den Imam und den Stammen fielen zahlreiche
Waffen in die Hande der nordjemenitischen
Bevolkerung.

Der nachste grofle Zustrom moderner
Waffen steht in direkter Verbindung mit der
Grundung der ersten beiden modernen je-
menitischen Staaten: Im Norden des Landes
wurden in einem von 1962 bis 1967 dauernden
Burgerkrieg, aus welchem 1967 die Arabische
Republik Jemen (,Nordjemen®) hervorging,
die konfligierenden Parteien von Saudi-Ara-
bien auf der einen und Agypten auf der ande-
ren Seite unter anderem mit Waffenlieferun-
gen unterstutzt. Diese Waffen fanden auch
thren Weg in den Suiden, wo ein von 1963 bis
1967 andauernder Aufstand die Vorherrschaft
der Briten in Aden und dessen Hinterland be-
endete.P 1967 wurde hier mit der Demokrati-
schen Volksrepublik Jemen (,Sudjemen®) eine
neue Staatsform marxistisch-sozialistischer

P Ausfuhrlicheres zur modernen Geschichte des
Jemen findet sich unter anderem bei Paul Dresch,
A history of modern Yemen, Cambridge 2000; Brian
Whitaker, The birth of modern Yemen, 2009, online:
www.al-bab.com/yemen/birthofmodernyemen/de-
fault.htm (13.5.2010).

I* Vgl. Derek B. Miller, Demand, stockpiles, and social
controls. Small arms in Yemen, Genf 2003, S. 9, online:
www.smallarmssurvey.org/files/sas/publications/o_
papers_pdf/2003-0p09-yemen.pdf (21.4.2010).

I Vgl. Clive Jones, Among ministers, mavericks and
mandarins. Britain, covert action and the Yemen civil
war, 1962-1964, in: Middle Eastern Studies, 40 (2004)
1,S. 101f1.
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Couleur errichtet, deren gesellschaftliches
Experiment vor allem das Leben der Bewoh-
ner von Aden nachhaltig verandern sollte.

1990 vereinigten sich die beiden Staaten zur
Republik Jemen. 1994 allerdings erklarten
Teile der ehemaligen sudjemenitischen Elite
aus Unzufriedenheit mit der Machtteilung die
Sezession des Sudens. In dem darauffolgenden
Burgerkrieg rekrutierte vor allem das nord-
jemenitische Militar zahlreiche Manner aus
der Bevolkerung — unter ihnen viele aus Af-
ghanistan zurtckgekehrte Dschihadisten —,
die es bewaffnete und an seiner Seite kamp-
fen lief. Die sudjemenitische Sezessionsbe-
wegung unterlag und viele ihrer Anfuhrer
flohen ins Exil. Die auf diesen Krieg folgen-
den Plunderungen der Waffenlager im Su-
den durch die nordjemenitische Armee sowie
diejenigen, die auf ihrer Seite gekampft hat-
ten, fuhrten zu einer noch weiteren Verbrei-
tung von Kleinwaffen im Lande und damit zu
Preissenkungen, welche die Watfen selbst fur
den Armsten erschwinglich machten.

In der Erinnerung der Jemeniten sind die
genannten Revolutionen und der weniger als
zwanzig Jahre zuruckliegende Burgerkrieg
von 1994 hochst lebendig. Diese gewaltsa-
men Umbruche haben die politische und ge-
sellschaftliche Landschaft des Jemen nach-
haltig verandert. Das kollektive Gedachtnis
vieler Jemeniten ist daher eng verbunden mit
den Waffen, die meist uber Interventions-
machte in das Land kamen und jeweils den
Sieg einer Herrschaftsform uber eine andere
mit begrundeten. Eine AKS-74U (eine kur-
ze Variante der Kalaschnikow) beispielsweise
ist unter dem Namen ,,al-Jifri“ bekannt. Abd
al-Rahman al-Jifri war einer der Anfuhrer
der sudlichen Sezessionsbewegung von 1994.
Erzahlungen von Jemeniten nach soll er da-
mals diese Waffe an die Mitstreiter der Sezes-
sionisten verteilt haben. Eine andere Variante
der Kalaschnikow ist unter der Bezeichnung
,mu’tamar® bekannt. Dieser Name bezieht
sich nach Aussagen von Jemeniten auf die
Regierungspartei Allgemeiner Volkskongress
(al-mu’tamar al-sha’bi al-’am), die im Bur-
gerkrieg 1994 die auf ihrer Seite Kampfen-
den mit dieser Waffe ausstattete und deren
Verteilung erneut vor den Parlamentswahlen
2003 gezielt zur Sicherung von Loyalitaten
einsetzte.l’

I Interviews der Autorin im Jemen (2009/2010).
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Politischer und
gesellschaftlicher Kontext

Der Sieg des Nordens uber den Suden im Bur-
gerkrieg von 1994 bedeutete mehr als nur den
Sieg einer politischen Elite uber eine andere. Es
war der Sieg eines politischen Systems Uber ein
anderes, einer Geschichtsschreibung tber eine
andere, einer spezifischen Gesellschaftsform
uber eine andere. Wahrend in der Arabischen
Republik Jemen beispielsweise das Tragen von
Waffen nicht reguliert gewesen war, war es
in der Demokratischen Volksrepublik Jemen
strikt untersagt. Das nordjemenitische politi-
sche System grundet seit der Revolution 1962-
1967 auf einem komplexen Zusammenspiel von
politischer Elite, Militarapparat und den Stam-
men, wobei diese drei Institutionen durchaus
auch in Personalunion auftreten konnen.

Der seit 1978 den Nordjemen und seit 1990
die vereinigte Republik Jemen regierende Pra-
sident Ali Abdallah Salih ist als Mitglied des
Stammes Sanhan und fruherer Oberstleut-
nant der nordjemenitischen Armee hierfur das
herausragende Beispiel. Salih umgibt sich mit
einem engen Kreis von Verwandten und Ver-
trauten und hat uber die Jahrzehnte ein kom-
plexes Regierungssystem entwickelt, das auf
den Mechanismen Patronage, Kooptation und
divide et impera aufbaut: Politisch einflussrei-
che Personlichkeiten versorgt er entweder mit
Posten in Verwaltung, Militar und Regierung
oder erkauft sich ihre temporire Loyalitat
und damit die ihrer Anhanger oder Stammes-
mitglieder durch teure Geschenke wie Geld,
Autos oder auch Waffen. Alternativ schurt er
Konflikte beispielsweise zwischen zu einfluss-
reich gewordenen Stimmen, so dass sich diese
in lokalen Konflikten aufreiben, anstatt ihre
Aufmerksamkeit auf die Hauptstadt zu rich-
ten. Waffen sind demnach ein wichtiger Be-
standteil des politischen Systems, in welchem
die Loyalitat der auf Autonomie bedachten
Stamme stets erkauft oder alternativ thre Wi-
derstandskraft zerrieben werden muss.

Die jemenitischen Stamme (gaba’il) stel-
len die grofite gesellschaftliche Gruppe im
Nordjemen und sind dort ein wichtiger po-
litischer und okonomischer Faktor. Sie sind
keine Nomaden, sondern sesshafte Bauern.
Landbesitz ist damit ein wichtiger Faktor in
der Konstitution ihrer politischen Autono-
mie. Diese wird des Weiteren auch uber ihre



Stellung als traditionelle Beschutzer der an-
deren gesellschaftlichen Gruppen im ruralen
Norden des JemenV hergestellt. Individuel-
le und kollektive Autonomie und Ehre sind
die zentralen Trager des tribalen Wertesys-
tems (gabyala), wobei die Ehre eines gabili
sich auf die Unverletzlichkeit seines personli-
chen Territoriums ebenso bezieht wie auf das
seines Stammes, auf die Solidaritit mit seinen
(Stammes-)Angehorigen sowie auf die Ver-
teidigung von Schutzbefohlenen.l®

Fur viele Bewohner des jemenitischen
Hochlands, in welches die Macht des Staa-
tes nur selten reicht, sind die Stamme bis heu-
te die Hauptgaranten von Sicherheit. Thren
symbolischen Ausdruck findet diese Auto-
nomie und Ehre der gaba’il unter anderem im
Tragen des Gewehrs. Auf staatlicher Ebene
manifestiert sich die Autonomie der gaba’il
jedoch nicht in einer Trennung von Staat und
Stamm. Ganz im Gegenteil lisst sich heu-
te eine enge Verflechtung dieser beobachten,
denn zahlreiche einfache Stammesleute sit-
zen heute in Verwaltungsbehorden und zahl-
reiche Stammesoberhaupter und deren Sohne
haben einflussreiche Positionen in staatlichen
Institutionen inne. Dadurch sind sie jedoch
nicht im modernen Staatsgefuge aufgegan-
gen, sondern haben dieses durchdrungen und
nutzen es oftmals zur Durchsetzung ihrer in-
dividuellen und kollektiven Interessen.

Derzeitige Sicherheitslage

Der Jemen sieht sich derzeit mit drei gewalt-
samen Konflikten konfrontiert:l’ Die grofite
Aufmerksamkeit im Westen findet das lokale
Netzwerk von al-Qaida, hier bekannt unter
dem Namen al-Qaida on the Arabian Pen-
insula (AQAP). Sein Aktionspotenzial wird
zwar um einiges hoher eingeschatzt als noch
vor einigen Jahren, es stellt jedoch keine exis-

I’ Dies sind die sich uber religiose Kriterien definie-
renden sada und fugaha sowie eine heterogene Grup-
pe niederer Berufsstande (bani al-khums).

I Vgl. Paul Dresch, Tribes, government and history
in Yemen, Oxford 1989, S. 75 ff.

I’ Vgl. ausfuhrlicher Marie-Christine Heinze, Den
Jemen stabilisieren. Hintergrunde und Handlungs-
optionen im Hinblick auf die aktuellen Konflik-
te des Landes, in: Institut fur Friedensforschung
und Sicherheitspolitik an der Universitat Hamburg
(IFSH) et al., Friedensgutachten 2010, Munster 2010,
S. 169-180.

tenzielle Gefahr fur die Stabilitit und Einheit
des Landes oder das Uberleben des derzeiti-
gen Regimes dar.

In einem fragilen Waffenstillstand befin-
det sich derzeit der Konflikt mit der Rebellen-
gruppe der Huthis im Norden des Landes, der
sich seit 2004 Uber insgesamt sechs Runden
erstreckte, hunderten Jemeniten das Leben
kostete und etwa 350000 Binnenvertriebene
zur Folge hatte. Im Rahmen dieses Krieges
kampften zuletzt Stamme auf beiden Seiten
und wurden von diesen mit Waffen ausgestat-
tet. Die Dauer des Konflikts bedingt sich aber
auch dadurch, dass sich in der Region Uber die
Jahre eine komplexe Kriegsokonomie heraus-
gebildet hat, in welcher der Schmuggel von
Waffen uber die porose Grenze nach Saudi-
Arabien eine zentrale Bedeutung einnimmt.

Hochst gefahrlich fur die Stabilitat des ge-
samten Landes ist die Sezessionsbewegung
im Studen, bekannt unter dem Namen Si#d-
liche Bewegung. Diese wird inzwischen von
groflen Teilen der Bevolkerung im Sudjemen
mitgetragen und wendet sich im Rahmen
meist friedlicher Demonstrationen gegen die
inzwischen von vielen als ,,nordliche Besat-
zung®“ empfundene Zentralisierung des poli-
tischen Systems, im Rahmen derer seit 1994
alle wichtigen Postenin den Regionen des ehe-
maligen Sudjemen an dem Prasidenten nahe
stehende Nordjemeniten vergeben werden.
Da angesichts der breiten Unterstutzung fur
die Bewegung die giangigen Kooptationsme-
chanismen des Regimes versagen, geht dieses
zunehmend mit Gewalt gegen die Demons-
tranten vor. Vor dem Hintergrund dieser in-
stabilen Lage und dem allgemeinen Mangel
an (Rechts-)Sicherheit ist eine anwachsende
Selbstbewaffnung sogar unter solchen Sudje-
meniten, die bisher keine Waffe besaflen, zu
verzeichnen. Auch im Norden des Landes ist
die Nachfrage nach Waffen derzeit ungebro-
chen, und alles deutet darauf hin, dass sich
die Anhanger der Huthis durch das Aufkau-
fen frei verfugbarer Waffen auf eine weitere
Runde des Konflikts vorbereiten.

Kleinwatfenkontrollprogramm

Manner mit geschultertem Gewehr gehor-
ten bis vor Kurzem noch zum alltaglichen
Straflenbild der Hauptstadt Sanaa. Es exis-
tieren auflerdem etwa 18 Waffenmarkte un-
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terschiedlicher Grofle, auf denen es jegliche
Art von kleinen und leichten Waffen frei zu
kaufen gibt.I'> Hier muss jedoch erheblichen
regionalen Unterschieden Rechnung getra-
gen werden: Im jemenitischen Hochland im
Norden des Landes gehort das Gewehr zum
selbstverstandlichen Besitz eines Mannes.
Hingegen sind das Tragen und sogar der Be-
sitz von Waffen in den Kustenstreifen des Ro-
ten und Arabischen Meeres sowie im Osten
des Landes, in der Region um Taizz und Ibb
sudlich von Sanaa wie auch in der ehemaligen
Hauptstadt des Sudens, Aden, unublich.

Nachdem das Tragen von Kleinwaffen vor
der Vereinigung im Jahr 1990 im Nordjemen
ungeregelt und im Sudjemen strikt verboten
war, einigte man sich nach dem Zusammen-
schluss beider Lander auf das Gesetz Nr. 40,
welches 1992 verabschiedet wurde und 1994
in Kraft trat. Es regelt das Tragen von Klein-
waffen und den Handel mit diesen. Gemaf}
Artikel 9 dieses Gesetzes ist den Burgern des
Jemen der Besitz von Kleinwaffen zur ,legi-
timen Verteidigung® erlaubt. Das Tragen von
Waffen in Sanaa und den Hauptstidten der
Provinzen unterliegt dem Besitz einer Lizenz
(Art. 10), fur welche man mindestens 18 Jah-
re alt sein muss und die das Tragen von nur
einer Waffe auf einmal erlaubt (Art. 14). Das
Handeln mit Waffen ist jeder Person oder Sei-
te untersagt, die nicht iber eine entsprechen-
de Lizenz verfugt (Art. 11). In den vergange-
nen zwei Jahrzehnten fand dieses Gesetz nur
beschrankt und mit groflen regionalen Un-
terschieden Anwendung.

1999 brachte die Regierung ein neues, ver-
scharftes Kleinwaffenkontrollgesetz in das
Parlament ein. Dieser Gesetzentwurf, wo-
nach u.a. das Tragen von Waffen auch jen-
seits der Stadte eingeschrankt und nur noch
ausgewahlten Wurdentragern vorbehalten
sein soll, wurde seitdem zwar wiederholt im
Parlament diskutiert, allerdings nicht verab-
schiedet. Einer der bekanntesten Gegner des
Gesetzes war der im Dezember 2007 ver-
storbene Parlamentsprasident und oberster
Stammesfuhrer der Hashid-Stammeskonfo-
deration, Scheich Abdallah al-Ahmar. Die
Regierung nutzte die Auseinandersetzung
mit den im Parlament vertretenen Stammes-

I Vgl. Gavin Hales, Fault lines. Tracking armed vi-
olence in Yemen, Small arms survey — Yemen armed
violence assessment, Issue Brief, (2010) 1, S. 6.
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reprasentanten um das verscharfte Waffen-
gesetz dazu, sich selbst als Vorreiterin eines
modernen Staatskonzepts zu profilieren, in-
dem sie die Schuld an dem Nichtzustande-
kommen dieser Gesetzgebung den im Par-
lament sitzenden Stammesvertretern und
dem ,ruckstandigen® politischen System, das
diese reprasentierten und das den Aufbau ei-
nes modernen demokratischen Staates ver-
hindere, zuschob. Scheich Abdallah al-Ah-
mar setzte dieser Argumentation entgegen,
dass sich die Regierung bislang nicht einmal
darum bemuht habe, das weit weniger strikte
Gesetz von 1992 richtig durchzusetzen. Es sei
nicht einzusehen, warum das Parlament eine
striktere Waffengesetzgebung verabschie-
den solle, wenn die Regierung sich nicht dar-
um bemihe, Uberhaupt irgendeine Form von
Kleinwaffenkontrolle zu implementieren.

Eine staatlich implementierte Kleinwaffen-
kontrolle geht daher nur schleppend vor-
an: Im Rahmen eines unter groflem Medien-
echo durchgefuhrten Kleinwaffenkontroll-
programms gilt seit dem 23. August 2007 in
Sanaa und in den Hauptstadten aller Gouver-
nements ein nur wenige Wurdentrager aus-
nehmendes, mit Erfolg implementiertes Ver-
bot, Waffen zu tragen. Daruber hinaus haben
die Sicherheitskrafte mehrfach offentlich-
keitswirksam die Waffenmarkte geschlossen,
was allerdings lediglich eine Verlagerung des
Handels in die Privathauser der Handler mit
sich brachte. Nach einiger Zeit kehrten diese
auf die Markte zuruck, wo sie ithre Geschaf-
te fortsetzten, bis die Regierung eine neue
Schlieffung der Markte fur politisch notwen-
dig erachtete. Auflerdem sollte ein mit Gel-
dern aus Saudi-Arabien und den USA fi-
nanziertes Ruckkaufprogramm die Anzahl
von Waffen in der Zivilbevolkerung verrin-
gern. Die aufgekauften Waffen jedoch wur-
den nicht professionell registriert und gela-
gert und tauchten daher oftmals erneut auf
den Markten auf.

Debatte uber Kleinwaffenkontrolle
und ,Waffenkultur®

Vor dem Hintergrund der zunehmend in-
stabilen Lage im Lande und dem nur mi-
Rigen Erfolg des Kleinwaffenkontrollpro-
gramms wird die Frage des Waffenbesitzes
im Jemen immer wieder debattiert. Eine im
vergangenen Jahr vom jemenitischen Mei-



nungsforschungsinstitut Yemen Polling Cen-
ter durchgefuhrte Studie unter 400 Frauen
und Minnern in sieben Gouvernements er-
gab, dass die weite Verbreitung von Waffen
bei Uber 74 Prozent der Befragten Besorgnis
hervorruft. 97 Prozent begruflen die gesetz-
liche Regulierung des Tragens von Waffen
im Jemen, allerdings glauben nur 40 Pro-
zent der Befragten, dass die Regierung dazu
in der Lage sei, ein solches Gesetz landesweit
durchzusetzen. Ebenfalls nur knapp uber
43 Prozent glauben, dass die Regierung die
Regulierung des Tragens und Besitzens von
Kleinwaffen tatsachlich ernst nimmt.I"

Bei den Debatten uber Waffenproliferati-
on und Kleinwaffenkontrolle steht weniger
die Bewaffnung der Zivilbevolkerung in ver-
gangenen und gegenwartigen Konflikten als
vielmehr die politische Kultur des Landes im
Mittelpunkt, die vielen Befurwortern starke-
rer Kleinwaffenkontrollen als zu tribal ge-
pragt erscheint.l'? Die jemenitische Regierung
selbst nennt in ihrem Bericht zur UN Disar-
mament Conference 2006 neben den bewaff-
neten Konflikten der vergangenen Jahrzehn-
te folgende Griinde fur die weite Verbreitung
von Kleinwaffen: ,Yemen’s geographic posi-
tion, its proximity to hotbeds of tension and
armed struggles in the Horn of Africa region,
the length of the Yemeni coastline, the rug-
gedness of its topography, in addition to its
social structure founded on tribal bases that
glorify values of manhood and consider a
weapon to be one of the basic components of
aman’s character — all these factors combined
have encouraged and facilitated extensive
proliferation of small arms and light weapons
throughout Yemeni society.“I"’

I'' Vgl. Yemen Polling Center, The draft law of arms
bearing and possession, Sanaa 2010, online: www.ye-
menpolling.org/english/Projects-en/Law_of_Arms_
Survey_Result_March10,2010.pdf (25.4.2010).

I” Die im Folgenden dargestellten Argumente auf
beiden Seiten der Debatte sind — soweit nicht anders
erwahnt — eine Zusammenfassung aus zahlreichen
Zeitungsartikeln und anderen Publikationen zum
Thema sowie aus von der Autorin im Jemen gefuhr-
ten Interviews.

I National report submitted by the government of
the Republic of Yemen to the United Nations Confe-
rence to Review Progress Made in the Implementation
of the Programme of Action to Prevent, Combat and
Eradicate theIllicit Trade in Small Arms and Light We-
apons in All Its Aspects held in New York, 9.-20. Ja-
nuar 2006, S. 1, online: http://disarmament2.un.org/
cab/nationalreports/2006/Yemen.pdf (7.7.2008).

Der Verweis auf eine Kultur der Stam-
me, die Waffen als zentralen Bestandteil von
Mainnlichkeit betrachten, findet sich auch in
vielen anderen Publikationen. Werden in die-
sem Zusammenhang nicht die vorherrschen-
den Miannlichkeitskonzepte bemuht, so sind
es Phinomene wie Blutrache, das Entfuhren
von Auslandern oder das Schieflen in die Luft
bei Hochzeiten, welche nach dieser Ansicht
eine ,Gewaltkultur” (thagafat al-‘unf) in den
Stammen belegen und als Erklarungsmuster
fur die Verbreitung von Schusswaffen im Je-
men herangezogen werden mussen. Diese
SWaffenkultur” der Stamme gilt es nach Mei-
nung einer ganzen Bandbreite hochst diver-
ser gesellschaftlicher und politischer Akteure
zu Uberwinden. Zu diesen Akteuren zihlen
die meisten Intellektuellen des Landes, die
Aktivisten der hauptsachlich in Sanaa ange-
siedelten Zivilgesellschaft, viele Anhinger
der Sitdlichen Bewegung, die sich gegen eine
yIribalisierung” ihrer Region wenden, aber
auch prominente Islamisten, die sich von al-
Quaida abgrenzen wollen. Auch die Tatsa-
che, dass die Verabschiedung des verscharf-
ten Kleinwaffenkontrollgesetzes seit Jahren
im Parlament blockiert wird, ist nach Mei-
nung vieler dieser genannten Akteure allein
denjenigen Abgeordneten zur Last zu legen,
welche lediglich die direkten Interessen ih-
res Stammes im Parlament vertraten, anstatt
die Zukunft des gesamten Landes im Blick zu

haben.

Von Seiten der Staimme und anderer Geg-
ner strengerer Kleinwaffenkontrollen wird
hingegen argumentiert, dass man sich ger-
ne anderer Mittel zur Kommunikation und
Durchsetzung der eigenen Interessen bedie-
nen wurde, das politische System dies jedoch
nicht zulasse. Solange politische Einflussnah-
me und der Zugang zu okonomischen Res-
sourcen nur einer kleinen Machtelite vorbe-
halten sei, sei eine notfalls auch gewaltsame
Interessenvertretung der Bevolkerung ge-
genuber der Regierung bisweilen alternativ-
los. Auflerdem sei es allein der Fahigkeit der
Stamme zu bewaffnetem Widerstand zu ver-
danken, dass der Jemen noch keine Diktatur
geworden sei. Thr Vermogen, Druck auf die
jemenitische Regierung auszuuben und die-
ser gegebenenfalls auch die Unterstutzung
zu verweigern, sei der einzige Garant fur die
Aufrechterhaltung politischer Einflussnah-
me durch die Bevolkerung auf die Politik im
Jemen.
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Ferner sei das Tragen von Waffen ange-
sichts der Unfahigkeit der Regierung, Si-
cherheit herzustellen, eine unerlassliche
Notwendigkeit. Man sei unverzuglich be-
reit, seine Waffen aufzugeben, wenn der Je-
men ein sicheres Land sei, in welchem das
Rechtsstaatsprinzip gelte und die gerechte
Verteilung von Ressourcen sowie ein demo-
kratischer Zugang zur Macht garantiert wr-
den. Im Hinblick auf die Kultur der Stamme
seien Waffen vor allem als Schmuck zu be-
trachten, in welchem Mannlichkeit und tri-
bale Tugenden wie Ehre und die Bereitschaft
zum Schutz von Schwicheren ihren symbo-
lischen Ausdruck fanden. Sie seien jedoch
keinesfalls Ausdruck einer gewalttatigen
Grundhaltung. Ganz im Gegenteil unterlie-
ge die Anwendung von Gewalt nach lokalem
Recht (‘urf) eindeutigen Regeln und Nor-
men. Das Waffengesetz im Parlament werde
daher aus zwei Grunden blockiert: Erstens
sei die Verabschiedung eines neuen Geset-
zes nicht einzusehen, solange die Regierung
selbst das bestehende nicht umsetze. Zwei-
tens wurde eine verstirkte Kleinwaffenkon-
trolle zur Eindimmung von Kriminalitit
und zur Erhohung der Sicherheit der Be-
volkerung zwar begrufit, aber nicht solange
durch eine Entwaffnung der Stamme die Ge-
fahr bestehe, dass eine unbewaffnete Bevol-
kerung einem gewaltbereiten Regime hilflos
ausgeliefert sei.

Waffen, Nation, Staatlichkeit
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Waffen sind Instrumente zur Herstellung
von Macht, zur Ausubung von Gewalt und
zur Selbstverteidigung. Die Waffengesetzge-
bung eines Staates regelt daher, wer Uber ei-
nen legalen Zugang zu solchen Instrumenten
verfugen sollte. Debatten uber Waffenge-
setzgebung betreffen daher stets Vorstellun-
gen Uber die politische Ordnung einer Ge-
sellschaft, die wiederum nur im historischen,
politischen und gesellschaftlichen Kontext
verstanden werden konnen. In Landern fra-
giler Staatlichkeit, in denen oftmals eine gro-
e Lucke zwischen gesetzlichem Anspruch
und den realpolitischen Gegebenheiten klafft
und das Gewaltmonopol des Staates qua De-
finition in Frage gestellt wird, richtet sich die
Debatte uber Kleinwaffenkontrolle weniger
auf gesetzliche Regelungen als solche, son-
dern auf das politische und soziokulturelle
Gefuge, welches von den Akteursgruppen im
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Kampf um die politische Macht in Stellung
gebracht wird.

Die Stamme im Jemen, die sowohl uber die
Befahigung zu bewaffnetem Widerstand als
auch zur militarischen Unterstutzung des
Regimes verfugen, spielen nicht nur eine ein-
flussreiche Rolle in machtpolitischen Aus-
handlungsprozessen und somit im jemeniti-
schen Staatsbildungsprozess, sondern treten
daruber hinaus als zentrale Akteure in der
Debatte uber Kleinwaffenproliferation auf.
Sie sehen sich als Garanten fur Sicherheit
und Ordnung in einem politischen Kontext,
der von Instabilitat, Korruption sowie poli-
tischer und gesellschaftlicher Exklusion ge-
kennzeichnet ist. Die andere Seite sieht im
Stamm vor allem eine mit modernen Staats-
konzepten konfligierende Form gesellschaft-
licher und politischer Organisation. Seine
»Waffenkultur” wird als primordiale und un-
veranderliche Basis seiner Identitit wahrge-
nommen. Allein eine Uberwindung dieser
Lebensform konne nach dieser Lesart den
Aufbau eines modernen Staates garantieren.

Diese kulturelle Essentialisierung einer ge-
sellschaftlichen Gruppe wird auch als ,,Kul-
turalismus® oder zugespitzt als ,kultureller
Rassismus® bezeichnet und verweist auf die
Konstruktion sozialer Unterschiede anhand
vermeintlicher kultureller Merkmale. Kultu-
ralistische Argumentationsweisen sind im po-
litischen Kontext des Jemen auf beiden Seiten
der Kleinwaffenkontrolldebatte zu beobach-
ten, wobei die ,Waffenkultur” der Stamme je
nach Perspektive sowohl positiv als auch ne-
gativ konnotiert sein kann. In beiden Fallen
dient sie der Uberhohung und Abgrenzung
eigener Vorstellungen von gesellschaftlicher
Organisation und Zivilisation gegenuber ei-
nem politischer Konkurrenten.

Die Debatte uber Kleinwaffenproliferation,
-kontrolle und ,-kultur® ist demnach auch
im Jemen eine Debatte Uber Nation, Staat-
lichkeit und Moderne. Die Fokussierung auf
kulturelle Aspekte des Kleinwaffenbesitzes
scheint dabei an den harten Fakten (Konflikt,
Kriminalitait und Waffenhandel) vorbeizu-
gehen, trifft jedoch in vielerlei Hinsicht den
Kern der Auseinandersetzung: Welche Ord-
nung wollen wir uns geben?
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Sonja Hegasy
Sakularisierung des arabischen Denkens

Der Vernunfttheoretiker Mohammed al-Jabri kritisiert die zeitgenossischen Les-
arten der islamischen Geschichte. Mit seinen Beitragen zur individuellen Ver-
nunftanstrengung untermauert er Forderungen nach Demokratisierung.

Markus Loewe
Wirtschaftliche und menschliche Entwicklung

Die arabischen Liander hinken bei der menschlichen Entwicklung dem Rest der
Welt hinterher. Die Diskrepanz zwischen menschlicher und wirtschaftlicher Ent-
wicklung ist es, die der islamistischen Opposition Sympathie und Zulauf eintragt.

Nadine Kreitmeyr - Oliver Schlumberger
Autoritare Herrschaft in der arabischen Welt

Die arabischen Staaten weisen ein hohes Mafl an Stabilitat auf. Fur die Dauer-
haftigkeit der autoritiren Herrschaftsformen sind politische Systemstrukturen,
Gesellschaftsstrukturen sowie internationale Einflussfaktoren ausschlaggebend.

Amr Hamzawy
Partizipation von Islamisten in der arabischen Politik

Invielen arabischen Staaten fordern Islamisten Teilhabe am politischen Prozess. Wel-
che Fragen wurden von den Islamisten in den Vordergrund gestellt? Welche Auswir-
kungen hat ihre Teilhabe auf die eigene Bewegung und die politische Umgebung?

Kamal El Guennouni
Wandel des Frauen- und Familienrechts in Marokko

In Marokko lasst sich seit der Unabhangigkeit eine strukturelle Entkopplung des
Familienrechts von religiosen Inhalten beobachten. Eine zentrale These ist, dass die
Mechanismen dieser Entwicklung durch aufiere Eingriffe herbeigefuhrt wurden.

Andprea Fischer-Tabir
Identitatspolitik und Presse im Irak

Seit 2003 erlebt der Irak eine politische und gesellschaftliche Neuordnung. Me-
dien reflektieren diesen Prozess und wirken auf ihn ein, unter anderem dadurch,
dass sie Vorstellungen von Identitat und Ordnungsmodelle vermitteln.

Marie-Christine Heinze
Kleinwaffenkontrolle und ,Waffenkultur® im Jemen

Debatten uber Kleinwaffenkontrolle und ,Waffenkultur® sind Debatten uber die
politische Verfasstheit einer Gesellschaft. Auch im Jemen sind sie mit Konzepten
von kollektiver Identitat und damit einhergehenden Machtanspruchen verbunden.



	Editorial
	Die Säkularisierung des arabischen Denkens: Zur Trennung von Vernunft und Religion
	Struktur der arabischen Wissenschaft
	Säkularisierung des Denkens
	Auslegung der islamischen Quellen und Rolle der Vernunft
	Was ist „arabische“ Vernunft? 
	Schwächen seines Ansatzes
	Ausblick

	Die Diskrepanz zwischen wirtschaftlicher und menschlicher Entwicklung in der arabischen Welt
	Faktoren der menschlichen Entwicklung
	Stand der menschlichen Entwicklung in den arabischen Ländern
	Ökonomische Möglichkeiten
	Soziale Möglichkeiten
	Möglichkeiten der sozialen Absicherung
	Gesellschaftliche Möglichkeiten
	Politische Möglichkeiten
	Ursachen der schlechten Bilanz

	Autoritäre Herrschaft in der arabischen Welt
	Ursachen autoritärer Herrschaft im Vorderen Orient
	Ökonomische Faktoren
	Politische Faktoren
	Gesellschaftliche Faktoren
	Internationale Faktoren

	Informelle Beziehungen im Dreieck zwischen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft
	Verflechtung von Staat und Wirtschaft 
	Verflechtung von Staat und Zivilgesellschaft 

	Herausforderung für Demokratieförderer

	Partizipation von Islamisten in der arabischen Politik
	Formen islamistischer Partizipation
	Die ägyptische Muslimbruderschaft
	Legislative Prioritäten und Aktivitäten
	Verfassungsänderungen
	Dilemmata der Teilhabe

	Gesellschaftliche Differenzierungsprozesse und Wandel des Frauen- und Familienrechts in Marokko
	Familienrecht im vorkolonialen Marokko
	Zum Verhältnis von Familienrecht und Protektorat 
	Geburt des modernen Familienrechts 
	Schlussbetrachtung

	Partikularismus statt Pluralismus: Identitätspolitik und Presse im Irak
	Politische Neuordnung und Schwierigkeiten mit der Vielfalt
	Medienland Irak
	Reichweite von Presse
	Identitätspolitische Strategien in den Medien
	Zeitungen und Identität

	Waffenproliferation, Kleinwaffenkontrolle und „Waffenkultur“ im Jemen
	Historischer Kontext
	Politischer und gesellschaftlicher Kontext
	Derzeitige Sicherheitslage
	Kleinwaffenkontrollprogramm
	Debatte über Kleinwaffenkontrolle und „Waffenkultur“
	Waffen, Nation, Staatlichkeit




